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Editorial 

Liebe Leserinnen und Leser,

durch das Engagement der Fridays-for-Future- und Extinc-
tion-Rebellion-Bewegung bestimmten im Jahr 2019 der 
fortschreitende Klimawandel und seine spürbaren Auswir-
kungen sowie der weltweit rasante Rückgang der Artenviel-
falt wie nie zuvor die medialen und gesellschaftspolitischen 
Debatten. Anfang 2020 hat sich an der Bedeutung dieser 
Themen sowie der Dringlichkeit, politisch und gesellschaft-
lich zu handeln, nichts geändert. Insofern ist der Schwer-
punkt des vorliegenden Nachrichtenheftes der ARL zum 
Thema „Stadtökologie“ brandaktuell.

Die Themenbeiträge zeigen, wie wichtig städtisches 
Grün und Blau für uns und eine nachhaltige Stadtentwick-
lung sind. Grüne und blaue Infrastrukturen wirken sich po-
sitiv auf das (Mikro-)Klima, die Frischluftversorgung sowie 
die Artenvielfalt aus und reduzieren Lärm und Feinstaub. 
Sie fördern Gesundheit, Erholung, Entspannung, bieten 
Räume für soziale Begegnung und Möglichkeiten für städti-
sche Nahrungsmittelproduktion.

Der Beitrag von Christian Albert, Rieke Hansen und 
Barbara Warner widmet sich „Ökosystemleistungen in der 
räumlichen Planung“. Potenziale und Chancen, die sich aus 
diesem Konzept ergeben, werden erläutert. Die Autorin-
nen und der Autor haben 2019 den gleichnamigen Arbeits-
kreis der ARL ins Leben gerufen und werden als transdiszi-
plinäres Arbeitsgremium wissenschaftlich fundierte und 
umsetzungsorientierte Strategien für die Einbeziehung von 
Ökosystemleistungen in der räumlichen Planung erarbei-
ten sowie praxisrelevante Empfehlungen für die Nutzung 
dieses Konzepts auf örtlicher und überörtlicher Ebene ent-
wickeln. 

Der Beitrag „Grüne Infrastruktur als innovativer Pla-
nungsansatz für nachhaltige und inklusive Stadtentwick-
lung“ von Rieke Hansen, Stephan Pauleit, Werner Rolf und 
Martina van Lierop fokussiert das Konzept „Grüne Infra-
struktur“ und damit die Bedeutung der Vernetzung von 
Grünräumen und Wasserflächen. Unter grüner Infrastruk-
tur wird ein strategisch geplantes Netzwerk naturnaher Flä-
chen verstanden, das mit Blick auf die Bereitstellung eines 
breiten Spektrums an Ökosystemleistungen entwickelt 
wird. Der Beitrag betont, dass grüne Infrastruktur als ein 
gesamtheitlicher Planungsansatz gesehen werden sollte, 

der zugleich ökologischen, soziokulturellen und ökonomi-
schen Zielen dient und daher integriert, interkommunal 
sowie fach- und sektorübergreifend geplant werden sollte.

Während urbanes Grün sowie städtische Freiräume 
und Grünflächen in den vergangenen Jahren an Interesse 
und Aufmerksamkeit gewonnen haben, werden Wasserflä-
chen und ihre Bedeutung für unsere Gesundheit und das 
Klima vielfach noch nicht adäquat wahrgenommen. Dabei 
bieten Wasserflächen und Wasserwege in der Stadt ein 
enormes Potenzial, wie der empirisch fundierte Beitrag  
von Thomas Kistemann „Stadt_Blau_Gesund“ eindrücklich 
zeigt. Blaue Infrastrukturen sind deutlich mehr als Trans-
portwege für Waren oder Standorte für exklusive Wohnla-
gen am Wasser. Aber um städtische Blauräume als gesund-
heitsschützende und gesundheitsfördernde Erholungs-, 
Aktiv- und Begegnungsräume für die städtische Bevölke-
rung nachhaltig nutzbar zu machen, müssen Zugangs- und 
Aufenthaltsmöglichkeiten geschaffen werden. 

Jörn Birkmann zeigt in seinem Beitrag, dass Klima-
wandel und Urbanisierung zwei zentrale Megatrends sind, 
die unsere Lebensweise und unseren Ressourcenverbrauch 
sowie die Raumentwicklung in zahlreichen Weltregionen 
erheblich beeinflussen. Dabei richtet er den Fokus nicht 
nur auf die Risiken, sondern lotet Ansätze und neue Mög-
lichkeiten für planerische Anpassungsstrategien in der 
Stadtentwicklung aus. Er möchte Resilienz und Anpassung 
künftig systematisch als strategische Ziele in die Entwick-
lung und den Umbau von Städten einbeziehen. Das erfor-
dert neue Perspektiven, Modelle und Szenarien, denn glo-
bale Klimamodelle betrachten Städte vielfach als relativ 
statische physische Einheiten, ohne die Interaktionen von 
Menschen in diesen Städten in Bezug auf Emissionen, aber 
auch die Anpassungsoptionen hinreichend abzubilden. 

Alle Beiträge machen deutlich, dass es im Großen wie 
im Kleinen vielfältige Interessen und Zielkonflikte, aber 
auch zahlreiche Möglichkeiten gibt, aktiv zu werden und zu 
handeln – dass dieses geschehen muss, wenn unser Planet 
auch für nachfolgende Generationen lebenswert bleiben 
soll, steht außer Frage. Wie viel lokales Engagement bewir-
ken kann, zeigt der Beitrag von Heike Brückner. Sie stellt 
das Projekt „Urbane Farm Dessau“ vor, berichtet von Wi-
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Außerdem stellen wir Ihnen die im November 2019 
neu gewählten Akademiemitglieder sowie Persönlichkeiten 
aus unseren Beiräten vor. 

In der Rubrik „Aus Raumforschung und -planung“ 
erwarten Sie wichtige Meldungen aus dem raumwissen-
schaftlichen Netzwerk, aktuelle Neuerscheinungen und 
ausgewählte Zeitschriftenbeiträge.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre.

D r .  Ta n ja E r n s t
Stabsstelle Wissenschaftskommunikation
Tel. +49 511 3484256
ernst@arl-net.de

derständen und Schwierigkeiten, von der Notwendigkeit 
des Dialogs, der Information und beständiger Überzeu-
gungsarbeit, aber auch von den Erfolgen und den beein-
druckenden Veränderungen, die das Projekt im Dessauer 
Stadtteil Am Leipziger Tor bereits angestoßen hat. Der Bei-
trag macht Mut und Lust auf mehr und zeigt, dass wir alle 
eigenständig und direkt zu notwendigen Veränderungen 
beitragen können, auch wenn dadurch globales und natio-
nales Handeln nicht ersetzt werden kann.

Die Rubrik „Aktuell“ möchten wir nutzen, um über 
den neuen Namen der ARL und die Hintergründe der Um-
benennung zu informieren. Die ARL heißt jetzt „ARL – Aka-
demie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft“.

In der Rubrik „Aus der ARL“ berichten wir u. a. vom 
ARL-Kolloquium „Von der RAG zur ARL: Personelle, institu-
tionelle, konzeptionelle und raumplanerische (Dis-)Konti-
nuitäten“ und von unserer Fachtagung „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“, die auch kritisch kommentiert wird. 
Weitere Themen sind Nachhaltigkeit, Postwachstum, Gen-
derperspektiven auf Raumentwicklung und -planung in 
Europa, das 25-jährige Bestehen des Informations- und 
Initiativkreises Braunkohlenregionen, die Herbsttagung der 
LAG Berlin / Brandenburg / Mecklenburg-Vorpommern und 
die Tagung des Jungen Forums NRW.
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Die ARL, bisher bekannt als Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung, Leibniz-Forum für Raumwissenschaf-
ten mit Sitz in Hannover, trägt seit dem Jahreswechsel ei-
nen neuen Namen. 

Für die Umbenennung gab es gewichtige Gründe: So 
wurden die Begriffe „Raumforschung“ und „Landespla-
nung“ intern seit längerem kritisch diskutiert. 

„Raumforschung“ wurde inhaltlich vielfach missver-
standen und die ARL von Externen wiederholt als Akademie 
für Raumfahrt und Weltraumforschung interpretiert. Das 
hat zwar amüsante Anekdoten hervorgebracht („Kennen 
Sie Alexander Gerst?“), aber auch gezeigt, dass der Name 
ARL-fernen Personen mitunter ein falsches Bild der Akade-
mie und ihrer fachlichen Ausrichtung vermittelt hat. Zu-
dem steht „Raumforschung“ in direkter historischer Konti-
nuität zur „Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 
– RAG“ in der NS-Zeit.

Auch „Landesplanung“ ist ein nicht optimaler, eher 
einengender Begriff, da er nur eine von vielen Planungsebe-
nen in den Fokus rückt, die für die ARL und ihre Arbeit ak-
tuell von Bedeutung sind. Diese reichen von Europa über 
Bund und Land bis zu den Regionen und Kommunen. 

Der nun gewählte Begriff „Raumentwicklung“ ist zeit-
gemäßer, umfasst verschiedene Planungsebenen und hat 
zudem einen Doppelcharakter: Unter „Raumentwicklung“ 
lässt sich sowohl die empirische wissenschaftliche Erfor-
schung von räumlichen Strukturen und Entwicklungen ver-
stehen als auch das politisch-planerische Handeln im Sinne 
von Strategien der Raumentwicklung.

Darüber hinaus wollte die ARL mit der Umbenennung 
ihre Zugehörigkeit zur Leibniz-Gemeinschaft deutlicher als 
bisher herausstellen. Die neue Namensgebung war in einen 
partizipativen Prozess eingebettet und erfolgte in enger 
Abstimmung mit den Mitgliedern der ARL. Aus zahlreich 
eingereichten Vorschlägen wählte das Präsidium zwei Opti-
onen aus, über die auf der letzten Mitgliederversammlung 
abgestimmt wurde. Das Votum für „ARL – Akademie für 
Raumentwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft“ war ein-
deutig.

Insofern ist es der ARL mit ihrem neuen Namen gut 
gelungen, den unterschiedlichen Anforderungen an die 
Umbenennung gerecht zu werden. Nicht zuletzt zeugt der 
neue Name auch davon, dass die Akademie und ihre Aktivi-
täten nicht statisch sind, sondern sich beständig weiterent-
wickeln und in den vergangenen Jahren deutlich verändert 
und erweitert haben. 

Pro f.  D r .  R a i n e r Da n i e l z y k
Generalsekretär der ARL
Tel. +49 511 34842-37
danielzyk@arl-net.de

Die ARL hat einen neuen Namen! 

AKADEMIE FŪR 
RAUMENTWICKLUNG IN DER 
LEIBNIZ-GEMEINSCHAFT
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Die räumliche Planung in Deutschland umfasst ein breites 
Spektrum an formellen und informellen Instrumenten, die 
es ermöglichen, den Schutz und die nachhaltige Nutzung 
von Natur und Landschaft in planerischen und politischen 
Diskussions- und Entscheidungsprozessen zu berücksichti-
gen. Nichtsdestotrotz ist es der räumlichen Planung nicht 
hinreichend gelungen, negative Entwicklungen zu vermin-
dern und naturschutzfachliche Ziele zu erreichen. So ist 
der Landnutzungswandel nach wie vor bestimmt durch ei-
nen Flächenverbrauch von circa 70 Hektar pro Tag und 
trägt zum anhaltenden Rückgang von Artenvielfalt und 
Landschaftsqualität bei. Beispiele für deutschlandweit fast 
vollständig degradierte Ökosysteme sind die in ihrem Was-
serregime stark veränderten und landwirtschaftlich ge-
nutzten Niedermoore, die anhaltend Treibhausgase emit-
tieren und ihre Artenvielfalt eingebüßt haben, oder die 
Flussauen, deren Überschwemmungsflächen zu zwei Drit-
teln verloren gegangen sind, obwohl sie zum Wasserrück-
halt bei Starkregenereignissen dringend benötigt würden 
(von Haaren/Albert/Hansjürgens et al. 2016).

In Städten und metropolitanen Räumen ist die 
Sicherstellung guter Lebensbedingungen angesichts der 
fortschreitenden Urbanisierung eine zentrale Aufgabe. 
Durch die zunehmende Zersiedlung des Umlandes gehen 
hochproduktive landwirtschaftliche Flächen sowie natur-
nahe Lebensräume verloren, Habitate werden zerschnitten 
und die Verkehrsbelastung steigt. Um die Zersiedlung zu 
begrenzen, streben viele Städte eine Innenentwicklung an, 
welche jedoch auch zum Verlust von Grün- und Freiflächen 
mit wichtigen Funktionen für Erholung, Regenwasserma-
nagement und Lokalklima führt. Gleichzeitig werden Ge-
sundheitsbelastungen wie Hitzestress, Feinstaub und Lärm 
in Städten stärker als Problem wahrgenommen. Und nicht 
zuletzt verschärft der Klimawandel die Notwendigkeit, 
städtische Umweltbelastungen zu minimieren (Kowarik/
Bartz/Brenck et al. 2016). Durch fortschreitenden Druck 
auf Natur, Boden und Biodiversität wird es in ländlichen wie 
urbanen Räumen immer dringlicher, diese besser zu schüt-
zen und nachhaltig zu entwickeln.

Mehr Bewusstsein für die Leistungen  
von Natur und Landschaft schaffen
Mit der Erfassung und Bewertung von Ökosystemleistun-
gen soll die Bedeutung von Natur stärker in das gesell-
schaftliche Bewusstsein dringen und letztlich auch in plane-
rischen und politischen Entscheidungsprozessen eine 
größere Rolle spielen. Das Konzept betont, wie abhängig 
die Menschheit von der Natur und ihrer Artenvielfalt sowie 
biotischen und abiotischen Prozessen ist. Es unterstreicht, 
dass die Natur Leistungen erbringt, die zentral für unsere 
Existenz sind, und dass die Beeinträchtigungen von Ökosys-
temen und Biodiversität massive Folgen für Wirtschaft und 
Gesellschaft haben. Ökosystemleistungen werden übli-
cherweise unterschieden in Versorgungsleistungen (wie 
Nahrung und Trinkwasser), Regulierungsleistungen (wie 
Klima- und Hochwasserregulierung) und kulturelle Leis-
tungen (Natur als Grundlage für Erholung oder ästhetische 
Wahrnehmungen). 

Ökosystemleistungen als Paradigmenwechsel
Die Möglichkeiten, Ökosystemleistungen anschaulich dar-
zustellen und z.  B. auch in monetären Werten auszudrü-
cken, können auch als Abwägungsgrundlagen für Landnut-
zungsentscheidungen eingesetzt werden, wie das inter- 
disziplinäre Projekt „Naturkapital Deutschland − TEEB DE“ 
aufzeigt. Es hat zum Ziel, die Fragestellungen und For-
schungsansätze der internationalen Studie „The Econom-
ics of Ecosystems and Biodiversity − TEEB“ auf die Erhal-
tung von biologischer Vielfalt und Ökosystemleistungen  
in Deutschland anzuwenden (Naturkapital Deutschland 
TEEB-DE o. J.).

Einer Einbindung der Ökosystemleistungen in 
Deutschland steht das System der räumlichen Planung 
gegenüber, das bereits sehr ausdifferenziert ist und mit den 
Instrumenten der Landschaftsplanung sogenannte Land-
schaftsfunktionen betrachtet. Letztere werden teilweise 
mit ähnlichen Methoden wie die Ökosystemleistungen be-
wertet, die dahinterliegende Logik und Perspektive grün-
det allerdings auf Zielsetzungen des Bundesnaturschutzge-
setzes und weiterer rechtlicher Regelungen statt explizit 
auf dem Beitrag für das menschliche Wohlergehen. Inso-
fern stellt die Bezugnahme auf das Konzept „Ökosystem-
leistungen“ einen Paradigmenwechsel dar, der auch kri-

Christian Albert, Rieke Hansen, Barbara Warner

Ökosystemleistungen in der 
räumlichen Planung
Wie kann das Konzept in der planerischen Praxis eingesetzt werden?
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tisch gesehen wird, da der Eigenwert der Natur in den 
Hintergrund geraten könnte und Quantifizierungen – und 
hier insbesondere die ökonomische Bewertung – die Viel-
falt und den Umfang von Leistungen von Natur und Land-
schaft nur unzureichend abbilden könnten.

Auch wenn die anthropozentrische Sichtweise oder 
die monetäre Bewertung von Ökosystemleistungen kri-
tisch diskutiert werden können und müssen, speisen sich 
gerade aus diesen Aspekten Innovationspotenziale für die 
räumliche Planung. Innovationsfelder umfassen vor allem 
(1) die Bewertung von Natur und Landschaft im Hinblick 
auf das individuelle menschliche Wohlergehen, (2) die 
Quantifizierung von Leistungen mit neuen Möglichkeiten 
zur Analyse von Trends, Wechselwirkungen und Synergien 
sowie (3) multidimensionale (auch ökonomische und mo-
netäre) Bewertungsverfahren. Zudem können (4) partizi-
pative Planungsverfahren durch das Ökosystemleistungs-
konzept unterstützt werden (Köppel/Siegmund-Schultze 
2016). 

Weitere Impulse zur planerischen Nutzung des Kon-
zepts bestehen durch die Konzepte „Grüne Infrastruktur“ 
(Albert/von Haaren 2017; Hansen/Born/Lindschulte et al. 
2018) und die sogenannten „naturbasierten Ansätze“ (na-
ture-based solutions) (Nesshöver/Assmuth/Irvine et al. 
2017; Albert/Spangenberg/Schröter 2017), die beide expli-
zit auf Ökosystemleistungen Bezug nehmen. Auch diese 
Konzepte sollen eine bessere Wertschätzung von Natur 
und Landschaft bewirken, indem diese beispielsweise als 
unverzichtbare Infrastruktur oder als „Lösungen“ für Her-
ausforderungen durch den Klimawandel, soziale Probleme 
oder auch als ökonomischer Faktor aufgewertet werden. 
Die Verwendung neuer Begrifflichkeiten mag zunächst ba-
nal erscheinen, durch die damit verknüpften Perspektiven 
bietet sich allerding die Chance – vor dem Hintergrund der 
weitreichenden sozialen und ökonomischen Folgen einer 
fortschreitenden Beschädigung der planetaren Systeme –, 
den Stellenwert von Natur und Landschaft neu zu verhan-
deln und nachhaltige Transformationen des Planungs- 
systems zu diskutieren.

Einsatzmöglichkeiten von Ökosystem-
leistungen in der Landschaftsplanung
In der internationalen und nationalen Forschung zu Ökosys-
temleistungen wurden in den letzten Jahren vielfältige kon-
zeptionelle Fortschritte erzielt und Vorschläge unterbrei-
tet, wie das Konzept in der räumlichen Planung angewendet 
werden könnte (de Groot/Alkemade/Braat et al. 2010; 
Albert/Galler/Hermes et al. 2016). Zudem ist eine Reihe 
von Projekten gestartet, die den Einsatz in der Praxis der 
räumlichen Planung in Europa und Deutschland erproben.

Die Anwendungsmöglichkeiten reichen von (1) der 
Etablierung einer „Ökosystemleistungsplanung“, die weit-
reichende Auswirkungen auf Inhalte, Methodensets und 
Rechtsgrundlagen hätte, über (2) eine „Integration“, bei 
der die Ökosystemleistungen die bestehende Systematik 
der Landschaftsplanung ergänzen könnten, bis hin zum (3) 
„Add-on“ als einer bedarfsweisen Ergänzung und Qualifizie-
rung der bestehenden Landschaftsplanung (Heiland/Kahl/

Sander et al. 2016). Die erste Variante wird von der Fach-
welt aufgrund der befürchteten Widerstände und umfas-
senden Auswirkungen kurz- bis mittelfristig nicht als realis-
tisch eingeschätzt. Auch die „Integration“ erfordert An- 
passungen von etablierten Methoden der Landschaftspla-
nung, während die letzte Möglichkeit sich bereits unter den 
derzeitigen Rahmenbedingungen umsetzen lässt. Zwei Bei-
spiele aus der Forschung zeigen, wie Ökosystemleistungen 
im Rahmen des bestehenden Planungssystems Entschei-
dungsgrundlagen verbessern und mehr Partizipation er-
möglichen können. 

Das Forschungsprojekt ÖkoSysLa („Ökosystem- 
leistungen in der Landschaftsplanung“) der Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf zeigt unter anderem mithilfe von 
Ökosystemleistungen, welche Folgekosten Landnutzungs-
entscheidungen haben (Szücs/Garschhammer/Meyer et al. 
2019). Eine der Fallstudien macht deutlich, dass degradier-
te Moore durch die Emission von Treibhausgasen Umwelt-
schadenskosten von bis zu 700 € pro Hektar und Jahr er-
zeugen. In der untersuchten Moorlandschaft entstehen 
rund 6,7 Mio. € Schadenskosten pro Jahr. Auch wenn die 
Veränderung von Mooren in der Regel so irreversibel ist, 
dass sie nicht wieder von Treibhausemittenten zu -spei-
chern werden können, so ist es durch Landnutzungsände-
rungen und Renaturierungsmaßnahmen möglich, die Frei-
setzung von Treibhausgasen wesentlich zu reduzieren. Das 
Projektteam zeigte in räumlich konkreten Szenarien auf, 
wie die Emissionen und so auch Umweltschadenskosten 
halbiert werden könnten. Solche Szenarien, die Ökosys-
temleistungen quantifizieren, können Planungsfolgen an-
schaulich darstellen und die Entscheidungsgrundlage we-
sentlich verbessern. 

Möglichkeiten der Partizipation bei der Erfassung 
und Darstellung von Ökosystemleistungen wurden im Rah-
men des EU-Forschungsprojektes GREEN SURGE beleuch-
tet. Die Technische Universität München war einer der For-
schungspartner und hat unter anderem zu kulturellen 
Ökosystemleistungen geforscht. Mittels „Public Participa-
tory GIS“ haben die Teilnehmenden in einer interaktiven 
Webanwendung rund 1.700 Orte in Berliner Parks und an-
deren Grünräumen markiert, die für sie persönlich eine be-
sondere Bedeutung haben, und die kulturellen Leistungen 
benannt, die sie mit diesen Orten verbinden. Mit solchen 
partizipativen Verfahren, die sowohl online als auch vor Ort 
durchgeführt werden können, lassen sich mit überschau-
barem Aufwand raumspezifische Erkenntnisse über die 
Präferenzen, Wahrnehmungen und die Bedeutung von ur-
banen Freiräumen generieren, die fachliche Landschafts-
bewertungsverfahren ergänzen können (Rall/Hansen/Pau-
leit 2019). 

Der ARL-Arbeitskreis „Ökosystemleistungen 
in der räumlichen Planung“
Die ARL greift viele der hier angesprochenen Aspekte auf 
und macht sie für die Planungspraxis und die Raumwissen-
schaften besser operationalisierbar. Ein 2019 ins Leben ge-
rufener Arbeitskreis der ARL zu „Ökosystemleistungen in 
der räumlichen Planung“ bringt die bisherigen Erkenntnis-
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se zusammen und erarbeitet wissenschaftlich fundierte 
und umsetzungsorientierte Strategien für eine Einbezie-
hung von Ökosystemleistungen in der räumlichen Planung. 
Dabei werden praxisrelevante Empfehlungen für die Nut-
zung des Ökosystemleistungskonzepts auf örtlicher und 
überörtlicher Ebene entwickelt.

Der Arbeitskreis will letztlich einen Beitrag zur stärke-
ren und konsequenten Berücksichtigung von Natur, Land-
schaft und Biodiversität in Planungsprozessen leisten und 
betrachtet dazu vier Themenkomplexe:

1.	Das Thema „Operationalisierung des Ökosystemleis-
tungskonzepts in informellen Planungsinstrumenten“ 
umfasst eine Übersicht über Best Practices und reflek-
tiert die Diskussionen der Planungspraxis. 

2.	Über das Thema „Operationalisierung des Ökosystem-
leistungskonzepts in formellen Planungsinstrumenten“ 
werden Möglichkeiten, Grenzen und mögliche Vorteile 
einer Weiterentwicklung formeller Planungsverfahren 
diskutiert. 

3.	Im Themenfeld „Kommunikation“ wird das Transforma-
tionspotenzial des Ökosystemleistungskonzepts als Ar-
gumentationshilfe für Entscheidungstragende und di-
verse Stakeholder beleuchtet.

4.	Beim Themenfeld „Bildung“ geht es um die Vermittlung 
des Themas und seine Sichtbarkeit in der schulischen 
und außerschulischen Bildung. 

Der über drei Jahre laufende Arbeitskreis setzt sich 
aus 12 Kolleginnen und Kollegen aus der Planungspraxis 
und Forschung zusammen, die ein breites Spektrum an wis-
senschaftlichen Disziplinen und planerischer Praxis vertre-
ten, und wird geleitet von Prof. Dr. Christian Albert und 
Prof. Dr. Rieke Hansen. Der Arbeitskreis ist jederzeit inter-
essiert an Fallbeispielen, Erfahrungen und innovativen 
Ideen und würde sich über Hinweise auf entsprechende 
Arbeiten sehr freuen.
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Stadtwachstum, gesellschaftlicher Wandel, Klimawandel 
und andere Entwicklungen stellen die Stadtplanung vor 
große Herausforderungen. Auf der Suche nach nachhalti-
gen Lösungen rücken grüne und blaue Freiräume zuneh-
mend in den Blick, denn ihnen wird das Potenzial zugespro-
chen, Lebensqualität, Nachhaltigkeit und Klimaresilienz 
erhöhen zu können. Aufwendig gestaltete grüne Fassaden 
und Dächer erfahren mediale Aufmerksamkeit, Singapur 
und Kopenhagen werden als grüne Metropolen gefeiert. 
Doch trotz der öffentlichen Aufmerksamkeit für Stadtgrün 
kämpfen viele Kommunen aufgrund des Siedlungsdrucks 
und der Haushaltslage mit der Erhaltung und Pflege der be-
stehenden Freiräume. Was kann städtische Freiraument-
wicklung angesichts der vielfältigen Nutzungskonflikte be-
wirken?

Grüne Infrastruktur – was ist das?
Vor diesem Hintergrund wird insbesondere das Konzept 
der „grünen Infrastruktur“ diskutiert. Geprägt wurde die-
ser Begriff in den 1990er Jahren in den USA, um ökologisch 
wertvolle Räume als unverzichtbare Infrastruktur für die 
nachhaltige Stadtentwicklung hervorzuheben. Integration 
von vernetzten Grünstrukturen in die Stadtentwicklung 
statt Schutz von verinselter Restnatur vor der Stadt war 
und ist das Anliegen. 

Das Konzept der grünen Infrastruktur hat sich seit-
dem weiterentwickelt. In den USA wird es vor allem mit lo-
kalem Regenwassermanagement in Verbindung gebracht. 
In Europa will die Europäische Kommission das Konzept mit 
ihrer Strategie für Grüne Infrastruktur (GI) in der Raum-
planung verbreiten (Europäische Kommission 2013). Grü-
ne Infrastruktur wird darin sowohl für ländliche als auch für 
besiedelte Räume gefordert. Sie umfasst, gemäß der brei-
ten EU-Definition, natürliche und naturnahe Flächen, aber 
auch Flächen mit besonderen Umweltfunktionen, wie etwa 
Gründächer und Fassadenbegrünung. Das Bundesamt für 
Naturschutz (BfN) hat in der Folge ein Bundeskonzept 
Grüne Infrastruktur (BKGI) veröffentlicht. Es stellt auf 
Bundesebene grüne Korridore dar, die beispielsweise bei 
Infrastrukturgroßplanungen wie dem Ausbau von Bundes-
verkehrstrassen oder des Stromnetzes zu berücksichtigen 
sind (BfN 2017). 

Urbane grüne Infrastruktur integriert planen
Die Potenziale grüner Infrastruktur für die urbane Freiraum- 
entwicklung hat ein Projektteam der TU München, TU Ber-
lin und bgmr Landschaftsarchitekten GmbH untersucht, 
gefördert vom BfN und dem Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU). In Zu-
sammenarbeit mit Kommunen, Wissenschaft und Verbän-
den wurde urbane grüne Infrastruktur für die kommunale 
Praxis definiert, Planungsgrundsätze wurden bestimmt und 
Mittel für die Umsetzung identifiziert (Hansen/Rolf/Pauleit 
et al. 2017; Hansen/Born/Lindschulte et al. 2018).

Die am Forschungsprojekt beteiligten Akteure sehen 
eine Reihe von Chancen in dem neuen Konzept. Zunächst 
repräsentiert „grüne Infrastruktur“ einen Perspektivwech-
sel, indem „Stadtgrün“ auf eine Ebene mit sozialer und 
technischer Infrastruktur gestellt und seine Bedeutung für 
die Daseinsvorsorge betont wird. Wenn Wert und Nutzen 
besser kommuniziert werden, so die Hoffnung, stärkt das 
die Position der Freiraumplanung in der Abwägung mit an-
deren Belangen.

Grüne Infrastruktur wird als ein ganzheitlicher Pla-
nungsansatz gesehen, der zugleich ökologischen, soziokul-
turellen und ökonomischen Zielen dient, etwa im Rahmen 
der Klimawandelanpassung (Lang/Pauleit/Brasche et al. 
2018). Grüne Infrastruktur ist daher integriert, interkom-
munal, fach- und sektorübergreifend zu planen. Die Koope-
ration zwischen Fachplanungen und benachbarten Kom-
munen, aber auch mit nicht-staatlichen Akteuren ist deshalb 
ein wichtiges Prinzip für grüne Infrastruktur. Gemeinsam 
getragene Ziele und Vorhaben können besser durchgesetzt 
werden und multifunktionale Freiräume, die zu vielen ge-
sellschaftlichen Zielen beitragen und von verschiedenen In-
teressengruppen wertgeschätzt werden, lassen sich besser 
gegenüber anderen Nutzungsansprüchen verteidigen. 

Freiraum- und Landschaftsplanung sollten daher en-
ger zusammenarbeiten. Darüber hinaus können Verbünde-
te auch in der Stadt- und Verkehrsplanung sowie im Um-
weltschutz und in der Klimawandelanpassung gesucht 
werden. Auch in Bereichen wie Gesundheit, Bildung, Sport 
und Soziales gibt es Partner, mit denen sich gemeinsame 
Ziele in Bezug auf Lebensqualität und sozialen Zusammen-
halt finden lassen. 

Rieke Hansen, Stephan Pauleit, Werner Rolf, Martina van Lierop

Grüne Infrastruktur als 		
innovativer Planungsansatz 
für nachhaltige und inklusive 
Stadtentwicklung
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Die Entwicklung grüner Infrastruktur verlangt eine 
Vernetzung auf verschiedenen Planungsebenen – von lokal 
bis regional. Insbesondere in den oft stark politisch frag-
mentierten, stadtregionalen Kontexten ist daher die regio-
nale Zusammenarbeit zu fördern, damit grenzüberschrei-
tende Netzwerke entstehen und Stadt und Land besser 
miteinander verbunden werden.

Die vielen Initiativen und Projekte, die sich mit dem 
„Selbermachen“ von Gemeinschaftsgärten, Freiräumen für 
Sport und Kultur oder auch Lebensräumen von Tieren und 
Pflanzen befassen, zeigen, dass Bürger/innen aktiv zur grü-
nen Infrastruktur beitragen können und wollen. Stadtver-
waltungen sollten die Rahmenbedingungen für solche Akti-
vitäten verbessern, lokale Gruppen in strategische Pla- 
nungen einbeziehen und weitere Akteure sensibilisieren. 
Gemeinsame Ziele mit anderen Sektoren und gesellschaft-
lichen Akteuren können nur herausgearbeitet werden, 
wenn die relevanten Akteure frühzeitig im Planungsprozess 
kooperieren und Offenheit mitbringen. Diesem integrati-
ven und kooperativen Denken steht oft eine Verwaltungs-
praxis gegenüber, die durch Kirchturmpolitik, Ressortden-
ken und Verantwortungstrennung geprägt ist. Grüne 
Infrastruktur erfordert somit auch einen Kultur- und Struk-
turwandel in den Stadtverwaltungen. 

Gute-Praxis-Beispiele zeigen, was möglich ist
Wie es anders gehen kann, zeigen viele nationale und inter-
nationale Beispiele. Im EU-Forschungsprojekt GREEN 
SURGE (https://greensurge.eu/) wurden Gute-Praxis-Bei-
spiele für grüne Infrastruktur aus zehn europäischen Län-
dern gesammelt, darunter aus Dänemark und Schweden 
(Hansen/Rolf/Santos et al. 2016). Der 2007 initiierte Mas-
terplan für Gellerup, dem größten Sozialwohnbaukomplex 
Dänemarks mit hohen Kriminalitätsraten, verfolgt einen 
innovativen kooperativen Ansatz. Das Viertel in Aarhus soll 
bis 2027 von einer monofunktionalen Wohnsiedlung in ein 
attraktives, multifunktionales Wohnmischgebiet verwan-
delt werden. Die Freiräume sollen hierbei wichtige soziale 
und ökologische Funktionen erfüllen und einen entschei-
denden Beitrag zum Umbau leisten. Der zentrale Park soll 
wieder als sicher wahrgenommen werden, attraktive Erho-
lungsangebote aufweisen, die Biodiversität stärken und 
Niederschläge nach Starkregenereignissen speichern. Die 
bisherige Zwischenbilanz des Umbaus ist sehr positiv. Ein 
wichtiger Erfolgsfaktor war die intensive Bürgerbeteili-
gung, die den Planungsprozess begleitet hat. Erkenntnisse 
aus Workshops, Interviews oder Spaziergängen mit Frauen 
unterschiedlicher ethnisch-kultureller Herkunft fanden 
Eingang in den Gestaltungswettbewerb. Auch sonst schwer 

Abb. 1: Der Stadtteil Augustenborg ist ein frühes Beispiel für die Integration von lokalem Regenwassermanagement in die Wohnumfeldverbesse-
rung in Malmö. Dieses und weitere Projekte haben zu einem neuen Planungsverständnis für die Entwicklung von grüner Infrastruktur geführt. 
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zu erreichende Bevölkerungsgruppen wie etwa Jugend- 
liche mit Migrationshintergrund wurden durch spezifische 
Partizipationsangebote einbezogen. Seither wird ein stei-
gendes lokales Engagement verzeichnet, das soziale Mit- 
einander und die Sicherheit im Viertel haben sich spürbar 
verbessert. 

In Malmö hat ressortübergreifende Kooperation zu 
einem neuen Planungsverständnis innerhalb der Stadtver-
waltung geführt. Über viele Jahre hinweg entwickelte sich 
eine ämterübergreifende Kooperation, um Überschwem-
mungsgefahren zu verringern. Bei Einzelvorhaben im Rah-
men des Stadtumbaus und für neue Wohn-, Gewerbe- oder 
Einzelhandelsflächen sowie Straßen wurden Regenwasser-
rückhaltebecken in Parks und anderen Freiflächen als mul-
tifunktionale Elemente gestaltet, die auch für die Erholung 
genutzt werden können (Abb. 1). Gestärkt durch die Pilot-
projekte wurde diese Zusammenarbeit ausgeweitet und als 
lokale Planungsvorgabe formalisiert. Da die Kanalisation 
durch das dezentrale Regenwassermanagement entlastet 
wird, können freiwerdende Mittel der Wasser- und Abwas-
serbehörde für Pflege und Entwicklung dieser multifunktio-
nalen Freiflächen verwendet werden. 

Im EU-Projekt LOS_DAMA! (https://www.alpine- 
space.eu/projects/los_dama/en/home) ging es um eine in-
novative Landschafts- und Freiraumentwicklung in Stadt- 
regionen des Alpenraums, die in Pilotprojekten und Realla-
boren erprobt wurde (City of Munich/Piedmont Region 
2019a) (Abb. 2). Die Stadt München setzte in ihrem Pilot-
vorhaben auf die Sensibilisierung von Bürgerinnen und Bür-
gern und Förderung der interkommunalen Kooperation.

Hierbei kamen unterschiedliche Werkzeuge zum Ein-
satz. In Zusammenarbeit mit dem Regionalmanagement 
München Südwest e. V. etwa wurde eine öffentliche Schatz-
suche mittels Online-Umfrage organisiert, in der Bürger/
innen und Fachleute ihre Lieblingsplätze in der Region mar-
kieren konnten. Gemeinsam mit lokalen Akteuren wurden 
die Ergebnisse zu einer inzwischen sehr populären Schatz-
karte mit den zehn besten Naturschätzen weiterentwickelt.

 Mit dem Verein Dachauer Moos e. V. wurde eine 
Landschaftskonferenz organisiert, um den fachübergrei-
fenden Austausch zwischen Vertreterinnen und Vertretern 
aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung 
und ihr Engagement für diesen wertvollen Naturraum 
nachhaltig zu fördern. Bürgerperspektiven, politische Stel-
lungnahmen, wissenschaftliche Vorträge sowie eine Aus-
stellung zur Planungspraxis der Region und mit Beispielen 
guter Praxis aus den Los_Dama!-Partnerstädten stärkten 
den politischen Willen und die Bereitschaft, sich gemein-
sam für die Landschaftsentwicklung des Dachauer Mooses 
einzusetzen. 

Auch die Stadt Trient experimentierte mit partizi- 
pativen Ansätzen. So wurden gemeinsam mit der lokalen 
Bevölkerung sowie Studierenden Daten für ein Slow- 
Mobility-Netzwerk erfasst (Abb. 3). 

Die Ergebnisse flossen in Entwürfe für Wege und 
Grünflächen ein. Fünf Schulklassen entwickelten Ideen zur 
Planung und Umsetzung, etwa einen Vorentwurf für eine 
Wegesanierung und ein „Entdeckungsspiel“ zu ökologi-
schen Werten von Parks. Darüber hinaus beschloss die 
Stadt eine Kooperationsvereinbarung, um Bürger/innen 

Abb. 2: Austausch zwischen Fachleuten auf einem Landschaftsspaziergang in den Heideflächen im Münchner Norden, einem kulturlandschaftlich 
bedeutsamen Teil der regionalen grünen Infrastruktur. Naturschutz und Erholungsnutzung sind hier zu integrieren. 
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und lokale Verbände stärker an der Pflege und Aufwertung 
der Grünflächen in der Stadt zu beteiligen.

Um den Wiener Grüngürtel im Nordosten zu vervoll-
ständigen, möchte die Stadt Wien einen kommunalen Re- 
gionalpark entwickeln. Das Gebiet weist unterschiedliche 
Eigentumsverhältnisse und hohen Flächennutzungsdruck 
auf und überschreitet die Grenze von zwei Bundesländern. 
Durch eine enge Zusammenarbeit der Kommunen wurden 
gemeinsam mit verschiedenen Akteuren, darunter auch 
Bürger/innen, Wege zur Stärkung der Multifunktionalität 
der Kulturlandschaft gefunden, die Freizeitaktivitäten und 
landwirtschaftliche Nutzungen miteinander in Einklang 
bringen. Die Akteure wurden durch verschiedene informel-
le Instrumente wie eine Grünraumkonferenz, einen Ideen-
workshop, Dialoge und Exkursionen einbezogen. Durch 
schnelle Maßnahmen vor Ort, wie bspw. einem neuen Fahr-
radweg, wurden die Menschen am Projekt beteiligt und das 
Projekt „sichtbar“ (City of Munich/Piedmont Region 
2019b). 

Vernetzen und umdenken
Insgesamt sollte grüne Infrastruktur als ein breiter und viel-
schichtiger Ansatz verstanden werden, der sektoren- und 
maßstabsübergreifend gedacht und auf vielfältige Weise in 
den Gesamtkontext der Stadtentwicklung eingebunden 
werden kann. Chancen für mehr Grün auf verschiedenen 
Ebenen sollten genutzt werden. In dicht bebauten Stadtge-
bieten geht es dabei zum Beispiel um grüne Dächer und 

Fassaden, bis hin zu Grün im Straßenraum und auf Stadt-
plätzen. Auf der Ebene der Gesamtstadt geht es um den 
Schutz des Grundgerüsts aus großen Parks, Stadtwäldern 
und Landschaftsräumen am Stadtrand sowie aus grünen 
und blauen Korridoren, die die Grünflächen miteinander 
verbinden. 

Für die Sicherung und Weiterentwicklung der grünen 
Infrastruktur steht bereits ein ausgereiftes Instrumentari-
um zur Verfügung. Die Instrumente müssen allerdings ge-
schickt und gezielt eingesetzt werden. Aktuelle Land-
schaftspläne werden beispielsweise benötigt, um das 
stadtweite Netz aus Grün- und Freiräumen zu sichern. Da-
neben sind weitere Fachplanungen relevant, von der Stadt- 
entwicklungsplanung über Klimaanpassungsstrategien bis 
zu Mobilitätskonzepten. Dies setzt eine frühzeitige Einbe-
ziehung von Vorhaben aus verschiedenen Fachbereichen 
voraus, um Chancen für eine grüne Infrastruktur im Rah-
men von Entwicklungsvorhaben – z. B. Stadtentwicklung, 
Straßensanierung, Gewässerrenaturierungen – rechtzeitig 
zu erkennen. Informelle Freiraumkonzepte und -strategien 
können genutzt werden, um mutige Zukunftsvisionen zu 
entwickeln und den nicht-staatlichen Akteuren umfassen-
dere Möglichkeiten zur Mitgestaltung des Stadtgrüns zu ge-
ben. Insgesamt muss die Anschlussfähigkeit zwischen den 
Instrumenten gewährleistet und Synergien zwischen den 
verschiedenen sozio-kulturellen, ökologischen und ökono-
mischen Zielen müssen erkannt und genutzt werden. Es 
wird auch ein Umdenken in der Planungskultur und den in-

 Abb. 3: Schulklassen in Trient waren an der Entwicklung von Verbesserungsmöglichkeiten für das lokale Wegenetz beteiligt 
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stitutionellen Rahmenbedingungen erforderlich sein, um 
langfristige Ziele besser durch inkrementelle Prozesse und 
kurzfristige lokale Aktionen umsetzen zu können. Dafür 
werden neue Formen von Kooperation und unterstützende 
Organisationen, Bewusstseinsförderung für die Werte von 
grüner Infrastruktur und Raum für Experimente benötigt.
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Unter Stadtblau versteht man die sicht- und erlebbaren Er-
scheinungsformen von Wasser in der Stadt. Mit der Indus-
trialisierung erlebte Stadtblau markante Veränderungen. 
Es wurde in vielen Fällen unzugänglich und die urbanen Ge-
wässer waren somit dem Bewusstsein der städtischen Ge-
sellschaft entzogen. Begradigung und technische Bauwer-
ke wandelten natürliche Gewässer in eine harte Infra- 
struktur, deren Attraktivität zudem unter der Abwasserbe-
lastung litt. So wurden städtische Gewässer für andere 
Nutzungen uninteressant oder standen gar nicht zur Verfü-
gung. 

Während urbane Gewässer somit über eine lange Zeit 
vor allem für den Transport und die Energiegewinnung ge-
nutzt wurden, dienen sie postindustriellen Stadtgesell-
schaften vermehrt zur Stadtgestaltung, Naherholung und 
Freizeitnutzung (Sieverts 2010). Ab Mitte des 20. Jahrhun-
derts wanderte der wassergebundene Güterumschlag an 
die Peripherie der Ballungsräume, sodass innerstädtische 
Hafenanlagen ihre ursprüngliche Funktion einbüßten und 
brachfielen. Die Stadtplanung beschäftigt sich seit etwa 
dreißig Jahren mit diesen Wasserlagen unter dem Schlag-
wort „Waterfront Revitalization“: der Revitalisierung, Reco-
dierung und Wiederinwertsetzung ehemals gewerblich, in-
dustriell, verkehrlich oder militärisch genutzter Flächen. 
Stadtblau wurde von Planerinnen und Planern als weicher 

Standortfaktor und natürliche sowie anthropogene Ober-
flächengewässer als wichtige Elemente einer nachhaltigen 
und attraktiven Stadt- und Regionalentwicklung entdeckt 
(Abb. 1).

Im Gegensatz zu den dicht bebauten Innenstadtker-
nen bieten am Wasser gelegene Standorte weite, unver-
baubare Ausblicke und die Möglichkeit zur Entwicklung von 
durchgehenden Freiraumachsen. Flüsse und Kanäle gewin-
nen als integrierendes und verbindendes Element in der 
Stadtentwicklung neue Bedeutung (ebd.). Stadtquartiere 
am Wasser erfuhren in der Stadtplanung eine Neubewer-
tung. Das Zusammenspiel von Wasser und Stadtraum wur-
de als Grundlage für ein lebendiges Stadtleben an der Was-
serkante entdeckt (BMVBS 2011). Die Einrichtung von 
Wegen zum Ufer, für jedermann zugängliche Uferkanten 
und die Möglichkeit, das Element Wasser erleben zu kön-
nen, lassen Uferlagen zum strukturierenden und identitäts-
stiftenden Faktor, zu emotionalen Planungsachsen werden. 
Ästhetik und Gestaltung urbaner Gewässer werden heute 
mit ökologischen, erlebnispädagogischen und soziokultu-
rellen Aspekten verknüpft. Derart gestaltete Gewässer bil-
den mit ihren Ufer- und Nahbereichen als blau-grüne Infra-
struktur naturnahe Korridore in urbanen Räumen und 
spielen eine große Rolle für Freizeit und Erholung. 

Thomas Kistemann

Stadt – Blau – Gesund

Abb. 1: „Waterfront Revitalisation“ in Köln: Die Kranhäuser entstanden zwischen 2006 und 2010 im Zuge der Umgestaltung des Rheinauhafens und 
avancierten rasch zu einer neuen Landmarke der Rheinmetropole. Die unbefriedigende Anbindung an die angrenzende Südstadt bremst allerdings 
die Akzeptanz der neu entstandenen Rheinpromenade, die wochentags wenig belebt ist. 
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Urbane Blauräume und Gesundheit
Die spezifischen positiven Wirkungen von Stadtblau auf 
Gesundheit und Wohlbefinden haben im Diskurs um „Wa-
terfront Revitalization“ bislang kaum Beachtung gefunden 
(Baumeister 2016). Stadtblau wurde hinsichtlich seiner 
gesundheitsrelevanten Wirkungen selten eigenständig be-
achtet, sondern mit Grünflächen zusammengefasst, ob-
wohl Wasser als eines der wichtigsten ästhetischen Land-
schaftselemente angesehen wird (Kaplan/Kaplan 1989). 
Lediglich implizit klingen gesundheitswirksame Aspekte 
des Wohnens, Arbeitens und Lebens am Wasser an 
(BMVBS 2011). Inzwischen liegen Befunde vor, die bele-
gen, dass Stadtblau spezifische, die Gesundheit sowohl 
schützende als auch fördernde Eigenschaften besitzt (Völ-
ker/Kistemann 2011). 

Gesundheitsschutz durch stadtblaue 
Ökosystemleistungen
Die menschliche Gesundheit ist im urbanen Raum spezifi-
schen Umweltstressoren ausgesetzt (Wärme, Luftschad-
stoffe, Lärm), welche durch regulierende und bereitstel-
lende Ökosystemdienstleistungen (MEA 2005) von Stadt- 
blau abgemildert werden können (WHO 2010).

Angesichts der prognostizierten Zunahme von Hitze-
tagen und tropischen Nächten in Deutschland gewinnen 
Wasserlagen einen weiteren Standortvorteil, denn Gewäs-
ser mit ihren Uferzonen zählen zu den thermisch weniger 
belasteten Räumen. Gewässerachsen bilden oft wichtige 
radiale Frischluftschneisen, welche die städtische Über-
wärmung abmildern. Gewässerbegleitende Grünflächen 
verbessern zusätzlich die Austausch- und Entlastungseffek-
te und damit die Konvektionskühlung (BMVBS 2011). Zu-
dem besitzen große Wasserflächen eine eigenständige, 
thermisch dämpfende Wirkung: Einerseits entstehen über 
Gewässern durch Verdunstung Kühlungseffekte (Coutts/
Tapper/Beringer et al. 2012). In einer Metaanalyse global 
vorliegender empirischer Untersuchungen konnte ein mitt-
lerer Kühlungseffekt großer urbaner Blauräume von 2,5 °C 
ermittelt werden (Völker/Baumeister/Claßen et al. 2013). 
Andererseits haben Wasserflächen eine gegenüber Land-
flächen größere thermische Kapazität und damit im Winter 
und nachts eine wärmende Wirkung. 

Die durch die Gewässerachsen verbesserte Durchlüf-
tung des Stadtraums sorgt auch für einen intensivierten 
bodennahen Luftaustausch und damit für eine Reduzie-
rung von stadttypischen Luftschadstoffkonzentrationen. 
Zudem konnte gezeigt werden, dass infolge der höheren 
Luftfeuchtigkeit an Gewässern die Feinstaubbelastung ge-
ringer ist (Kuttler/Lamp/Weber 2002).

Darüber hinaus können breite urbane Gewässer städ-
tische Bereiche räumlich separieren und damit zu einer ob-
jektiv oder subjektiv reduzierten Lärmbelastung in Wohn-
quartieren beitragen: Über die relativ weiten Distanzen an 
Flüssen oder Seen werden Lärmbelastungen vom gegen-
überliegenden Ufer verringert (Kistemann/Völker/Lengen 
2010). Das Geräusch bewegten Wassers assoziiert Frische, 
Reinheit und Beruhigung, auch wenn das Wasser gar nicht 
sichtbar ist (Kaiser 2005; Völker/Kistemann 2011). Wegen 
der natürlichen Geräuschkulisse an Gewässern werden stö-

rende Lärmeinwirkungen in geringerem Maße wahrgenom-
men und ihre stresserzeugende Wirkung wird abgedämpft 
(Alvarsson/Wiens/Nilson 2010). 

Offene Wasserflächen können auch die Belichtungs-
verhältnisse von angrenzenden Stadtquartieren verbes-
sern, da sie keinen Schattenwurf provozieren. Dieser Effekt 
ist im Winter besonders wirksam. Zudem verstärken Was-
serflächen durch Reflexion die Wirkung des einfallenden 
Sonnenlichts.

Und schließlich stellen die Gewässer selbst oder 
Grundwasserleiter im Bereich ihrer flankierenden Grünflä-
chen bisweilen wichtige städtische Trinkwasserressourcen 
dar, welche die Wasserabhängigkeit des Stadtraums von 
seinem Umland (Kistemann 1997) reduzieren kann.

Gesundheitsförderung durch Stadtblau
Für die Analyse gesundheitsfördernder Leistungen von 
Stadtblau eignet sich das mehrdimensionale Konzept der 
Therapeutischen Landschaften (Kistemann 2016). Die re-
lative Bedeutung verschiedener therapeutischer Land-
schaftsschichten variiert von Ort zu Ort, von Situation zu 
Situation, von Individuum zu Individuum. Als gesundheits-
relevante Dimensionen von Stadtblau wurden Ästhetik, 
Zugänglichkeit, symbolische Bedeutungen und Anlass für 
soziale Interaktion beschrieben.

Alle diese Aspekte haben eine wichtige Bedeutung für 
das gesundheitliche Wohlbefinden. Neben diesen Eigen-
schaften spielen die Formen ihrer Aneignung eine entschei-
dende Rolle für die Entfaltung gesundheitsfördernder Wir-
kungen. Relevante Aneignungsdimensionen sind körper- 
liche Aktivität, soziale Interaktion, kontemplatives Erleben 
und symbolische Aufladung (Völker/Kistemann 2011). Für 
zahlreiche von Wasser geprägte Stadtlandschaften liegen 
grundlegende Untersuchungen vor, welche die verschiede-
nen genannten Aspekte berücksichtigen (Völker/Kiste-
mann 2011, 2013, 2015).

Urbane Gewässer stellen ideale, vielseitige und be-
liebte Orte für wohnortnahe körperliche Aktivitäten dar. 
Diese umfassen neben wassergebundenen Sportaktivitä-
ten auch die Möglichkeiten uferbegleitender körperlicher 
Betätigung (Völker/Kistemann 2013). Die positiven Wir-
kungen derartiger körperlicher Aktivitäten für das Herz- 
Kreislauf-System, den Bewegungsapparat, aber auch die 
hormonelle Regulation und das Koordinationsvermögen 
sind hinreichend untersucht und belegt.

Auch kontemplative Erfahrungen und symbolische 
Konnotationen sind häufig mit Gewässern verknüpft 
(White/Smith/Humphryes et al. 2010). Stadtblau-Erfah-
rungen wirken stressmildernd und verbessern die Gemüts-
lage (Völker/Kistemann 2013). Die visuellen Effekte, wie 
Oberflächenbewegungen oder Reflexionen von Licht und 
Umgebung, lassen Stadtblau als besonders attraktiv er-
scheinen (Kaplan 1995). Insbesondere die Grenzflächen 
zwischen Wasser und Land werden als attraktiv wahrge-
nommen (Lengen 2015).

Wasser wurde als hochwirksamer Faktor für Land-
schaftspräferenzen identifiziert (Kaplan/Kaplan 1989). 
Diese positiven Konnotationen fördern die emotionale Bin-
dung an den Wohnort, was sich wiederum positiv auf das 
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gesundheitliche Wohlbefinden auswirkt (Eyles/Williams 
2008). Bewohnerinnen und Bewohner in Gewässernähe 
bewerten ihr Wohnumfeld vornehmlich positiv, würden bei 
einem Umzug insbesondere die Nähe zum Wasser vermis-
sen und sich auch in Zukunft bevorzugt für eine Wohnung 
in Gewässernähe entscheiden (Asakawa/Yoshida/Yabe 
2004). 

Auch als Ort sozialer Interaktion wird Stadtblau ge-
nutzt. Menschen beobachten, neue Bekanntschaften schlie-
ßen, Freundinnen und Freunde treffen und sich unter Men-
schen aufhalten, wurden als beliebte soziale Aktivitäten von 
Besucherinnen und Besuchern der Rheinufer-Promenaden 
in Köln und Düsseldorf genannt (Völker/Kistemann 2015). 

Fazit
Die steigende Zahl städtischer Planungen an und mit Stadt-
blau macht deutlich: Die Stadtplanung, aber auch die Im-
mobilienwirtschaft hat den Mehrwert von „Wassermilieus“ 
erkannt. Begünstigend kommt hinzu, dass Stadtblau im 
Vergleich zu Grünräumen rascher gestaltbar und weniger 
pflegeintensiv ist (Luttik 2000). Stadtblau wirkt nicht nur 
gesundheitsschützend; es bietet auch vielfältige Möglich-
keiten für Entspannung, Stressreduktion, Erholung und 
Freizeit und damit zur Gesundheitsförderung. Auch hin-
sichtlich der positiven Effekte von Stadtblau auf die soziale, 
mentale und emotionale Dimension von gesundheitlichem 
Wohlbefinden mehren sich die empirischen Befunde. 

Um städtische Blauräume als gesundheitsschützende 
und gesundheitsfördernde Erholungs-, Aktiv- und Begeg-
nungsräume nachhaltig nutzbar zu machen, müssen Zu-
gang, Aufenthalt und Nutzung für die städtische Bevölke-
rung gewährleistet sein. Dazu gehören Zugangsrecht, 
barrierefreie Wege, Gestaltungs- und Pflegequalität, Si-
cherheit sowie Partizipation bei der Planung und Gestal-
tung von Stadtblau. Gesundheit ist ein bislang unterschätz-
tes, aber nicht zuletzt vor dem Hintergrund demo- 
graphischer, gesellschaftlicher und ökologischer Heraus-
forderungen gewichtiges Argument für die Stadtplanung, 
um sich Stadtblau kreativ zuzuwenden. 

Mit der zunehmenden Attraktivität von Wasserlagen 
für Freizeit, Wohnen und Arbeiten konkurriert eine Vielzahl 
sozioökonomischer, ökologischer, wasserwirtschaftlicher 
und verkehrlicher Ansprüche (Bomba 2011). Als Konse-
quenz drohen sozial unausgewogene, nicht umweltgerech-
te Entwicklungen, die, in Analogie zum Begriff der grünen 
Gentrifizierung (Gould/Lewis 2017), als blaue Gentrifizie-
rungen bezeichnet werden können. Auch deshalb wird es 
wichtig sein, zur Sichtbarmachung und Durchsetzung ge-
sundheitsbezogener Ziele in der Stadtplanung limitierende 
Faktoren wie ressortbezogene Aufgabenzuschnitte und 
Ressourcenmangel zu überwinden. 
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Klimawandel und Urbanisierung sind zwei zentrale Mega- 
trends, die unsere Lebensweise und unseren Ressourcen-
verbrauch sowie die Raumentwicklung in zahlreichen Welt-
regionen erheblich beeinflussen. Global gesehen findet ein 
großer Teil der Urbanisierung in Asien statt, u. a. auch in 
tiefliegenden Küstenzonen. Die dortige Urbanisierung 
führt damit vielfach zu einer erhöhten Exposition der Be-
völkerung und der Infrastrukturen gegenüber Phänomenen 
wie dem Meeresspiegelanstieg oder Küstenstürmen. Den-
noch wäre es falsch, wenn man den Klimawandel und die 
Urbanisierung nur als zwei Treiber globaler Risiken ansähe. 
Vielmehr bietet die Konzentration von Menschen in Städ-
ten auch neue Möglichkeiten für planerische Anpassungs-
strategien. In dieser Hinsicht kommt es darauf an, Resilienz 
und Anpassung als strategische Ziele in die Entwicklung 
und den Umbau von Städten systematisch einzubeziehen 
(Birkmann/Welle/Solecki et al. 2016).

In Deutschland werden die Themen „Klimaschutz“ 
und „Klimaanpassung“ intensiv diskutiert, wobei beide Dis-
kurse vielfach parallel bzw. in Teilen sogar vollständig iso-
liert voneinander geführt werden. Auch das „Mainstrea-
ming“ der beiden Themen in andere Handlungsfelder ist 
erst in Ansätzen gelungen. So werden beispielsweise die 
Fragen der Klimaanpassung sowie der Anpassungskapazitä-
ten von Menschen, Städten und Regionen bisher nur in An-
sätzen in Raumentwicklungsleitbildern oder -strategien be-
rücksichtigt. Fragen unterschiedlicher Belastungen durch 
den Klimawandel oder auch Fragen der unterschiedlichen 
Kapazitäten von Menschen, Städten und Regionen zur Kli-
maanpassung werden in der aktuellen Diskussion um 
gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland nicht the-
matisiert. Räumliche Disparitäten, die u. a. im Deutschland-
atlas visualisiert wurden (siehe BMI 2019), sind ausschließ-
lich auf sozioökonomische und demographische Indika- 
toren sowie die Infrastrukturausstattung etc. bezogen, ob-
schon im Kontext des Klimawandels räumliche Disparitäten 
durch neue Umwelt- und Gesundheitsbelastungen entste-
hen oder bestehende Unterschiede (wie Hitzestress, 
Feinstaub) verstärkt werden können.

Für eine bessere Berücksichtigung der Thematik 
„Klimaanpassung“ ist zudem mehr Wissen über die 
raumspezifischen Dynamiken und Wechselwirkungen zwi-
schen Klimaveränderungen, Anpassungsnotwendigkeiten 

und gesellschaftlichem Wandel sowie Urbanisierung erfor-
derlich. Bisher formulieren zahlreiche Städte und Regionen 
ihre Ziele und Strategien zur Klimaanpassung primär auf 
der Basis von erwarteten oder bereits eingetretenen Klima-
veränderungen. Wirkungsvolle Anpassungsstrategien müs-
sen allerdings neben den physischen Veränderungen (z. B. 
Temperaturveränderung) durch den Klimawandel und so-
genannte Extremereignisse (z. B. Starkregen, Hitzestress, 
Stürme) auch gesellschaftliche Veränderungen (Alterung, 
Migrationsverhalten, Armut etc.) sowie Erfordernisse für 
die Stadtentwicklung in der Zukunft mitberücksichtigen, 
um ein effektives Risiko- und Anpassungsmanagement zu 
befördern. 

Klimaschutz versus Klimaanpassung
In der internationalen und nationalen Diskussion stand in 
der Vergangenheit vielfach der Klimaschutz im Vorder-
grund, und es wurde befürchtet, dass eine zu starke Akzen-
tuierung des Themas „Klimaanpassung“ die Klimaschutzan-
strengungen oder entsprechende Ziele zur Treibhausgas- 
reduktion aufweichen oder sogar konterkarieren könnte. 
Diese Einschätzung hat sich in den letzten zwei Dekaden 
auf internationaler Ebene deutlich verändert. Es wird im-
mer offensichtlicher, dass die Auswirkungen des Klimawan-
dels bereits heute deutlich spürbar sind – sowohl im Globa-
len Süden, aber eben auch im Globalen Norden. So sind 
beispielsweise in Deutschland und Europa immer häufiger 
sogenannte Hitzewellen zu verzeichnen, die insbesondere 
in Städten durch den urbanen Hitzeinseleffekt verstärkt 
werden. Neueste wissenschaftliche Erkenntnisse zeigen, 
dass neben der Veränderung der Häufigkeit auch die Inten-
sität der Hitzewellen im Kontext des Klimawandels zuneh-
men wird. Insbesondere Ältere und chronisch kranke Men-
schen sind durch den Hitzestress erheblichen Gesund- 
heitsrisiken ausgesetzt.

Die Auswirkungen intensiver und länger anhaltender 
Hitzewellen, die keine nächtliche Abkühlung mehr ermög- 
lichen, sind erheblich. Infolge der Hitzewelle im Jahr 2003 
waren rund 50.000 bis 70.000 vorzeitige Sterbefälle – ins-
besondere älterer Menschen – in Europa zu verzeichnen 
(Robine/Cheung/Le Roy et al. 2007). Im Sommer 2019 gab 
es neue „Hitzerekorde“ in Deutschland und in vielen Städ-
ten Europas. So stieg Mitte Juli 2019 die Temperatur an 
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mehreren Messstationen in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz auf über 40, teilweise auch auf über 41 
Grad an. Paris, die Metropole, die bereits durch die Hitze-
welle 2003 massiv getroffen worden war, stellte nach den 
Daten des Meteorologischen Dienstes in Frankreich im 
Sommer 2019 mit 42,6 Grad Celsius einen neuen Hitze- 
rekord auf (France24 22.07.2019). Neben der durch den 
Klimawandel verstärkten Intensität und Häufigkeit von 
Hitzewellen kommt bei Städten der urbane Hitzeinseleffekt 
als weiterer Faktor dazu. Durch die Versiegelung und Auf-
heizung von Flächen werden in Innenstädten deutlich hö-
here Temperaturen erreicht als in den Randzonen der Städ-
te. Die Temperaturdifferenzen zwischen der Innenstadt 
und den Randgebieten können dabei bis zu 10 Grad betra-
gen, wobei auch die jeweilige Beschaffenheit der Oberflä-
chen in der Stadt einen signifikanten Einfluss auf die Tem-
peraturunterschiede hat. Erhebliche Unterschiede gibt es 
beispielsweise zwischen einem asphaltierten Parkplatz und 
einem größeren schattigen Parkbereich oder einer feuch-
ten Wiese. Studien zu den Auswirkungen von Hitzestress 
weisen zudem darauf hin, dass dieser nicht nur das Wohl-
befinden von Menschen negativ beeinflusst, sondern nach-
weislich Gesundheitsrisiken impliziert. Allein im Jahr 2015 
sind nach Expertenschätzungen rund 6.000 Menschen an 
hitzebedingten Gesundheitsbelastungen – insbesondere an 
Herzinfarkten und weiteren Herz-Kreislauf-Erkrankungen – 
gestorben (BR 24 26.07.2019). 

Starkregen
Neben einer Zunahme von Hitzestress werden sich im Kon-
text des Klimawandels auch andere Extremwetterereig- 
nisse verändern. So wird erwartet, dass die Anzahl und In-
tensität von sogenannten Starkregenereignissen in Zukunft 
deutlich ansteigt. Bereits in der Vergangenheit haben sol-
che Unwetter zu erheblichen ökonomischen Schäden, z. B. 
im Jahr 2019 in Schwäbisch Gmünd und Braunsbach, ge-
führt und Todesopfer gefordert. Bei Starkregenereignissen 
handelt es sich im Gegensatz zu Hochwassergefahren um 
Ereignisse, die räumlich ubiquitär auftreten können, so 
dass die Frage besteht, welche Anpassungsmöglichkeiten 
Städte überhaupt haben. Hier ist ein Perspektivenwechsel 
von der reinen Gefahrenfokussierung auf das Naturereignis 
hin zur Risiko- und Anpassungsperspektive notwendig, 
denn besonders anfällige Infrastrukturen oder Bevölke-
rungsgruppen sind bereits im Vorhinein identifizierbar. 
Folglich sollte sich die Anpassung an Starkregenereignisse 
nicht allein auf das Katastrophenmanagement beschrän-
ken. Präventive räumliche Strategien können beispielswei-
se beim Stadtumbau im Bestand ansetzen und u.  a. be-
stimmte Grünflächen als Versickerungs- oder Flutzonen für 
Starkregen ausweisen. Auch Notwasserwege und Vorsor-
gestandards zum Schutz kritischer Infrastrukturen sind pla-
nerische Maßnahmen, die selbst bei unklarer Exposition 
sinnvoll sind. Wenn man Anpassung strategisch in die Ent-
wicklung von Städten und Infrastrukturen einbringen will, 
ist es notwendig, diese Fragen nicht nur in allgemeinen 
Leitfäden, sondern in konkreten Planungs- und Prüfverfah-
ren u. a. beim Bau größerer Infrastrukturprojekte oder sen-

sibler Einrichtungen – wie tiefergelegte Bahnhöfe, Kran-
kenhäuser,  Umspannwerke, Kindertagestätten – systema- 
tisch zu berücksichtigen. Auch bei der Planung von Netzen 
für Ladesäulen für die Elektromobilität sind Standorte auf 
die mögliche Gefahr von Starkregenereignissen zu prüfen 
(z.  B. aufgrund der topographischen Lage und entspre-
chender möglicher Fließwege temporärer Überschwem-
mungen). Folglich sind bei der Anpassung nicht nur beste-
hende, sondern auch zukünftige Trends und Planungen 
bereits heute zu berücksichtigen. Zudem braucht es einer-
seits flächendeckende Informationen, wie z. B. Starkregen-
gefahren- und Risikokarten, und andererseits eine Pflicht 
zur Berücksichtigung und Bereitstellung dieser Informatio-
nen in Beratungs-, Planungs- und Genehmigungsverfahren. 
Es ist schon verwunderlich, dass bei den aktuellen Immobi-
lien- und Grundstückspreisen zwar ein Energiepass für das 
Gebäude verpflichtend ist, aber ob das Gebäude potenziel-
len Starkregenabflüssen ausgesetzt ist, ist meist unbe-
kannt. 

Anpassungsmaßnahmen sind lokal spürbar
Obwohl die Anpassung an einen sehr starken Klimawandel 
an deutliche Grenzen stößt (limits of adaptation) und bei 
der Klimaanpassung immer auch der Klimaschutz berück-
sichtigt werden muss, bestehen deutliche Unterschiede 
zwischen den beiden Thematiken. Während Klimaschutz-
maßnahmen nicht immer unmittelbar spürbar sind, sind 
Maßnahmen zur Klimaanpassung bzw. Maßnahmen zur 
besseren Kühlung der Städte sowie zur Vorsorge gegen-
über Starkregen auf lokaler Ebene direkt erlebbar und ha-
ben im Kontext solcher Extremereignisse erkennbare Aus-
wirkungen. Dieses Potenzial gilt es zu nutzen, um die 
Sensibilität und Akzeptanz für solche Maßnahmen zu stär-
ken. Des Weiteren müssen Risiken und Chancen unter- 
schiedlicher Anpassungsstrategien und Maßnahmen für 
unterschiedliche Städte und Bevölkerungsgruppen stärker 
in den Blickpunkt rücken. Dabei ist u. a. die Frage zu stellen, 
wie robust und effektiv die jeweiligen Maßnahmenbündel 
im Kontext des Klima- und gesellschaftlichen Wandels sind. 
Hierzu bedarf es vielfach einer Erweiterung der bisherigen 
Informationsgrundlagen.

Verschiedene Zukunftsszenarien 
Anpassungsstrategien gegenüber (zukünftigem) Hitze-
stress und Starkregen werden heute in vielen Städten ent-
wickelt. Sie setzen dabei meistens ebenso wie Leitfäden 
von Landesministerien primär auf die Entwicklung von Ge-
fahrenkarten wie beispielsweise Starkregengefahrenkarten 
oder Klimaanalysekarten, die die aktuelle und zukünftige 
Situation beleuchten. Gerade wenn es aber um die Anpas-
sung an Risiken im Kontext des zukünftigen Klimawandels 
geht, müssen neben Klimainformationen und Klimaszenari-
en auch Fragen der Veränderung der räumlichen Expositi-
on und der Verwundbarkeit von Menschen und Infrastruk-
turen mitberücksichtigt werden. Es geht folglich um eine 
dynamischere Sichtweise und um die Berücksichtigung von 
Wechselwirkungen zwischen Klima, Stadt und menschli-
chem Verhalten. 
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Erst vor dem Hintergrund unterschiedlicher Szenari-
en zur möglichen Entwicklung des Klimas und der Gesell-
schaft (z.  B. Alterung, Wanderung, urbanes Wachstum) 
lassen sich zielgerichtet Gefahren-, Expositions- und Ver-
wundbarkeitsszenarien und damit verschiedene Strategien 
und Maßnahmen entwickeln und bewerten. Im Kontext des 
Hitzestresses ist beispielsweise bekannt, dass Ältere und 
Kranke eine höhere Vulnerabilität haben als andere Bevöl-
kerungsgruppen. Demzufolge sind für integrative Strategi-
en zur Anpassung gegenüber Hitzerisiken neben der Analy-
se von klimatischen Belastungen und räumlichen Hotspots 
auch zukünftige Alterungs- und Armutsszenarien der Be-
völkerung zu berücksichtigen, um integrierte Anpassungs-
strategien zu entwickeln. Neben der Sicherung einer guten 
Durchlüftung und Begrünung von Stadtteilen sind dabei 
auch soziale bzw. gesellschaftliche Fragen für die Anpas-
sung und Vulnerabilitätsreduktion zu beachten. Damit ist 
die Anpassung an den Klimawandel nicht nur eine Frage der 
Entwicklung des Klimas, sondern auch eng verknüpft mit 
Aspekten der zukünftigen Stadt- und demographischen 
Entwicklung sowie mit Wohnungsbaupolitik. In einem aktu-
ellen BMBF-Projekt (ZURES) wurde anhand der Stadt Lud-
wigsburg belegt, dass die zukünftigen Risiken im Hinblick 
auf Hitzestress auch wesentlich durch die geplante Stadt- 
entwicklung beeinflusst werden, insbesondere die Expositi-
on und Vulnerabilität in verschiedenen Stadtvierteln kann 
sich dadurch signifikant ändern. Die Art und Weise der Be-
bauung, aber auch die Frage, für wen Wohnraum geschaf-
fen werden soll, hat dabei einen deutlichen Einfluss auf die 
jeweilige Risikoentwicklung. So wurde beispielsweise er-
sichtlich, dass die Innenstadt bezogen auf die thermische 
Belastung gegenüber Hitze als Hotspot anzusehen ist. Al-
lerdings zeigt die gemeinsame Betrachtung von kleinräumi-
gen Klima- und Verwundbarkeitsszenarien, dass einige 
Stadtviertel in der Ludwigsburger Oststadt höheren Hand-
lungsbedarf aufzeigen, u.  a. aufgrund zukünftiger Alte-
rungs- und sozioökonomischer Trends (ZURES o. J.). 

Insgesamt sind daher bei Anpassungsstrategien urba-
ner Räume stärker als bisher unterschiedliche Trends, zu-
künftige Szenarien und Dynamiken zwischen Stadtentwick-
lung, Klimaveränderung und menschlichem Verhalten zu 
berücksichtigen, die aufzeigen, wie sich die physische Ge-
fahrenseite (Hitze, Starkregen etc.), aber auch die Exposi-
tion und Verwundbarkeit von Menschen und Infrastruktu-
ren verändern (können).

Dynamiken und Wechselwirkungen 
Diese erweiterte Perspektive muss sich zum einen in kon-
kreten Anpassungsstrategien und zum anderen auch in Pla-
nungs- und Prüfverfahren niederschlagen, die anpassungs-
fähig sein und mit unterschiedlichen Zukunftsszenarien 
umgehen müssen. In aktuellen städtischen Anpassungs-
strategien an den Klimawandel werden teilweise schon ge-
plante Stadterweiterungen in die Modellierung einbezo-
gen, z. B. bezüglich der Veränderung von Luftleitbahnen 
(Hitzestress) oder Fließwegen (Starkregen). Die Berück-
sichtigung unterschiedlicher kleinräumiger Zukunfts- 

szenarien unter Einbeziehung soziodemographischer und 
sozioökonomischer Entwicklungen ist allerdings noch ein 
junges Forschungsfeld. Auch die Wechselwirkungen und 
Dynamiken zwischen Klima und Urbanisierung im Welt-
maßstab sowie Kopplungsprozesse zwischen Veränderun-
gen der gebauten Umwelt auf lokaler Ebene, menschlichen 
Verhaltensmustern und Fragen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung sind bislang noch nicht systematisch aus-
gearbeitet. Globale Klimamodelle betrachten Städte viel-
fach als relativ statische physische Einheit, ohne hinrei-
chend die Interaktionen von Menschen in diesen Städten in 
Bezug auf Emissionen, aber auch Anpassungsoptionen ab-
zubilden. Mit diesen Fragen wird sich zukünftig ein interna-
tionales Forschungsprojekt im Rahmen eines ERC Synergy 
Grants befassen (ERC 2019). Dabei sollen neue Typen von 
Szenarien entwickelt und integrierte Modelle konzipiert 
werden, die sowohl die klassische physische Struktur von 
Städten und ihre Klimaeffekte erfassen als diese auch mit 
Modellen zur Exposition und Verwundbarkeit koppeln, um 
Dynamiken und Wechselwirkungen zwischen sich verän-
dernden Klimabedingungen, physischen Strukturen in der 
Stadt und menschlichen Verhaltensmustern zu erfassen 
und abbilden zu können. Zugleich sind die Wechselwirkun-
gen zwischen verschiedenen Anpassungsmaßnahmen und 
Zielen des Klimaschutzes in zahlreichen Städten ein wichti-
ger Forschungsgegenstand. Es wird zunehmend deutlich, 
dass bestimmte technische Anpassungsmaßnahmen, die 
für einen einzelnen Haushalt sinnvoll erscheinen, wie z. B. 
der Einbau einer Klimaanlage gegen Hitzestress, in der 
räumlichen Dichte der Städte zu einer weiteren Problem-
verschärfung beitragen können, zum einen was die Hitze-
belastung in Außenräumen angeht und zum anderen be-
züglich zusätzlicher Emissionen und des Energieverbrauchs. 
Gerade die globale Perspektive des ERC-Synergy-Grant- 
Projektes wird zeigen, inwieweit solche Anpassungspro- 
zesse in Städten weltweit globale Folgen haben. Auch in 
Deutschland werden für die Pufferung von Hitzestress in 
Innenräumen zunehmend Klimaanlagen eingesetzt und teil-
weise zur Minderung von Luftbelastungen wie Feinstaub 
sogenannte Feinstaubfresser aufgestellt. Beide Maßnah-
men können Spitzenbelastungen senken, implizieren aber 
zugleich neue Konflikte mit Zielen des Klimaschutzes, da 
beispielsweise die Anlagen zur Feinstaubfilterung 24 Stun-
den pro Tag Strom benötigen und z. T. auch die Aufent-
haltsqualität im öffentlichen Raum beeinflussen.

Für viele wachsende Städte in Deutschland – aber 
auch in Europa und weltweit – sind Strategien zur Freihal-
tung von Frischluftschneisen zur Minderung des Hitze-
stresses daher immer noch zentral. Allerdings sind insbe-
sondere wachsende Städte mit dem Problem konfrontiert, 
bezahlbaren Wohnraum schaffen zu müssen und vielfach 
neue Wohnbauflächen auszuweisen, was im Spannungsfeld 
mit dem Freiraumschutz steht. Die Lösung dieser Zielkon-
flikte verlangt eine gute Informationsbasis und weltweit 
eine bessere stadt-regionale Kooperation, die gerade in 
Zeiten der Digitalisierung auch auf neuen Kommunikations- 
und Austauschformaten aufbauen könnte.



2303 / 2019 _  N ach ri chten d er AR  L� th em a

Literatur

Birkmann, J.; Welle, T.; Solecki, W.; Lwasa, S.; Garschagen, M. 
(2016): Boost resilience of small and mid-sized cities. Smaller settle-
ments are growing faster than megacities – and they need more pro-
tection from extreme events. In: Nature 537, 605-608.
BMI – Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (Hrsg.) 
(2019): Deutschlandatlas. Karten zu gleichwertigen Lebensverhältnis. 
Berlin. 
https://heimat.bund.de/static/downloads/Deutschlandatlas_Download_ 
Version.pdf (17.01.2020).
BR 24 – Bayerischer Rundfunk 24 (26.07.2019): Hitze in der Stadt mit 
mehr Weiß, Grün und Blau verringern. 
https://www.br.de/nachrichten/wissen/hitze-in-der-stadt-mit-mehr-
weiss-gruen-und-blau-verringern,RXKYznH (15.12.2019).
ERC – European Research Council (2019): New dynamics and risks 
between cities and climate. In: The European Research Council 
Magazine. 
https://erc.europa.eu/news-events/magazine/erc-2019-synergy-grants- 
examples (15.12.2019).
France24 (22.07.2019): Paris braces for record heat as Europe 
scorched again. 
https://www.france24.com/en/20190722-paris-braces-record-heat- 
europe-scorched-again (15.12.2019).
Robine, J.-M.; Cheung, S. L.; Le Roy, S.; Van Oyen, H.; Herrmann, 
F.-R. (2007): Report on excess mortality in Europe during summer 
2003. 
https://ec.europa.eu/health/ph_projects/2005/action1/docs/action1_ 
2005_a2_15_en.pdf (15.12.2019).
ZURES – Zukunftsorientierte Vulnerabilitäts- und Risikoanalyse als 
Instrument zur Förderung der Resilienz von Städten und urbanen In-
frastrukturen (o. J.): Webseite des BMBF-Projekts. 
https://www.zures.de (15.12.2019).

Pro f.  D r . - I n g .  J ö r n B i r k m a n n 
ist Leiter des Instituts für Raumordnung und 
Entwicklungsplanung (IREUS) an der Univer- 
sität Stuttgart. Seine Forschungsinteressen 
liegen im Bereich der Raum- und Umwelt- 
planung sowie der Vulnerabilitäts- und An- 
passungsforschung. Im Rahmen seiner Tätig-
keit als Koordinierender Leitautor für den 
Weltklimarat (IPCC) setzt sich Jörn Birkmann 
mit Risiken und Entwicklungsproblemen, die 
aus der Veränderung des Klimas und soge-
nannter Extremereignisse sowie der Verände-
rung der gesellschaftlichen Verwundbarkeit 
resultieren, auseinander.

Tel. +49 711 685-66333
joern.birkmann@ireus.uni-stuttgart.de 



24 th em a � 03 / 2019 _  N ach ri chten d er AR  L

Als im Sommer 2013 eine kleine Herde Ziegen auf einer 
Wiese inmitten von Plattenbauten weidete, war das Bild ei-
ner urbanen Farm plötzlich in der Welt – und im Gespräch. 
Es polarisierte.

Die einen fanden die Tiere nicht nur possierlich anzu-
sehen, sondern sie sahen darin auch ein Zukunftsmodell. 
Ein Zukunftsmodell, um die Nahrungsmittelproduktion 
wieder in die Stadt zu holen. Sie begrüßten die Idee, Tiere 
in der Stadt zu halten, und zwar nicht nur als schützenswer-
tes „Biotop“ oder Streichelzoo, sondern als produktives 
Element. Für sie war es selbstverständlich zu fragen, wer 
denn die Milch der Ziegen verarbeitet und aus dem Fleisch 
Wurst macht. Zu wissen, wo unsere Lebensmittel herkom-
men und in welcher Weise und Qualität sie produziert wer-
den, ist für sie ein wichtiges Argument für eine andere Art 
von Landwirtschaft, die wieder nah an den Konsumentin-
nen und Konsumenten und damit transparent ist. Und 
„ganz nebenbei“ durch Vermeidung langer Transportwege 
weniger CO₂ emittiert, mehr Vielfalt produziert und keine 
Pestizide einsetzt.

Für andere war es eine Bedrohung, die in Sätzen wie 
diesen mündete: „Dessau macht sich damit vor der Weltöf-
fentlichkeit lächerlich.“ Oder: „Jetzt verkommt die Stadt 
zum Dorf.“ Wir hatten noch nie so viele Leserbriefe und 
Facebook-Kommentare zu unserem Projekt wie in Reaktion 
auf diese kleine Aktion (die meisten übrigens befürwor-
tend).

Beide Reaktionen zeigen, wie sehr die Meinungen 
auseinandergehen. Was für die einen fortschrittlich ist, 
weil es Perspektiven für eine nachhaltige und postfossile 
Stadtentwicklung aufzeigt, fühlt sich für die anderen als 
rückwärtsgewandt an und ist mit negativen Emotionen ver-
bunden.

Produktive Stadtlandschaft
Energiebänder und urbane Landwirtschaft  
zwischen Stadtinseln
Das Experiment mit den Ziegen hat nicht nur eine große 
öffentliche Aufmerksamkeit gebracht, es hat auch den Zu-
gang geöffnet zu Flächeneigentümerinnen und -eigentü-

Heike Brückner

Urbane Farm Dessau 
Die Stadtlandschaft produktiv machen
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„Ziegen-Leasing“ – weidende Ziegen als emmissionsfreie Rasenmäher zwischen den Plattenbauten
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mern, Nachbarn und sozialen Einrichtungen. Und: Es hat 
die Frage nach dem Bild der Stadt von morgen gestellt. 
Welches räumliche Modell verbinden wir mit einer nachhal-
tigen Stadt, in der wir mit immer weniger fossilen Energie-
trägern auskommen und ein klimafreundliches Umfeld 
schaffen wollen?

Für unser Projekt „Urbane Farm Dessau“ ist es die Vi-
sion einer produktiven Stadtlandschaft, also einer von pro-
duktivem Grün durchzogenen Stadt. Grünflächen in und 
um das Quartier werden kultiviert und produktiv gemacht 
für lokalökonomische Kreisläufe. Das können Stadtinseln in 
der Landschaft sein, wie beim Dessauer Stadtentwicklungs-
konzept, aber auch mit Nachbarschaftsgärten, Stadtgärt-
nereien und Obstwiesen durchzogene Quartiere oder be-
wusst frei gehaltene Brachflächen, die für produktive 
Nutzungen verfügbar gemacht werden. Mit einer Hutewie-
se als Weidegrund für Nutztiere in jedem Quartier, urbanen 
Gärten und Feldern, Obstwiesen und Beerenhecken, Ener-
giepflanzen (wie bspw. Weide, Mais oder Sonnenblumen), 
die entlang von Straßen und Wegen wachsen und sich wie 
ein langes Band durch die Stadt ziehen.

Diese Grünflächen sind zugleich klimaproduktiv, denn 
sie produzieren kleinräumig Verdunstungskühle, speichern 
Wasser und tragen zur Humusbildung im Boden bei, was 
wiederum hilft, CO₂ zu binden und den Boden zu beleben.

Die Verwirklichung dieser Ziele braucht einen institu-
tionellen Impuls und strukturelle Möglichkeiten zur Entfal-
tung. Unsere Idee ist, einen Quartiershof dafür zu gründen, 
der als urbane Farm und neuartiger Lernort dient. Gesunde 
Lebensmittel und erneuerbare Energien klimafreundlich 
dort zu produzieren, wo sie gebraucht werden – in den 
Städten, in den Quartieren – ist das Hauptziel. Integriert ist 
die Entwicklung von neuartigen Berufsbildern und Bil-
dungsangeboten für das künftige Leben in der postfossilen 
Stadt.

Damit verbunden sind weitere Effekte und Anliegen, 
wie z. B.

>> lokale Wertschöpfungsprozesse in Gang zu setzen,

>> neue berufliche Perspektiven und Ausbildungsmöglich-
keiten für Jugendliche vor Ort zu schaffen,

>> benachteiligten Jugendlichen und dauerhaft aus der Er-
werbsarbeit gefallenen Menschen strukturelle Beschäfti-
gungsmöglichkeiten zu eröffnen,

>> Stadtquartiere aufzuwerten.

Der Quartiershof bildet quasi die „Steuerungszentra-
le“, um Aufgaben wie diese anzugehen und zu koordinie-
ren. Hier werden die verschiedenen Facetten einer neuen 
produktiven Stadtlandschaft angeregt und geplant, zusam-
mengeführt und miteinander verknüpft. Die vor Ort produ-
zierten Nahrungsmittel werden direkt im Quartier verar-
beitet und verteilt, das Quartier wird zur „urbanen Fabrik“, 
in der Wertschöpfung stattfindet.

Fängt man erst einmal an, darüber nachzudenken, 
tun sich viele weitere Möglichkeiten für eine quartierseige-

ne Kreislaufwirtschaft auf. So könnten Essensreste aus dem 
Quartier zukünftig in einer hofeigenen Mini-Biogasanlage 
verwertet werden. Dort wäre es auch möglich, den Rasen-
schnitt von den zu mähenden Wiesen zu vergären, um wie-
derum Transportkosten einzusparen. Das dabei entstehen-
de Gas würde zum Kochen in der Quartierskantine genutzt. 

Dank der technischen und technologischen Möglich-
keiten ist man nicht mehr auf zentrale Versorgungshierar-
chien angewiesen. Schritt für Schritt wird auf dezentrale 
Ver- und Entsorgung umgestellt. So werden die Quartiere 
energieautark bzw. produzieren sogar Überschüsse, die sie 
in Netze einspeisen oder in andere Stadtteile „exportieren“ 
können.

Daneben gibt es weitere praktische Dinge, die allen 
zur Verfügung stehen: Werkzeuge und ein moderner Ma-
schinenpark, Fachleute, die um Rat gefragt werden kön-
nen, eine Gartenbibliothek. UND: Der Quartiershof ist ein 
Treffpunkt und ein Lernort im Quartier. Bildung und soziale 
Arbeit werden mit wirtschaftlicher Tätigkeit verbunden.

Vom Plan in die Umsetzung
Doch wie nun kommen wir auf die Fläche und in den Raum? 
Wie gewinnen wir Mitstreiter/innen? Wie kommen Flächen 
und Akteure zusammen? Und wie entsteht daraus ein dau-
erhaft tragfähiges Projekt? 

Nachdem wir mit Machbarkeitsuntersuchungen und 
klassischen Businessplänen nicht weitergekommen sind, 
um all diese Fragen zu beantworten, haben wir relativ 
schnell mit der Umsetzung konkreter Projektbausteine be-
gonnen. In dieser Zeit war die Unterstützung durch das 
Neulandgewinner-Programm der Robert Bosch Stiftung 
sehr hilfreich. Es zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass 
die Projekte durch ein intensives Mentoring begleitet wer-
den und durch den Austausch mit anderen Projekten (kol-
lektive Beratung) so manche Erfahrung übernommen wer-
den kann.

Damit verbunden war für uns ein Perspektivwechsel 
bei der Betrachtung der unternehmerischen Seite und mit 
Blick auf das künftige Trägermodell: Es stand nicht mehr so 
sehr die „Gewinnerwirtschaftung“ im Vordergrund, son-
dern das Ziel, den „Gemeinschaftsgedanken“ zu stärken. 
Von da an haben wir uns mehr und mehr an den Kriterien 
einer „Solidarischen Ökonomie“ mit ihren kooperativen 
Unternehmensformen orientiert. Verschiedene Modelle 
wie Sozialbetriebe, gemeinnützige GmbHs, Genossen-
schaften oder die RegionalWertAG haben wir uns genauer 
angeschaut. Die Ausgabe von ersten symbolischen „An-
teilsscheinen“ an der Urbanen Farm anlässlich einer Kunst-
aktion des Umweltbundesamtes (UBA) in Dessau war eine 
Reaktion darauf und ein wertvolles Testfeld, um neue Teil-
habeformen einer solidarischen Ökonomie auszuloten.

So kam eines zum anderen, eine kreative Kettenreak-
tion ...

Natürlich wurde auch weiter an Plänen gearbeitet. An 
Plänen, die nutzbare Flächen auswiesen, besondere Poten-
ziale herausstellten, Konflikte diagnostizierten, ein Gesamt-
bild visualisierten und mögliche Projektpartner/innen iden-
tifizierten. Doch genauso wichtig wie der immer wieder 
fortgeschriebene Plan waren die konkreten Aktionen vor 
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Ort, mit denen wir Schritt für Schritt, Baustein für Baustein 
den Aufbau der Urbanen Farm Dessau vorangetrieben ha-
ben. 

Als eine der ersten Maßnahmen haben wir mit Part-
nerinnen und Partnern aus dem Quartier eine Streuobst-
wiese angelegt. Zugegeben – das war eine sehr kleine Maß-
nahme, hatte aber den Effekt, dass wichtige Kontakte ins 
Quartier geknüpft und Mitstreiter/innen gewonnen werden 
konnten.

Dann kam das Ziegen-Experiment. Wir haben es 
„Ziegen-Leasing“ genannt, weil uns ein befreundeter Des-
sauer Verein die Tiere geliehen hat. Die Ziegen funktionier-
ten als emissionsfreie Rasenmäher und halfen so, die Kos-
ten für den Rasenschnitt zu minimieren. Das benachbarte 
Frauenzentrum stellte Wasser und Strom für den Weide-
zaun zur Verfügung. Anwohner/innen, Nachbarinnen und 
Nachbarn schauten nach dem Rechten. 

Erste Bildungsangebote wurden mit Workshops zu 
Hochbeeten gestartet. Bei dieser Arbeit hat sich unsere 
Gärtnergruppe gebildet, die sich seitdem regelmäßig trifft. 
Immer mittwochs wird zum gemeinsamen Treffen geladen. 
Nach und nach greifen die Aktivitäten weiter in den Raum: 
Auf Wunsch der Nachbarschaft entstand ein Beet, auf dem 
Sommerblumen das Umfeld verschönern. Und der örtliche 
Bioladen initiierte eine Fläche, auf der essbare Blüten, 
Kräuter und Insektenblühstreifen wachsen. Jugendliche 
haben in einem verwilderten ehemaligen Kindergarten- 
Areal einen geheim(nisvoll)en Garten entdeckt und pfle-
gen die dortigen Beerenhecken.

Für jeden sichtbar sind unsere Bemühungen zur Bo-
denverbesserung. Denn der vorhandene Stadtboden ist 
steinig, hart und mager. Neben dem Mulchen der Flächen 
und der Kompostierung von Gartenabfällen werden die Flä-
chen im Winter mit Gründünger oder einer Zwischenbe-
grünung eingesät. Da sich die Flächen in unmittelbarer 
Nachbarschaft von Wohngebäuden befinden, ist alles sehr 
öffentlich und die Bewohner/innen können daran teil- 
haben. Das äußert sich z. B. darin, dass sie eine gemulchte 
Fläche als unordentlich oder gar hässlich wahrnehmen. Die 
Kultivierung unserer Flächen unterscheidet sich von dem, 
was viele gewohnt sind und in ihren Privatgärten praktizie-
ren. Im Gespräch klären wir auf, warum diese Form der Bo-
denbedeckung sinnvoll ist und welche Effekte sie mit sich 
bringt. So entsteht quasi am Beetrand das Gespräch über 
neue Formen einer ökologischen Bewirtschaftung. Es 
wächst das Verständnis dafür, und der eine oder die andere 
probiert es sogar selbst aus.

Ein großes Problem war in der Anfangszeit die Was-
serversorgung. Das Wasser musste mit Kannen bei benach-
barten sozialen Trägern geholt werden, da kein Brunnen 
vorhanden und das Sammeln von Regenwasser von den 
umliegenden Dachflächen technisch nicht möglich war. Auf 
Anregung des Vereins „Energietisch Dessau“ haben wir uns 
dann für eine Solarpumpe entschieden, die das Wasser aus 
einem Brunnen stetig nach oben pumpt und in einem Was-
sertank sammelt. 200 bis 300 Liter schafft sie an einem 
sonnigen Tag. Die Solarpumpenstation markiert die Flä-
chen nun auch optisch. 

Gemeinschaftliches Anlegen einer Streuobstwiese im Quartier
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Blaue Kartoffeln in der Stadt
Zum Markenzeichen der Urbanen Farm Dessau wurde in-
zwischen die blaue Kartoffel, für die wir zwei Versuchs- 
felder angelegt haben. Sie haben anfangs für viel Aufregung 
gesorgt, verband sich damit doch die Vorstellung eines 
hässlichen Ackers, der den Leuten unterhalb ihrer Balkone 
vor die Nase gesetzt wird. In Reaktion darauf wurden Infor-
mationsveranstaltungen für die betroffenen Mieter/innen 
durchgeführt sowie ein Schild aufgestellt. Und im Herbst 
nach der Ernte zur Verkostung zum „blauen“ Kartoffelfest 
eingeladen. 

Was sichtbar wird: Eines entwickelt sich aus dem an-
deren. Im Ping-Pong von Langfristperspektive und konkre-
ter räumlicher Intervention schälen sich immer neue Fa- 
cetten der Urbanen Farm heraus. Auch ganz neue, unge-
plante Elemente kommen hinzu, wie z.  B. eine Gemein-
schaft von Selbsterntegärtnerinnen und -gärtnern sowie 
eine Solawi-Gruppe – Solawi steht für (das Netzwerk) 
Solidarische Landwirtschaft. Unser jüngstes Vorhaben, ein 
ökologisches Gemeinschaftswohnprojekt „Sonnenhaus“, 
ist aus den gemeinsamen Überlegungen dazu hervorgegan-
gen, wie die Ressource leerstehender Plattenbauten im 
Quartier gesichert und in das Projekt integriert werden 
kann.

Als Projekt am Dessauer Bauhaus initiiert, befindet 
sich die Urbane Farm seit 2016 in eigener Trägerschaft als 
Verein. Die Arbeit erfolgt zum großen Teil ehrenamtlich 
und wird von den Mitmachenden getragen. Um Kontinuität 
zu sichern, gibt es einen Gärtner, der teilzeitbeschäftigt ist 
und einen Anleiter, der – sofern Projektmittel eingeworben 
werden können – auf Honorarbasis arbeitet. Für eine volle 
Stelle reicht das Geld noch nicht.

Potenziale wecken – Potenziale stärken
Die Urbane Farm Dessau wächst. Jedes Jahr kommen neue 
Menschen und neue Flächen hinzu. Das Potenzial ist also da 
für eine städtische Ökonomie, die auf Solidarität und Ge-
meinschaft basiert und Aspekte von Ökologie und Klima-
schutz integriert. Kann man so etwas bewusst hervorrufen? 
Kann man es stärken? 

Die Leute, die mitmachen, kommen aus allen Alters-
gruppen, sozialen Milieus und Familienkonstellationen. 
Was sie eint, ist, neben der Freude am Gärtnern und dem 
gemeinsamen Tun, dass ihnen allen Klimaschutz, Ernäh-
rungsgerechtigkeit, eine giftfreie Landwirtschaft, Arten-
vielfalt usw. wichtige Anliegen sind. Sie sind Teil des Pro-
jekts, weil sie selbst etwas verändern wollen, statt Ver- 
änderungen allein bei der Politik einzufordern. Der Anlass 
oder Anstoß ist jeweils unterschiedlich. Der eine hat im Ra-
dio ein Interview über Postwachstumsökonomien gehört 
und meint, das ist doch genau das, was „ihr hier in der Pra-
xis probiert, das möchte ich unterstützen“. Andere sind 
wegen des Arbeitsplatzes nach Dessau gezogen, kennen 
vergleichbare Initiativen aus ihren Heimatstädten und ha-
ben „genau so etwas gesucht“. Eine junge Frau beschäftigt 
sich mit Kräutern und möchte noch mehr dazulernen, die 
nächste kennt Menschen, die in der Transition-Town-Bewe-
gung aktiv sind und hat „so etwas in Dessau vermisst“. Versuchsfelder „Blaue Kartoffel“ 
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Das Schöne daran ist, dass sich aus diesen einzelnen 
Motivationen heraus ein offenes Netzwerk von Mitstreite-
rinnen und Mitstreitern gebildet hat, das sich auch als Ge-
meinschaft versteht.

Welche Erkenntnisse haben wir bisher gewonnen, um 
diese Form von Gemeinschaft lebendig zu halten, zu stär-
ken, ja „produktiv“ zu machen? 

1.	Offenheit – auch im räumlichen Sinn
	 Den Gemeinschaftsgedanken zu fördern heißt für uns, 

eine Zugänglichkeit zu den Flächen herzustellen und da-
bei für einen gewissen Schau- wie Schmuckwert zu sor-
gen! Einladend zu wirken, auch ganz bewusst Raum für 
nachbarschaftliche Aktivitäten herzustellen, Anlässe der 
„absichtslosen“ Begegnung strukturell anzulegen – das 
sind dabei wichtige Elemente bei der Gestaltung der Ge-
meinschaftsflächen.

2.	Gemeinsames Lernen
	 Nah- und Selbstversorgung, auch Prinzipien des solidari-

schen Wirtschaftens, müssen erst gelernt und eingeübt 
werden! Änderungen im Alltag stellen die Weichen für 
eine nachhaltige Zukunft. Dafür haben wir verschiedene 
Formate entwickelt: neben Kursen und Mitmachaktio-
nen auch GartenLERNtage für Kinder. Und unseren 
Gärtnertreff, der seit vielen Jahren regelmäßig jeden 
Mittwoch stattfindet.

3.	Für Bildhaftigkeit sorgen und Bilder produzieren
	 Um sich mit etwas zu identifizieren, braucht es Bilder. 

Bilder, die, wie bei der Aktion mit den Ziegen, Irritatio-
nen schaffen oder „Aha“-Momente auslösen und auf 
diese Weise im Gedächtnis bleiben. Unser mit einem 

XXL-Solarmodul betriebenes Dörrgerät, das auf Veran-
staltungen ein Hingucker ist, ist ein weiteres Beispiel. 
Oder die wie eine Bühne inszenierte Tafel, die beim jähr-
lichen Kartoffelfest jedem Beteiligten einen besonderen 
Platz einräumt.

4.	Raumwirksamkeit
	 Die gestalterischen Interventionen von Gemeinschafts- 

projekten wie dem unseren folgen nicht dem großen 
Entwurf und entstehen auch nicht aus einem Guss. Sie 
sind eher kleinteilig und leben von den Beiträgen vieler. 
Um dennoch eine Wirksamkeit im Raum zu erlangen, 
braucht es eine klare Formensprache, die Sichtbarkeit 
schafft, eine überlegte, gestalterische Setzung im Raum 
und das inszenierende Moment, wie z. B. ein Tor oder 
das akkurat bestellte Kartoffelbeet, das ein Gartenbild 
suggeriert.

5.	Schließlich: Ernten! Das Glücksgefühl, das eine gute 
Ernte erzeugt, kultivieren!

	 Beim jährlichen Kartoffelfest bekommen alle, die das 
Jahr über aktiv waren, eine Tüte mit Dankeschön- 
Kartoffeln. Und wenn dann auch noch einer der besten 
Köche der Stadt mit weißer gesteifter Kochmütze und 
in Begleitung seiner ebenso elegant gekleideten Frau ein 
Büffet eröffnet, um hier im „Problemquartier“ mit eher 
benachteiligten Milieus blaue Kartoffeln mit feinsten Zu-
taten zu kredenzen, dann ist das eine besondere Form 
von Wertschätzung für alle.

He  i k e B rü ck ner   
ist Landschaftsarchitektin mit den Schwer-
punkten Forschung, Planung und experimen-
telle Gestaltungsprojekte zu den Themen 
„Postindustrielle Kulturlandschaft“ und „Pro-
duktive Stadtlandschaften“. Seit 2010 arbei-
tet sie zur postfossilen Stadt- und Regional-
entwicklung und initiierte das aktuelle 
Projekt der „Urbanen Farm Dessau“ – Ein 
Quartiershof für den Dessauer Stadtteil Am 
Leipziger Tor.  
Mehr Infos zum Projekt finden Sie hier:  
http://www.urbane-farm.de

brueckner@bauhaus-dessau.de
kontakt@urbane-farm.de
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Die Raumforschung hat über viele Jahrzehnte zu ihrer eige-
nen Vergangenheit im Dritten Reich geschwiegen. Noch in 
den 1960er Jahren war es verbreitet, die Blütezeit der 
Raumforschung auf die 1930er Jahre zu datieren, bei 
gleichzeitiger Abstreitung von Mitverantwortung an den 
NS-Verbrechen. Viel eher wurde davon gesprochen, dass 
„weder Raumordnung noch Raumforschung mit dem Na- 
tionalsozialismus auch nur das geringste zu tun“ hätten und 
dass es ein „Unglück für die deutsche Raumforschung 
[sei], daß ihre offizielle Entstehung in die nationalsozialis-
tische Ära Deutschlands“ falle (Olsen 1960: 3). 

Mittlerweile gibt es eine Vielzahl wissenschaftlicher 
Publikationen, beispielsweise „Vom Dritten Reich zur Bun-
desrepublik“ von Heinrich Mäding und Wendelin Strubelt, 
„Der Generalplan Ost“ von Mechthild Rössler oder „Raum-
planung nach 1945 – Kontinuitäten und Neuanfänge in der 
Bundesrepublik Deutschland“ von Wendelin Strubelt und 
Detlef Briesen, die mit dieser unkritischen Haltung brechen 
und aufzeigen, welche zentrale Rolle die Raumforschung im 
Dritten Reich besaß: Raumforschung galt für das NS-Re- 
gime als eine Schlüsselwissenschaft, mit deren Hilfe sich 
Vertreibungen, Umsiedlungen und Deportationen wissen-

schaftlich legitimieren und mithilfe der Raumordnung 
umsetzen ließen. Die Akademie für Raumentwicklung in 
der Leibniz-Gemeinschaft (ARL) steht exemplarisch für 
diese Debatte: Sie ist Nachfolgerin der 1935 gegründeten 
Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung (RAG), die 
– wie viele andere raumwissenschaftliche Institutionen 
auch – im Rahmen des nationalsozialistischen Regimes aktiv 
war. In der ARL gab es erst ab Mitte der 1990er Jahre Pub-
likationen und Tagungen, die sich kritisch mit der Rolle der 
RAG und den Aktivitäten späterer Akademiemitglieder in 
der Zeit des Nationalsozialismus auseinandersetzten. Eine 
umfassende Aufarbeitung und Bewertung der eigenen Ge-
schichte nach Maßstäben der historisch-kritischen Ge-
schichtswissenschaft stand aber weiter aus. Um sich um-
fassend und kritisch mit der eigenen Geschichte ausein- 
anderzusetzen, hat die ARL 2016 nach einer Ausschreibung 
einen Forschungsauftrag an Oliver Werner (Hannover) 
vergeben, dessen Ergebnisse auf der öffentlichen Veran-
staltung „Von der RAG zur ARL: Personelle, institutionelle, 
konzeptionelle und raumplanerische (Dis-)Kontinuitäten“ 
am 7. November 2019 in Hannover vor 130 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern vorgestellt und diskutiert wurden.

Von der RAG zur ARL
Personelle, institutionelle, konzeptionelle und raumplanerische 	
(Dis-)Kontinuitäten

Öffentliches ARL-Kolloquium am 7. November 2019 in Hannover
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In ihrer Begrüßungsrede machte die Präsidentin der 
ARL Sabine Baumgart (Hannover) deutlich, dass die ARL 
über die Vorläuferinstitution RAG vielfältige Bezüge zum 
nationalsozialistischen System besaß und die RAG wissen-
schaftliche Begründungen für die Vertreibungs- und Ver-
nichtungspolitiken des NS-Regimes lieferte. Dabei stehe 
der erste Obmann der RAG, Konrad Meyer, exemplarisch 
für eine rassistisch motivierte Ausrichtung der Raumfor-
schung im Dritten Reich: Als frühes NSDAP- und SS-Mit-
glied habe dieser zentral am „Generalplan Ost“ mitgewirkt, 
mit dem die Deportation und Ermordung tausender Men-
schen mit dem Ziel der Erweiterung der deutschen Sied-
lungsgebiete gerechtfertigt wurde. Sabine Baumgart er-
wähnte selbstkritisch, dass die ARL erst sehr spät eine 
Reflexion ihrer eigenen Geschichte in die Wege leitete und 
sich diese bisher auf Einzelvorhaben beschränkte (zum Bei-
spiel im Rahmen einer Geschichtstagung im Jahr 2008). 
Vor diesem Hintergrund liege nun eine erste umfassende 
Aufarbeitung nach Maßstäben der historisch-kritischen 
Geschichtswissenschaften vor, die der Frage nachgehe, 
welche Kontinuitäten und Brüche zwischen RAG und ARL 
im Zeitraum von 1935 bis 1955 festzustellen seien.

Als erste thematische Annäherung gab Rüdiger 
Hachtmann (Potsdam) einen Einblick in die Rollen und Ar-
beitsweisen von Forscherinnen und Forschern im Dritten 
Reich. Auch ab 1933 wurde in der Raumforschung nach 
wissenschaftlichen Gütekriterien geforscht; daher könne 
nicht von einer willkürlichen „Pseudowissenschaft“ gespro-
chen werden. Es habe eine „Selbstmobilisierung“ der For-
scher/innen gegeben, die vielfach ihre Forschung aus intrin-
sischer Motivation und Überzeugung auf die NS-Rassen- 
ideologie ausrichteten. Daraus ergab sich ein wechselseiti-
ges Geflecht: Die Politik benötigte für ihre Aufrüstungs- 
und Kriegspläne wissenschaftlich fundierte Konzepte; das 
wissenschaftliche Personal erhoffte sich von der Politik 
wiederum persönlichen Profit (beruflichen Aufstieg oder 
eine politische Karriere) und Ressourcen für die eigene 
Forschung. Dadurch gelang es vielen Forscherinnen und 
Forschern, eine relative Forschungsfreiheit zu erlangen, bei 
gleichzeitig enger Kollaboration mit dem NS-Regime (Res-
sourcen füreinander).

Ausgehend von dieser allgemeinen Einführung liefer-
ten Oliver Werner (Hannover) und Petra Svatek (Wien) 
einen Einblick in die wissenschaftliche und institutionelle 
Ausrichtung der RAG. 

Die RAG untergliederte ihre Forschung laut Oliver 
Werner in mehrere Teilprojekte, die unterschiedliche Gra-
de an rassistischen Grundannahmen und Forschungspers-
pektiven besaßen. Dabei habe es Forschungen gegeben, 
die nach innen gerichtet waren und sich stärker landwirt-
schaftlichen oder wirtschaftspolitischen Fragen im Gebiet 
des Deutschen Reiches gewidmet haben. Im Sinne einer 
„Ordnung und Gesundung der Verhältnisse“ waren diese 
Forschungsansätze oftmals mit rassistischen Forschungen 
über die sogenannten „Ostgebiete“ verknüpft, die wissen-
schaftliche Begründungen und Konzepte für Vertreibungen 
und Deportationen entwickelten. Unter den Ostgebieten 
wurden laut dem „Generalplan Ost“ Gebiete des polnischen 
Generalgouvernements, des Baltikums, Galiziens, Weiß-

russlands, der westlichen Ukraine und des Leningrader 
Raumes zusammengefasst, die als Siedlungserweiterungs-
gebiet für die deutsche Bevölkerung dienen sollten. Zu die-
sem Zweck sollten 31 Millionen Menschen vertrieben, de-
portiert und umgebracht werden (BSB München 2011:  
1 f.; Rössler 1993). Als Beispiele stellte Petra Svatek karto-
graphische Aufbereitungen zur effizienten Bodenausbeu-
tung oder Volksumsiedelungspläne in den Ostgebieten vor. 
Als besonders forschungsstarke Einrichtungen galten da-
bei die Hochschularbeitsgemeinschaften der RAG, die in 
hohem Maße Wissenschaftler/innen mobilisieren konnten. 
Dies gelang unter anderem durch die Bereitstellung von 
Forschungsgeldern, wodurch die RAG Einfluss auf die For-
schungsschwerpunkte nehmen konnte.

Rüdiger Hachtmann und Oliver Werner
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Hansjörg Gutberger (Göttingen) und Gunnar Take 
(München) rahmten die RAG in das erweiterte Feld der 
Raumwissenschaften und Raumordnung ein, um die wech-
selseitigen Verknüpfungen und Abhängigkeiten zwischen 
wissenschaftlichen und politischen Institutionen darzustel-
len. Gutberger betonte, dass die Raumforschung im Drit-
ten Reich als eine Schlüsselwissenschaft angesehen werden 
könne. In der Reichsstelle für Raumordnung (RfR) wurden 
die landesweiten Kompetenzen der Raumordnung gebün-
delt. Die RAG stand in vielfältigen Verknüpfungen zur RfR, 
von der sie unter anderem Forschungsgelder erhielt. Über 
die eingerichteten Hochschularbeitsgemeinschaften ent-
stand schließlich ein breites Netzwerk von ca. 1.000 For-
scherinnen und Forschern, die aktiv von der RfR zur Mitar-
beit in der RAG aufgefordert wurden. Einen Schwerpunkt 
bildeten dabei die Hochschularbeitsgemeinschaften Berlin 
und Stuttgart. Take führte am Beispiel des Instituts für 
Weltwirtschaft in Kiel aus, dass die RAG als interessanter, 
finanzstarker Forschungsmittelgeber angesehen wurde, in 
dessen Auftrag Forschungen auf Basis von Kriegsfor-
schungsprogrammen durchgeführt wurden. Gutberger lie-
ferte abschließend einen ersten Hinweis, weshalb eine kri-
tische Aufarbeitung innerhalb der gesamten Raumwis- 
senschaften erst spät erfolgte: Lange hielt sich die Vorstel-
lung, dass die Raumforschung reaktiv auf die NS-Politik re-
agierte und eben nicht aktiv diese unterstützte. Dabei wa-
ren die Raumforschung und Raumordnung laut Gunnar 
Take nicht nur ein „Wiederkäuer, sondern auch ein Wegbe-
reiter“. 

Jörn Düwel (Hamburg) spannte den Bogen zu den 
Auseinandersetzungen um Schuld und Verantwortung in-
nerhalb der Raumwissenschaften am Beispiel der Konfliktli-
nien zwischen der ARL und der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung (DASL) in der Nachkriegs-
zeit. Führende ARL-Mitglieder hätten die ARL nach Kriegs-
ende unkritisch als „Rechtsnachfolger“ der RAG angese-

hen, wohingegen sich die DASL für eine Neugründung „in 
Unschuld“ entschieden habe. Zwar war auch die DASL mit 
dem Naziregime verflochten, doch sah sich diese stärker 
als Opfer, zumal deren Vorsitzende Rappaport und Prager 
(beide jüdischer Abstammung) von den Nazis verhaftet 
und deportiert worden waren. Der aufkommende Konflikt 
zwischen der DASL und der ARL wurde vordergründig auf-
grund von Namensstreitigkeiten und Konkurrenz um Res-
sourcen geführt; jedoch schwangen auch unausgesproche-
ne Gründe mit: Die ARL wurde von der DASL als Verband 
der Täter/innen angesehen, als die „braune Akademie“, die 
im Gegensatz zur DASL nicht mit ehemaligen NS-Karrieren 
brechen würde. 

In einer weiteren Ausführung von Oliver Werner wur-
den die aufgeworfenen personellen (Dis-)Kontinuitäten 
vertieft. Zwar habe es im Jahr 1946 eine Neugründung ge-
geben, wodurch aus der RAG die ARL entstand, aber es er-
gaben sich vielfältige personelle Kontinuitäten. Der über-
zeugte Nationalsozialist und das SS-Mitglied Konrad Meyer, 
unter dessen Ägide der Generalplan Ost entwickelt worden 
war, engagierte sich noch bis in die 1970er Jahre in der 
ARL. Und auch der erste Generalsekretär, Heinrich Hunke, 
war ein überzeugter Anhänger des NS-Regimes, der sich 
nach 1949 im Naumann-Kreis engagierte und sich für die 
Wiedererrichtung des nationalsozialistischen Staates ein-
setzte. Die „braunen Mitglieder“ deckten sich innerhalb der 
ARL gegenseitig und erzeugten eigene Netzwerke („Persil-
schein-Produktion“). Gleichzeitig prägte insbesondere 
Kurt Brüning die Anfangsjahre der ARL, indem er politisch 
belastete Wissenschaftler/innen zur Mitarbeit motivierte 
und dabei einen hierarchischen und personalisierten Füh-
rungsstil entwickelte, der den Mitgliederkreis der ARL in ih-
ren Anfangsjahren „hermetisch“ abschloss.

Jaromir Balcar (Berlin) erläuterte am Beispiel der 
bayerischen Landesplanung die Gründe für den hohen 
Grad an personeller Kontinuität in der Nachkriegszeit. Die 
Landes- und Regionalplanung stand in der Nachkriegszeit 
vor großen Herausforderungen, wie der Wohnraumbe-
schaffung oder dem Flüchtlingsmanagement, die nur mit 
fachlich ausgewiesenem Personal angegangen werden 
konnten. Bedingt durch die hohe Anzahl an Kriegstoten 
und dem Fehlen von „unbelasteten“ Fachkräften, konnte 
die Kriegsgeneration in kürzester Zeit wieder zentrale Stel-
len in der Planung besetzen. Dabei besaß diese Generation 
zudem Qualifikationen, die der jungen Generation noch 
fehlten. Raumplanung und Raumordnung traten in der 
Nachkriegszeit als „Krisenbewältiger“ auf und konnten da-
durch ihre Relevanz bewahren und festigen. 

Konzeptionelle Kontinuitäten standen im Vortrag von 
Karl R. Kegler (München) am Beispiel des Zentrale-Orte- 
Konzeptes im Fokus. Die Theorie der Zentralen Orte von 
Walter Christaller fand sowohl im Dritten Reich als auch in 
der Nachkriegszeit eine hohe Beachtung. Dieses Siedlungs-
strukturmodell beschreibt eine hierarchische Abstufung 
von sogenannten Ober-, Mittel- und Grundzentren, die Ein-
richtungen für einen unterschiedlichen Grad der Daseins-
vorsorge bereithalten. Die NSDAP sah in dieser Theorie 
eine Möglichkeit, die neuen östlichen Siedlungsgebiete 
operativ nach effizienten Maßstäben zu entwickeln. In der 

Jörn Düwel
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Nachkriegszeit wurde diese Theorie wissenschaftlich wei-
terentwickelt und schließlich zu einem zentralen Instru-
ment der deutschen Raumordnung. Die Schaffung von effi-
zienten Siedlungsstrukturen blieb dabei auch in der jungen 
Bundesrepublik die zentrale Prämisse. Diese konzeptionel-
le Kontinuität wurde durch konservative Wertvorstellun-
gen (zum Beispiel Schaffung von Rückzugsräumen in der 
„Natur“ oder verbreitete Großstadt- und Industriekritik) in 
der Nachkriegszeit geprägt, die schließlich in das städte-
bauliche Leitbild einer gegliederten und aufgelockerten 
Stadt (oder auch von „Stadtlandschaften“) mündete. 

Anschließend fasste Oliver Werner die zentralen Er-
gebnisse seines Forschungsauftrages zusammen: Die RAG 
war durch ihre nationalsozialistisch verwertbaren wissen-
schaftlichen Forschungsprojekte (z. B. Forschungen über 
Umsiedlungen aus dem Gau Thüringen in das besetzte Po-
len) ein „ideales Instrument zur wissenschaftlichen Res-
sourcenmobilisierung“, mit dessen Hilfe sich eine wissen-
schaftlich begründete „politische Ressourcenlenkung“ 
ergab. Die RAG war in ein Netzwerk aus Wissenschaft, Poli-
tik und Militär eingebettet; dennoch konnte der erste Ob-
mann der RAG, Konrad Meyer, viele Vorgaben der RfR ab-
wehren. Daraus ergab sich eine relative Forschungsfreiheit, 
die auch durch die dezentral forschenden Hochschular-
beitsgemeinschaften getragen wurde. Die inhaltlichen For-
schungsschwerpunkte (Parallelität aus regionalen Studien 
und rassistisch geprägter Ostforschung) führten zu einer 
Fragmentierung der Wissenschaften innerhalb der RAG 
und zu einer „akademischen Verantwortungsdiffusion“ in 
der Nachkriegszeit, welches das „Abstreiten von Verant-
wortung“ an der Mitwirkung an den Verbrechen des NS-Re-
gimes erleichterte. Die 1946 als Nachfolgerin der RAG ge-
gründete ARL ließ dabei hohe personelle und methodische, 
aber geringe institutionelle Kontinuitäten zu. Beispielswei-
se besaßen 1953 zwei Drittel der ARL-Mitglieder eine frü-
here NSDAP-Mitgliedschaft. Viele dieser Forscher/innen 
haben ihre Forschungsperspektiven und Methoden auch in 
der Nachkriegszeit beibehalten. Institutionell lassen sich 

aber Brüche erkennen; zum Beispiel wurden die Hoch-
schularbeitsgemeinschaften abgeschafft und ein Kuratori-
um eingerichtet. Die Konsolidierung der ARL in den An-
fangsjahren konnte sich im „Windschatten der raum- 
politischen Schwerpunktsetzung der britischen Besat-
zungsmacht“ entwickeln. Diese habe zum Beispiel auch auf 
zentrale Schriften/Empfehlungen von Akademiemitglie-
dern zurückgegriffen, wodurch sich die ARL in der jungen 
Bundesrepublik festigen konnte. 

Die Tagungsbeiträge verdeutlichten, dass die RAG 
eine zentrale Rolle in der Bereitstellung von wissenschaftli-
chen Erkenntnissen für die NS-Expansions- und Vernich-
tungspolitik lieferte und sie auch eine wichtige Plattform 
für NS-treue Forscher/innen bildete. Dabei ist offenkundig, 
dass sich nach Kriegsende eine hohe personelle Kontinuität 
in der ARL einstellte, durch die eine Aufarbeitung und eine 
Verantwortungsübernahme über Jahrzehnte hinweg nicht 
stattfand. Die Geschichte der RAG/ARL steht dabei exem- 
plarisch für die Raumforschung und Raumordnung, die 
eine zentrale Funktion in der Gesellschaft in Kriegs- und 
Friedenszeiten einnimmt: Mit der Raumordnung lassen sich 
nachhaltige, lebenswerte und inklusive Städte für alle Men-
schen planen und entwickeln oder aber auch Vernichtungs-
kriege legitimieren. Vor diesem Hintergrund gilt es stärker 
als bisher, Normen und Werte der Raumordnung und 
Raumplanung aufzuarbeiten und kritisch zu reflektieren, 
sowie zu hinterfragen, welche Methoden, Begriffe und For-
schungsansätze Kontinuitäten zum NS-Regime aufweisen. 
Doch gleichzeitig gilt auch der Blick nach vorne: Aus diesen 
erschütternden Erkenntnissen lässt sich auch eine Verant-
wortung für die Raumordnung ableiten, an einer demokra-
tischen, humanen und solidarischen, im besten Sinne 
„nachhaltigen“ Gesellschaft stärker denn je mitzuwirken. 

Das Kolloquium hat insgesamt gezeigt, wie wichtig 
dabei eine kontinuierliche Aufarbeitung und die Auseinan-
dersetzung darüber ist und dass es niemals einen Schluss-
strich geben kann. Gerade unter den aktuellen politischen 
Entwicklungen der zunehmenden Leugnung nationalsozia-

Podiumsdiskussion: v.l.n.r.: Thorsten Wiechmann, Hans Heinrich Blotevogel, Oliver Werner, Karl R. Kegler
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listischer Verbrechen und der Infragestellung demokrati-
scher Grundwerte, gilt dieses dringender denn je. Die Ver-
gangenheit ist weiter präsent und die ARL wird sich fragen 
müssen, welche Lehren sie aus ihrer Vergangenheit und 
Gründungsgeschichte zieht. Die ARL wird sich der Aufar-
beitung ihrer Geschichte weiterhin stellen. 

Der vorliegende Text wurde zuerst bei H-Soz-Kult (https://
www.hsozkult.de/) veröffentlicht. H-Soz-Kult ist eine 
Open Access zugängliche Informations- und Kommunikati-
onsplattform für Historikerinnen und Historiker, die nach 
redaktioneller Prüfung durch die Zentralredaktion am Insti-
tut für Geschichtswissenschaften der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin fachwissenschaftliche Nachrichten und Publi-
kationen veröffentlicht. Das überwiegend ehrenamtlich 
tätige Redaktionsteam publiziert im Jahr rund 1.000 Rezen-
sionen von fachlich relevanten Veröffentlichungen und hat 
die Plattform zu einem bedeutsamen Anbieter und Ver-
mittler historischer Fachinformationen im deutschsprachi-
gen Raum entwickelt.

Übersicht der Beiträge des Kolloquiums

1.	Einführung

>> Sabine Baumgart (Präsidentin der ARL, Hannover): 
Grußwort

>> Rüdiger Hachtmann (vormals Leibniz-Zentrum für 
Zeithistorische Forschung Potsdam) und Oliver  
Werner (Institut für Didaktik der Demokratie, Leib-
niz Universität Hannover):  RAG und ARL als Wissen-
schaftsorganisationen und Forschungsobjekte: 
Einführungsgespräch 

2.	Raumforschung und Raumordnung  
im 	Nationalsozialismus (1935–1945)

>> Hansjörg Gutberger (Göttingen): Das Forschungs-
programm der RAG 1936–1939

>> Petra Svatek (Institut für Geschichte, Universität 
Wien): Die „Hochschularbeitsgemeinschaften für 
Raumforschung“ – Forschungen über Südosteuropa

>> Gunnar Take (Institut für Zeitgeschichte München): 
Raumforschung am „Institut für Weltwirtschaft“ in 
Kiel (1939–1945)

Literatur

Bundesarchiv Berlin (Hrsg.) (2011): Kommentar zum Generalplan Ost. 
Rechtliche, wirtschaftliche und räumliche Grundlagen des Ostaufbaues 
von Konrad Meyer, S. 1-2.
Olsen, K. H. (1960): Zum Geleit. In: ARL – Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (Hrsg.): Raumforschung. 25 Jahre Raumforschung 
in Deutschland. Bremen, 1-5.
Rössler, M. (Hrsg.) (1993): Der „Generalplan Ost“. Hauptlinien der 
nationalsozialistischen Planungs- und Vernichtungspolitik. Berlin.  
= Schriften der Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahr-
hunderts.

Flo r i a n M ua rr  awi 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der ARL-Geschäftsstelle 
muarrawi@arl-net.de

3.	Raumplanung in Deutschland nach 1945	

>> Oliver Werner (Institut für Didaktik der Demokratie, 
Leibniz Universität Hannover): Die Etablierung der 
ARL 1945–1955	

>> Jaromir Balcar (Max-Planck-Institut für Wissen-
schaftsgeschichte Berlin) / Thomas Schlemmer  
(Institut für Zeitgeschichte München): Von der RAG 
zum Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen. Kontinuität und Diskontinuitäten der 
bayerischen Landesplanung	

>> Jörn Düwel (Geschichte und Theorie der Architek-
tur, HafenCity Universität Hamburg): Die Neugrün-
dung der „Deutschen Akademie für Städtebau und 
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Debatten über abgehängte Räume, in denen sich Menschen 
zurückgelassen und nicht verstanden fühlen, nehmen zu 
und stellen für Politik und Planung eine große Herausforde-
rung dar. Die Raumordnungsberichte von 2011 und 2017 
haben gezeigt, dass es sich dabei nicht ausschließlich um 
eine „gefühlte“ Ungleichheit handelt, sondern sich aktuell 
divergierende räumliche Prozesse verstärken: Die Auswir-
kungen des demographischen Wandels und die vielerorts 
abnehmenden kommunalen finanzpolitischen Handlungs-
spielräume insbesondere in ländlichen, dünn besiedelten 
Räumen führen dazu, dass der Erhalt von Daseinsvorsorge-
einrichtungen nicht mehr flächendeckend gewährleistet 
werden kann. Die Ergebnisse der Bundestagswahl 2017 
sowie der Landtagswahlen in Sachsen, Brandenburg und 
Thüringen 2019 haben deutlich gemacht, dass die gesell-
schaftliche Polarisierung voranschreitet und sich auch 

räumlich manifestiert. In diesem Zusammenhang erlebt 
auch der Heimatbegriff eine neue Konjunktur, indem er 
eine Projektionsfläche für lokal-regionale Sehnsüchte, 
Identitätszuschreibungen und subjektive Vorstellungen 
bietet. In dieser Entwicklung kann zum einen gesellschaftli-
che Sprengkraft liegen, wenn der Heimatbegriff zuneh-
mend national aufgeladen wird. Zum anderen kann er aber 
auch als Ansatzpunkt für räumliche Entwicklung dienen 
und dazu, die Lebenschancen und Lebensverhältnisse in 
Deutschland gerechter auszugestalten. Unter dem Leitbe-
griff „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ werden die-
se Überlegungen aktuell intensiv diskutiert.

Auf der politischen Bühne haben sich beide Begriffe 
mittlerweile etabliert, wie die Umbenennung des Innenmi-
nisteriums in „Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat“ oder die Einberufung der Regierungskommission 

Gleichwertigkeit der  
Lebensverhältnisse –  
der Beitrag von Raumordnung 
und Raumentwicklung
ARL-Fachtagung am 20.11.2019 in Berlin

Eröffnung der Fachtagung
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„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ im Jahr 2018 zeigen. 
Auf der ARL-Fachtagung „Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse – der Beitrag von Raumordnung und Raument-
wicklung“ am 20. November 2019 in Berlin wurde mit den 
rund 170 Teilnehmenden aus Wissenschaft, Planungspraxis 
und Politik über die Ausprägungen der räumlichen Un-
gleichheiten in Deutschland diskutiert und mittels verschie-
dener Vorträge und Fachsitzungen erörtert, welche Ansät-
ze und Instrumente die Raumordnung zur Schaffung von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen besitzt bzw. zukünftig 
entwickeln muss.

Im ersten Vortrag gab Dr. Markus Kerber (Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau und Heimat – BMI) einen Ein-
blick in die Ziele und Handlungsempfehlungen, die die Re-
gierungskommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
in ihrem Abschlussdokument „Unser Plan für Deutschland“ 
festhält. Sechs Untergruppen haben sich innerhalb eines 
Jahres dem Thema der Gleichwertigkeit gewidmet und  
dabei herausgearbeitet, dass es starke Disparitäten in 
Deutschland gibt, die sich aber nicht allein durch ein 
Stadt-Land-Gefälle beschreiben lassen. Als Instrumente 
zum Abbau der Disparitäten werden unter anderem die 
Einrichtung eines Staatssekretärsausschusses für Gleich-
wertige Lebensverhältnisse und ein Gleichwertigkeits- 
Check vorgeschlagen. Thematisch sollen dabei künftig vor 
allem ein flächendeckender Mobilfunk, Breitband- sowie 
Mobilitätsausbau vorangetrieben werden.

Es folgten drei Impulsvorträge, die deskriptive und 
analytische Zugänge zu räumlicher Ungleichheit und Dispa-
ritäten in Deutschland präsentierten. Dabei stellte Dr. Mar-
kus Eltges (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung – BBSR) den gemeinsam mit dem Thünen-Institut 
erstellten Deutschlandatlas (https://heimat.bund.de/) vor 
und erörterte ausgewählte Karten. Auf 56 Karten (zum 

Beispiel zu den Themen „Flächennutzung“, „Bevölkerungs-
dichte“ oder „Erwerbstätigenzahl“) gibt der Atlas ein ge-
naueres Bild der Disparitäten in Deutschland wieder, die für 
politische und administrative Akteure und ihre Entschei-
dungen als räumlicher Orientierungsrahmen dienen kön-
nen. 

Im anschließenden Vortrag stellte Prof. Dr. Stefan 
Fina (Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 
– ILS) den Soziökonomischen Disparitätenbericht 2019 
„Ungleiches Deutschland“ der Friedrich-Ebert-Stiftung vor 
und verdeutlichte, dass trotz des Wirtschaftswachstums 
räumliche Disparitäten in Deutschland zunehmen. Dabei 
ergebe sich ein Bild, das komplexer sei als die üblicherweise 
verwendeten Deutungsmuster (Stadt-Land-, Ost-West- 
oder Nord-Süd-Gefälle). Diese entstünden in Abhängigkeit 
der jeweils betrachteten Indikatoren: Eine hohe Lebenser-
wartung lasse sich insbesondere in den Umlandregionen 
größerer Städte feststellen, viele Großstädte wiederum 
verzeichneten hohe Werte bei der Kinderarmut. Bezüglich 
der steuerpflichtig Beschäftigten gebe es zudem, anders als 
vielfach angenommen, kein Ost-West-Gefälle. Auf der Basis 
dieser Analyse entwickelte Stefan Fina fünf unterschiedli-
che räumliche Hauptkategorien, die jeweils für sich ähnli-
che Strukturmerkmale und Herausforderungen aufweisen: 
(1) Dynamische Großstädte, (2) Deutschlands starkes 
Umfeld, (3) Deutschlands solide Mitte, (4) Ländlich ge-
prägte Räume in der dauerhaften Strukturkrise, (5) Städ-
tisch geprägte Regionen im andauernden Strukturwandel.

Von dieser gesamträumlichen Betrachtung spannte 
Prof. Dr. Claudia Neu (Georg-August-Universität Göttin-
gen) den Bogen zur Lebensqualität in ländlichen Räumen 
und ging auf die dort oftmals gefühlte und als solche artiku-
lierte Ungleichheit ein. In ihren Ausführungen machte sie 
deutlich, dass viele Menschen trotz eigener positiver wirt-
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schaftlicher Einschätzung ihrer Lebenslage ein Gefühl des 
„Abgehängtseins“ schildern. Dieses Gefühl entstehe nicht 
allein durch persönliche Erfahrungen, sondern werde stark 
durch regionale oder historische Erlebnisse (wie Unsicher-
heiten in der Nachwendezeit oder die Schließung zentraler 
Infrastrukturen wie Bahnhöfe oder Schulen) geprägt. 
Durch diese Erfahrung haben viele Menschen den Glauben 
an ein solidarisches „gesellschaftliches Narrativ“ verloren. 
Zur Stärkung des sozialen Zusammenhaltes und der Schaf-
fung von gleichwertigen Lebensverhältnissen schlägt Clau-
dia Neu daher den Aufbau von „Sozialen Orten“ vor. In An-
lehnung an das Zentrale-Orte-Konzept sei eine flächen- 
deckende Mindestversorgung mit sozialen und öffentli-
chen Einrichtungen erstrebenswert. Diese Sozialen Orte 
sollten Orte des Austausches, der Begegnung und damit 
zentrale Eckpfeiler einer demokratischen Kultur werden, 
die es vermögen, die Gesellschaft wieder zusammenzufüh-
ren.

In den sich am Nachmittag anschließenden vier paral-
lelen Fachsitzungen lag der Fokus darauf, welche hand-
lungsorientierten Perspektiven die Raumordnung zur 
Schaffung von gleichwertigen Lebensverhältnissen bieten 
kann. Prof. Dr. Sabine Baumgart (Präsidentin der ARL) hob 
in der Fachsitzung „Rolle der Klein- und Mittelstädte in 
ländlichen Räumen“ die Ankerfunktion von Klein- und Mit-
telstädten hervor, die für den ländlichen Raum zentrale Gü-
ter und Dienstleistungen bündeln können. Als große Her-
ausforderung werde die zunehmende Zersiedelung der 
Außenbereiche mit der Gefahr einer Verödung der Innen-
städte angesehen. Es gelte daher, die Innenentwicklung der 
Klein- und Mittelstädte zu fördern und Impulse für eine re-
gionale Profilbildung (z. B. über die Herausbildung einer 
spezifischen Baukultur) zu geben, was anschließend zu an-
geregter Diskussion führte. In der Parallelsitzung „Regiona-
lisierung der Förderpolitik auf Basis regionalspezifisch aus-
gewerteter Indikatoren?“ zeigten Simone Strähle (Thü- 
ringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen 
Raum) und Thomas Walter (Thüringer Ministerium für In-

frastruktur und Landwirtschaft) am Beispiel Thüringens, 
dass die verwendeten Indikatoren zur Darstellung von Räu-
men mit besonderen Handlungsbedarfen im Thüringer Re-
gionalplan nicht deckungsgleich mit dem europäischen 
Strukturfonds EFRE und dem europäischen Landwirt-
schaftsfonds ELER seien. Daraus ergab sich eine produktive 
Debatte über Vor- und Nachteile der vermehrten Berück-
sichtigung von bestehenden Förderkulissen in den Raum-
ordnungsplänen.

In der abschließenden Podiumsdiskussion wurde 
deutlich, dass die Schaffung von gleichwertigen Lebensver-
hältnissen einer gesamtgesellschaftlichen Kraftanstren-
gung bedarf. Dabei gilt es, sich von klischeehaften Vorstel-
lungen von Stadt und Land zu lösen und in allen Teilräumen 
der Bundesrepublik nach regional angepassten Lösungen 
zu suchen. Große Erwartungen liegen dabei in der Umset-
zung der Empfehlungen der Regierungskommission für 
gleichwertige Lebensverhältnisse, die die Raumordnung 
kritisch-konstruktiv begleiten wird. 
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Im Sommer 2019 hatte die Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ ihren Bericht vorgelegt oder sagt man 
besser: der Bund hatte einen Bericht vorgelegt, dem die 
Länder und Kommunen so nicht zustimmen wollten/konn-
ten (Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
2019). Die ARL, deren Präsidium am 15. Juli 2019 eine teils 
lobende, teils kritische Pressemitteilung zu diesem „Plan“ 
herausgegeben hatte (Präsidium der ARL 2019), veranstal-
tete im November 2019 in Berlin eine eintägige Fachta-
gung, deren Programm und Akteure im Prinzip gut gewählt 
waren. Obwohl man dem zuständigen Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, Dr. 
Markus Kerber, die bei weitem längste Vortragszeit für sei-
ne „Vorstellung der Ergebnisse der Regierungskommis- 
sion“ eingeräumt hatte und obwohl anschließend immer-
hin 18 weitere Expertinnen und Experten (und das Publi-
kum) zu Wort kamen, sind bei mir (und sicherlich auch bei 
anderen) viele Fragen offengeblieben. Von diesen Fragen 
möchte ich im Folgenden einige, die im Bericht der Kom-
mission und auf der ARL-Fachtagung unzureichend berück-
sichtigt oder unscharf blieben, artikulieren und dazu eigene 
Positionen vortragen, um ein Nachdenken, Diskussionen 
und neue Anläufe in Wissenschaft und Praxis anzuregen, 
entsprechend der Forderung des ARL-Positionspapiers 
„Daseinsvorsorge und gleichwertige Lebensverhältnisse 
neu denken“ (ARL 2016). Meine eigene Herkunft aus der 
Wissenschaft und mein Interesse an der Perspektive Ost-
West wird man den folgenden Ausführungen anmerken.

Grundlegend für eine produktive Debatte ist Klarheit 
aus Einvernehmen über den Gegenstand und die verwen-
deten zentralen Begriffe. Gegenstand der folgenden Über-
legungen zu „gleichwertigen Lebensverhältnissen“ sind Le-
bensverhältnisse im Sinne von bestimmten Fakten, nicht 
Meinungen über Lebensverhältnisse oder gar Gefühle. Da-
bei ist anzuerkennen, dass ein grundlegendes soziologi-
sches Theorem postuliert, dass für soziales Handeln das 
relevant ist, was die Leute für wahr halten und nicht das, 
was „wahr“ im Sinne anerkannter wissenschaftlicher Kon-
ventionen ist (Thomas-Theorem). Das nicht nur unter 
Ostdeutschen verbreitete Gefühl, schlechter behandelt zu 
werden, nicht ausreichend anerkannt zu sein, „abgehängt“ 
zu sein, mag eine soziale Realität von großer politischer 

Wirksamkeit sein. Für einen erfolgreichen Diskurs im öf-
fentlichen Raum, der klären soll, worin überhaupt die poli-
tische Aufgabe bestehen sollte, die Gleichwertigkeit als re-
levantes Ziel anerkennt, und welcher Handlungsbedarf in 
welchen Politikfeldern Lösungen erfordert, müssen Gefüh-
le durch Fakten unterlegt sein und müssen diese Fakten der 
zentrale Gegenstand der Debatte sein.

Wenn es um Fakten geht, ist begriffliche Präzision das 
A und O. 

(1) Dies gilt zunächst einmal hinsichtlich der Untersu-
chungsgegenstände. Wenn wir über Lebensverhältnisse 
diskutieren wollen, sollten wir diese von Lebensbedingun-
gen oder Lebensäußerungen abgrenzen. Unter Lebensbe-
dingungen sollte man die „natürlichen Lebensgrundlagen“ 
(Art. 20a GG) verstehen, die für ein gesundes Leben (nicht 
nur für das Überleben) der Menschen in einem Raum auch 
auf lange Frist erforderlich sind, und zwar aller Menschen 
unabhängig von Geschlecht, Alter etc., etwa so, wie die Le-
bensbedingungen für einzelne Pflanzenarten im Gebirge 
mit zunehmender Höhe immer schwieriger werden. Diese 
Lebensbedingungen sind eine Teilmenge der Lebensver-
hältnisse. Hierunter fallen die meisten ökologischen Indika-
toren. Unter Lebensäußerungen sollte man menschliches 
Handeln fassen, das in Ausschöpfung vorhandener indivi-
dueller Freiheit so oder anders ausfallen kann (z. B. Indika-
toren zur Fertilität). Für sie gilt keine Zielsetzung der 
Angleichung. Will man die Lebensverhältnisse ermitteln 
und vergleichen, bietet sich eine Fülle von (ökonomischen 
und sozialen) Indikatoren an. So instruktiv auch manchmal 
das Einzelbeispiel erscheinen mag, es geht um aggregierte 
Daten. Diese müssen ihren Anspruch der Objektivität durch 
die Qualität der Erhebung (amtliche Statistik, Umfragefor-
schung) belegen. Als Lebensverhältnisse sind sie dem Indi-
viduum äußerlich. Sie umgeben es im „Raum“. Diesen Le-
bensverhältnissen entkommt man nur, wenn man via 
Mobilität den Raum verlässt. Sie sind „Schicksal“, von ein-
zelnen oder von Bürgergruppen nicht frei gestaltbar, wohl 
aber durch die kollektiven Akteure des politisch-administ-
rativen Systems beeinflussbar. Daher ist eine staatstheore-
tische Einbettung der Debatten um gleichwertige Lebens-
verhältnisse unverzichtbar. Weil die politischen Akteure 
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nicht jede denkbare Aufgabe als öffentliche Aufgabe über-
nehmen müssen, müssen Kern und Grenzen der politisch 
(mit-)verantworteten Lebensverhältnisse stets neu ausge-
handelt werden (Beispiel: Wohnen).

Das wichtigste Faktum in der Perspektive Ost-West 
ist, dass die staatlichen Fundamente der Lebensverhältnis-
se (Rechtsordnung, politisches System, Wirtschaftsord-
nung) von Nuancen abgesehen zwischen den Ländern in 
Deutschland einheitlich sind. Ostdeutschland wurde bezo-
gen auf diese Fundamente 1990 mit der Vereinigung über 
Nacht aus großer Diskrepanz in einen Zustand der Gleich-
heit mit dem Westen katapultiert (Mäding 2017).

Was nun die einzelnen Lebensverhältnisse angeht, ist 
eine Differenzierung erforderlich (BMI 2019; FES 2019). 
Im Blick auf Gleichwertigkeit als politische Aufgabe sollte 
unterschieden werden zwischen Verhältnissen, die von 
Bund und Ländern gestaltbar sind, solchen, die nur beein-
flussbar sind, und solchen, die kaum oder gar nicht beein-
flusst werden können oder sollen. Was also wollen wir – als 
Wissenschaftler/innen, Planer/innen oder Politiker/innen – 
in unseren Betrachtungsbereich einbeziehen? Hier bieten 
die Studien, die Dr. Markus Eltges (BBSR) (BMI 2019) und 
Prof. Dr. Stefan Fina (ILS) (FES 2019) auf der ARL-Tagung 
vorstellten, einen Überblick über wichtige Einzelindikato-
ren und eine Auswahl daraus. Sollen nur die öffentlich ver-
antworteten Infrastrukturen (Schule, Straße etc.) oder 
auch die überwiegend privatwirtschaftlich erbrachten Leis-
tungen (Wohnung, Einzelhandelsversorgung etc.) einbe-
zogen werden? Auch hier sind im Grenzbereich (Telekom-
munikation, Gesundheitswesen) Entscheidungen nötig. 
Sollte das Indikatoren-Set eher eng oder weit gewählt wer-
den? Wie steht es mit den ökonomischen Indikatoren 
(Durchschnittseinkommen, Arbeitslosenquote etc.), die 
im globalisierten Kapitalismus primär von zeitlich und 
räumlich wechselnden Marktlagen und Unternehmensstra-
tegien abhängen? Dass sie als Lebensverhältnisse wahrge-
nommen werden, ist unstrittig, doch ist in einer Marktwirt-
schaft – auch einer regulierten – die Gestaltungskraft der 
Politik hier sehr begrenzt (MKRO 1993), auch wenn die 
Politiker/innen selbst anderes kommunizieren.

(2) Eine zweite begriffliche Präzisierung ist hinsichtlich des 
Vergleichskonzeptes unabdingbar. Die Debatte ist hier 
durch eine verwunderliche Unschärfe gekennzeichnet, 
nämlich wie wir „gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
überhaupt verstehen wollen. Sollen einzelne Lebensver-
hältnisse in einem Raum („Region“) jeweils mit einem 
(Mindest-)Standard verglichen werden und, wenn sie den 
erfüllen, als „gleichwertig“ bezeichnet werden? „Mindest-
versorgung als Umsetzung des Gleichwertigkeitsziels“ 
(ARL 2016: 2). Diesen Weg schlug – m. E. erstmalig – der 
Raumordnungsbericht 2011 mit seinem Konzept der „So-
ckelgleichwertigkeit“ vor (BBSR 2012: 16; zur Kritik Mäding 
2017: 71). Er ist später beim Positionspapier der ARL, das 
eine „Reformulierung des Verständnisses gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ intendierte (ARL 2016: 27), ohne Dis-
kussion der Alternativen übernommen worden (ebenso 
Beirat für Raumentwicklung 2019: 6). Die Handlungsemp-
fehlungen des ARL-Positionspapiers sind fast vollständig 

auf einzelne Regionen bezogen und z. B. für die Perspektive 
Ost-West unergiebig. Oder ist nicht doch, wofür ich plädie-
re, der Vergleich zwischen Regionen konstitutiv für die Fra-
ge nach der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse? Eine 
Klärung dieser Grundsatzfrage ist vor allem dann nötig, 
wenn man Gleichwertigkeit als Staatsziel im Grundgesetz 
verankert sehen möchte (ARL 2016: 29; Beirat für Raum- 
entwicklung 2019: 6). Mindestversorgung ist ein anderes, 
legitimes Ziel, das aus dem Sozialstaatsgebot folgt. Auch 
wenn wir das erreicht hätten, bestünde das Ziel „gleichwer-
tige Lebensverhältnisse“ bzw. „regionale Disparitätsminde-
rung“ fort, und zwar wegen der Disparitäten oberhalb der 
Mindeststandards.

(3) Schließlich ist eine Präzisierung der Raumkonzeption 
erforderlich. Hier geht es zunächst um die grundlegende 
Frage, ob man die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
in „Stadt“ und „Land“ oder in verschiedenen (funktionalen 
administrativen) „Regionen“ im Blick hat. Nimmt man bei-
spielsweise die Großregionen Ost- und Westdeutschland in 
den Blick, so gibt es zwar Überlappungen zwischen diesen 
beiden Möglichkeiten, weil der Osten ländlicher ist als der 
Westen. Aber es gibt doch grundlegende Unterschiede, vor 
allem in der Maßnahmengestaltung. Kurz, müssen wir den 
Bund-Länder-Finanzausgleich diskutieren oder den kom-
munalen Finanzausgleich der einzelnen Länder, die Bundes-
verkehrswegeplanung oder den ÖPNV, die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
oder die interkommunale Kooperation? Daraus ergeben 
sich Unterschiede bei den politischen Adressaten und der 
Erreichbarkeit der Zielsetzungen.

Entscheidet man sich für die „Region“, bedarf es ei-
ner Bestimmung der Größe der zu vergleichenden „Regio-
nen“: Ostdeutschland vs. Westdeutschland? Einzelne Län-
der? Raumordnungsregionen? Land- und Stadtkreise? Je 
kleiner der Raum gewählt wird, desto größer sind die Dispa-
ritäten. Weder eine wissenschaftliche Analyse noch eine 
politische Programmatik kommt ohne die Setzung einer 
solchen räumlichen Rahmenvorstellung aus. Eine klare Be-
schreibung (über die Definition und Messung von Indikato-
ren), eine theoretische Erklärung, eine normative Bewer-
tung, gar ein politischer Handlungsentwurf sind ohne 
Präzision in dieser Frage nicht möglich.

(4) Ebenfalls unzureichend problematisiert wird m. E. oft 
das Verhältnis der Indikatoren untereinander. Dabei geht es 
mir hier nicht um das bekannte Problem der Gewichtung 
bei Aggregationen, sondern um die Frage einer wissen-
schaftlich begründbaren kausalen Verknüpfung. So hat bei-
spielsweise beim Aufbau Ost die rasche Ost-West-Anglei-
chung bei den Löhnen zur Steigerung und Verfestigung der 
Disparität bei den Arbeitslosenquoten beigetragen. Stets 
muss argumentativ geprüft werden, was Gegenstand einer 
Gleichwertigkeitsforderung werden kann.

(5) Für das planerische und politische Handeln spielen 
Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle, die allerdings oft 
nur unzureichend thematisiert werden: Der Staat der Bun-
desrepublik ist – in deutlichem Unterschied zum Staat der 
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DDR – durch Föderalismus, kommunale Selbstverwaltung 
etc. in teil-autonome Akteure fragmentiert. Diese sind zu-
dem nie allein für eine Aufgabe „zuständig“, sondern ange-
wiesen auf Kooperationen und Kompromisse mit anderen 
Staaten, Ländern, Kommunen, mit Unternehmen und 
Bürgerinnen und Bürgern. Der Staat ist schließlich durch 
die Rechts- und Wirtschaftsordnung auf die Gewährleis-
tung der freien Entfaltung der Bürger/innen verpflichtet. 
Durch die begrenzten (finanziellen) Ressourcen und diese 
drei Bedingungen sinkt seine Handlungskraft mit Blick auf 
die Gleichwertigkeit.

Trotz dieser Restriktionen kann der Staat Erfolge vor-
weisen. Zwei lebensweltlich einleuchtende demographi-
sche Indikatoren bieten sich als Beispiele von Angleichun-
gen an: So ist der Ost-West-Wanderungssaldo von jährlich 
ca. 400.000 Personen (1990) so geschrumpft, dass ab 
2012 etwa ein Ausgleich erreicht worden ist. Und die 
Ost-West-Differenz in der Lebenserwartung, die 1990 bei 
den Frauen (zu Lasten des Ostens) drei Jahre betrug, ist 
verschwunden und bei den Männern von vier auf ein Jahr 
reduziert worden. Solche Erfolgsmeldungen werden viel zu 
wenig kommuniziert und gewürdigt.

(6) Die oben betonte eingeschränkte politische Hand-
lungskraft für Gleichwertigkeit erfordert m. E. eine Revision 
im Anspruchsniveau der Politik, die auch durch sprachliche 
Präzisierungen in Form „verbaler Abrüstung“ verdeutlicht 
werden sollte. „Machbarkeitsillusionen“, wie sie in der 
Grundgesetz-Formulierung von der „Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse“ (Art. 72 Abs. 2) noch durch-
scheinen, sollten der Vergangenheit angehören. Dies gilt 
auch für den Terminus „Schaffung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse“ (Präsidium der ARL 2019; Beirat für Raum- 
entwicklung 2019).

Erstens geht es um die Perspektive der Entschei-
dungsträger eines Gesamtraumes mit Blick auf die Teilräu-
me (Bund-Länder; Land-Regionen; Region-Gemeinden).

Zweitens geht es dabei stets „nur“ um die Betrach-
tung einzelner Indikatoren, einen Kampf an vielen Fronten. 
Eine Aggregation über eine Vielzahl oder gar alle Indikato-
ren bleibt undurchführbar. Der undefinierbare Zustand 
gleichwertiger Lebensverhältnisse zwischen zwei und mehr 
Regionen bleibt politische Utopie.

Drittens geht es „nur“ um intertemporale Bewegun-
gen bei diesen einzelnen Indikatoren hin zu gleichwertige-
ren Lebensverhältnissen durch Aufholprozesse. Überall 
dort, wo es dem Gesamtraum mit seiner Politik gelingt, 
Nachzügler-Regionen an Durchschnittswerte heranzufüh-
ren, gelingt ihm ein Beitrag zu seinem Ziel der „gleichwerti-
geren Lebensverhältnisse“. Bei diesem Heranführen begeg-
nen uns natürlich all die altbekannten Instrumente der 
Raumentwicklung (vom Monitoring bis zur interkommuna-
len Kooperation), die aber auch die Vorreiter nutzen. Die-
ser Bewegungsaspekt spiegelt sich nur unzureichend in den 
meist zeitpunktbezogenen Indikatoren wider, die vermehrt 
um solche zu Veränderungen im Zeitablauf ergänzt werden 
sollten.

Viertens darf das Ziel Gleichwertigkeit nicht über-
dehnt werden. Es zielt auf räumliche Verteilungen. Insofern 
ist nicht jeder positiv zu bewertende Entwicklungsprozess 
in einem Teilraum automatisch ein Beitrag zum Ziel Gleich-
wertigkeit. Vielmehr kann es zu Zielkonflikten und Abwä-
gungsnotwendigkeiten auch zu Lasten der Gleichwertigkeit 
kommen. Die Akteure des Gesamtraumes müssen wissen, 
dass die Vorreiter unter den Teilräumen versuchen werden, 
sich weiter zu entwickeln und dabei eventuell ihre Vorsprün-
ge ausbauen. Der politische Interessenkonflikt der Ebenen 
ist in jedem föderativen System vorhanden. Die Akteure des 
Gesamtraumes werden also versuchen, Entwicklungen, die 
der Gleichwertigkeit widerstreben, einzuhegen. Dabei dür-
fen sie nicht jede teilräumliche Entwicklung der Gleichwer-
tigkeit opfern. Sie wissen, dass sie gut daran tun, „Stärken 
zu stärken“, um auch im internationalen Vergleich nicht zu-
rückzufallen. Sie können allerdings versuchen, einen Teil der 
Entwicklungserträge abzuschöpfen, um sie als Transfers zu 
Gunsten der Nachzügler einzusetzen. Dabei sind negative 
Wirkungen auf die Entwicklungsanreize zu bedenken.

Fünftens geht es stets „nur“ um politische Beiträge 
zur Zielerreichung, die in den verschiedenen relevanten Po-
litikfeldern sehr unterschiedlich ausfallen: Während der 
Bund-Länder-Finanzausgleich „nur“ von staatlichen Akteu-
ren beeinflusst ist, spielt der private Sektor bei der Landes- 
und Regionalplanung als Planungsbeteiligter, bei der Infra-
strukturpolitik teils als Anbieter sowie als Nutzer eine 
erhebliche Rolle, die bei der Regionalen Wirtschaftspolitik 
noch deutlicher hervortritt.

Aus diesen Überlegungen ergibt sich ein raumpoliti-
sches Zielsystem, in dem Gleichwertigkeit nur eines von 
vier Zielen darstellt und inhaltliche Abwägungsentschei-
dungen („policy“) sowie politische Kompromisse („poli-
tics“) allgegenwärtig sind:

>> Differenzierte Mindeststandards weiträumig, aber nicht 
überall sichern („Sozialstaat“);

>> Nachzügler an Durchschnitte heranführen („Gleichwer-
tigkeit“);

>> Schwächen mildern, Stärken stärken („Entwicklung“);

>> Entwicklungserträge partiell abschöpfen und umvertei-
len („Solidarität“).

Es ist übrigens sicherlich kein Zufall, dass viele Bürger/
innen der ostdeutschen Länder, da sie direkt oder indirekt 
unter den Herrschaftsverhältnissen der DDR sozialisiert 
worden sind, dem Staat mehr zutrauen, als er leisten kann. 
Die Politiker/innen sollten daher aufhören, durch ihre 
Wortwahl im Parteienwettbewerb unerfüllbare Hoffnun-
gen zu begünstigen, weil sie so zum falschen Eindruck des 
Staatsversagens und zur Politikverdrossenheit beitragen. 
Eine fruchtbare politische Kommunikation zum Thema 
Gleichwertigkeit kann nur gelingen, wenn die Bürger/innen 
realistischer werden und die Politiker/innen bescheidener. 
Wissenschaftler/innen sollten mit ihren Mitteln versuchen, 
dazu beizutragen.
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Pro f.  D r .  H e i nr  i ch M ä d i n g
h.maeding@berlin.de

Unser Plan für Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen 
Implementierung gleichwertiger Lebensverhältnisse  
durch Raumordnung!

Stellungnahme der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Sachsen/ 
Sachsen-Anhalt/Thüringen der Akademie für Raumentwicklung in der 
Leibniz-Gemeinschaft zu den Kommissionsempfehlungen „Unser Plan 
für Deutschland – Gleichwertige Lebensverhältnisse überall“

Die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) hat auf 
ihrer Sitzung am 19. November 2019 in Berlin einen Be-
schluss zum Thema Gleichwertige Lebensverhältnisse ge-
fasst. Dabei nimmt sie Bezug auf die Empfehlungen der von 
der Bundesregierung eingesetzten Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“. Die Kommissionsempfehlun-
gen und der Beschluss der MKRO haben weitreichende 
Auswirkungen auf die Raumordnung in den Ländern und 
werden insbesondere dazu führen, dass Zentrale Orte ge-
stärkt und Planungsprozesse beschleunigt werden. Dazu 
bedarf es allerdings ergänzender Gremienbefassungen und 
-entscheidungen. Des Weiteren sollen die Förderinstru-
mente der Länder sich stärker an den Vorgaben der Pla-

nung ausrichten. Diese Schritte werden u. a. Auswirkungen 
auf den Strukturwandel im Mitteldeutschen und Lausitzer 
Braunkohlerevier, die Entwicklung der ländlichen Räume 
und die Energiewende in Mitteldeutschland haben.

Die LAG Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen begrüßt 
die Kommissionsempfehlungen der Bundesregierung und 
schließt sich dem Beschluss der MKRO im Hinblick auf die 
große politische Bedeutung der Thematik und die Stärkung 
der Raumordnung an. Die LAG sieht im „Plan für Deutsch-
land“ einen großen Gewinn, da die Vorschläge die Raum-
ordnungspolitik auf höchster politischer Ebene thematisie-
ren und damit ihre Bedeutung und Wahrnehmung in der 
Öffentlichkeit deutlich gestärkt wird. 
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Die LAG wertet den „Plan für Deutschland“ als ein po-
sitives und richtungsweisendes Signal für eine zukunftsfähi-
ge, nachhaltige und belastbare Raumordnungspolitik auf 
der Ebene des Bundes. Hierzu bietet der Plan ein breites 
Spektrum an Ansatzpunkten, das ausgehend von den vor-
sitzführenden Bundesministerien alle Bundesressorts ein-
bezieht und gleichzeitig einen Rahmen für die weiteren not-
wendigen Abstimmungen mit den Ländern und Kommunen 
bietet. Positiv hervorzuheben ist die vorgenommene Diffe-
renzierung, strukturelle Unterschiede nicht allein zwischen 
Ost- und Westdeutschland, sondern vor allem zwischen 
ländlichen und urbanen Gebieten sowie innerhalb Ost- und 
Westdeutschlands zu erkennen.

Ebenfalls nimmt die LAG die Absicht des Bundes zu-
stimmend zur Kenntnis, die von den Ländern festgelegten 
Zentralen Orte als Versorgungszentren in der Fläche zu 
stärken und die Dezentralisierung durch Neuansiedlungen 
und Ausgründungen von Behörden und Ressortfor-
schungseinrichtungen zu fördern. Im nächsten Schritt soll-
ten zügig konkrete Maßnahmen und Vorgaben zur Umset-
zung dieser Vorhaben folgen, welche dem Plan bislang 
noch nicht zu entnehmen sind.

Mit besonderem Interesse sieht die LAG die Initiative 
des Bundes, ein eigenständiges Förderinstrument für die 
Raumordnung einzurichten, „um gezielt Impulse in Regio-
nen mit besonderem Handlungsbedarf geben zu können“. 
Hierzu sollten anhand der „Leitbilder und Handlungsstrate-
gien der Raumentwicklung in Deutschland“ die einzelnen 
Fördertatbestände definiert werden. Es gilt daher zu prü-
fen, inwieweit aktuelle Entwicklungen und Trends hinsicht-
lich demografischem Wandel, Wirtschaft, Bildung, Versor-
gung, Siedlungs- und Infrastruktur in Mitteldeutschland 
hier Berücksichtigung finden. Dazu ist eine konkrete Strate-
gie zur Umsetzung aufzulegen.

Die LAG teilt die Auffassung des Bundes, allgemeine 
Planungsprozesse (u.  a. Aufstellung von Raumordnungs-
plänen) zu beschleunigen. In Anbetracht einer dynami-
schen gesellschaftlichen Entwicklung sowie konkreter 
Handlungserfordernisse muss die Raumordnung stets ziel- 
und zukunftsorientiert ausgerichtet sein, über ein nötiges 
Maß an Flexibilität verfügen und zur Umsetzung aktueller 
landes- und kommunalpolitischer Ziele beitragen. Dazu be-
darf es aber einer inhaltlichen Untersetzung sowie der kon-
kreten Umsetzung dieser Forderung seitens des Bundes.

Die Stärkung der Zentralen Orte und eine stärkere 
Ausrichtung der Förderinstrumente der drei Länder an den 
Vorgaben der Raumordnung und die Planbeschleunigung 
sind Beiträge dazu, welche durch die LAG begleitet werden 
können. 

In diesem Zusammenhang hält die LAG den flächen-
deckenden Ausbau der digitalen Infrastruktur sowie den 
Erhalt und den Ausbau bisheriger Mobilitätsstrukturen 
bzgl. der Sicherstellung von Grundversorgung und Daseins-
vorsorge als Voraussetzung zur Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse für unabdingbare Forderungen.

Um der Aufgabe gerecht zu werden, sollten fortan 
Bund, Länder und Kommunen die zunehmende Bedeutung 
der Raumordnung hervorheben, um die angestrebte Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse und somit die Stei-
gerung der Lebensqualität in allen Regionen der Bundesre-
publik Deutschland nachhaltig und zukunftsfest voran- 
zutreiben.

Die LAG betrachtet es als ihre Aufgabe, diesen Pro-
zess aktiv mit ihren Möglichkeiten und Kompetenzen zu be-
gleiten, um einen nachhaltigen, zukunftsfähigen und von 
der Gesellschaft mitgetragenen raumordnungspolitischen 
Ansatz von Bund und Ländern gezielt zu unterstützen.

Die Lenkungsgruppe der LAG Sachsen/Sachsen-Anhalt/
Thüringen 
Pro f.  D r .  Ger  o ld Ja n s s en
Leiter
g.janssen@ioer.de
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Was bedeuten Gemeinwohl und Gerechtigkeit im Raum, in 
der Planung, im Alltag? Wir sind auf der Suche nach einem 
ganz persönlichen Blick auf räumliche (Un)Gerechtigkeit 
und möchten uns von Impressionen, Illustrationen und Ide-
en, aber auch von Kritik und Widersprüchen zu Gemein-
wohl und räumlicher Gerechtigkeit überraschen lassen!

Anlässlich des ARL-Kongresses 2020 „Just Spaces?  
– Gemeinwohl und Gerechtigkeit in räumlicher Planung 
und Entwicklung“, der vom 25. bis 26. Juni 2020 in Leipzig 
stattfindet, schreiben wir erstmals einen freien, nicht kom-
merziellen Fotowettbewerb aus. Der Wettbewerb soll die 
Vielfalt von (Un)Gerechtigkeit im räumlichen Kontext vi-
sualisieren.

Für die Motivauswahl kommen alle Facetten von 
raumbezogener (Un)Gerechtigkeit infrage. Vom Zugang 
zu (öffentlichen) Räumen über soziale Gerechtigkeit und 
Teilhabe bis zu Umweltgerechtigkeit, Entscheidungsfin-
dung in der Raumentwicklung etc. ist alles denkbar. Die Bil-
der können Utopien oder Kritik ausdrücken, möglichst ge-
rechte oder besonders ungerechte Räume thematisieren.

>> Die Teilnahme steht allen offen! Die Beiträge müssen bis 
spätestens 15.04.2020 zusammen mit dem ausgefüllten 
Onlineformular (https://pro.formcloud.de/form 
cycle/form/alias/500/fotowettbewerb) über das Up- 
load-Portal auf der ARL-Webseite hochgeladen werden.

>> Pro Teilnehmer/in dürfen maximal drei Beiträge 
eingereicht werden.

>> Ausgewählte Beiträge des Wettbewerbs werden als Pos-
ter am Tagungsort ausgestellt und im Rahmen einer Ver-
nissage kurz vorgestellt.

>> Die Teilnahme ist kostenlos.

>> Die Fotos müssen im Format JPG in Druckauflösung 
(mindestens 300 dpi) eingereicht werden und möglichst 
auf DIN-A2 (Hoch- oder Querformat) reproduzierbar 
sein (420 mm × 594 mm).

>> Mit der Einreichung der Fotos versichern die Teilneh-
menden, im Besitz der Urheberrechte zu sein, die Per-
sönlichkeitsrechte evtl. abgebildeter Personen gewahrt 
zu haben und räumen der ARL einfache Nutzungsrechte 
ein (vgl. hierzu auch die verpflichtende Teilnahme- bzw. 
Einverständniserklärung).

>> Jeder Beitrag sollte mit einem kurzen Titel und/oder ei-
nem passenden Zitat oder persönlichen Statement ein-
gereicht werden.

>> Die Auswahl erfolgt durch eine ARL-interne Jury, der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen.

>> Eine Auswahl der eingereichten Fotobeiträge wird im 
Rahmen des Kongresses präsentiert.

>> Sachpreis: der Kongressbeitrag – die drei Erstplatzierten 
zahlen keinen Kongressbeitrag und alle Teilnehmenden, 
deren Motive ausgestellt werden, erhalten diese im 
Nachgang des Kongresses im Posterformat zugeschickt.

>> Die ausgewählten Beiträge werden wir zudem mit Na-
men und Zitat/Titel/Statement als Postkarten drucken 
lassen.

Für die Gewinnbenachrichtigung sind der vollständi-
ge Name und die Mailadresse, für den Versand der Poster 
auch die Postanschrift anzugeben. Die ARL versichert, dass 
die persönlichen Daten der Teilnehmenden ausschließlich 
im Rahmen des Fotowettbewerbs genutzt und nicht wei-
terverwendet oder an Dritte weitergegeben werden. Die 
Benachrichtigung der Erstplatzierten erfolgt über das im 
Onlineformular angegebene Mailkonto.

Die drei Erstplatzierten werden unverzüglich benach-
richtigt und mit ihren Beiträgen auf der ARL-Webseite ver-
öffentlicht.

D r .  M a rt i n So nderm     a nn
sondermann@arl-net.de

ARL-Fotowettbewerb  
„ Just Spaces?“

©
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Vor dem Hintergrund eines zunehmenden politischen Nati-
onalismus befasste sich die diesjährige ARL International 
Summer School mit dem Thema „Europe and its regions“ 
(„Europa und seine Regionen“). Die Veranstaltung fand in 
Kooperation mit dem Leibniz Forschungszentrum „TRUST 
Räumliche Transformation – Zukunft für Stadt und Land“ 
und dem niedersächsischen Ministerium für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Regionale Entwicklung vom 
28. bis 30. Oktober 2019 in Hannover statt. Da die Region 
Hannover selbst ein Kommunalverband besonderer Art ist, 
an dem sich das politische Mehrebenensystem besonders 
gut veranschaulichen lässt, stellte sie den idealen Veranstal-
tungsort dar. Das Leitmotiv „Europa der Regionen“ wurde 
sowohl bei der öffentlichen Auftaktveranstaltung als auch 
an den Folgetagen engagiert und kritisch, theoretisch und 
empirisch fundiert diskutiert. Das dreitägige Veranstal-
tungsprogramm, das überwiegend in den neuen Räumen 

Räumlicher und sozialer  
Zusammenhalt in Europa
9. ARL International Summer School vom 28. bis 30. Oktober 2019  
in Hannover

der ARL-Geschäftsstelle realisiert werden konnte, umfass-
te neben Vorträgen von Promovierenden und international 
ausgewiesenen Referentinnen und Referenten auch eine 
Exkursion zum Stadtteil Hannover-Kronsberg sowie aktive 
Vernetzungsangebote für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs.

Für die öffentliche Auftaktveranstaltung am 28. Ok-
tober 2019 im Alten Rathaus in Hannover konnten mit Prof. 
Dr. Simin Davoudi, Professorin für Umwelt und Planung so-
wie Direktorin der Global Urban Research Unit (GURU) an 
der Universität Newcastle, und Birgit Honé als Ministerin 
für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale 
Entwicklung zwei hochrangige Rednerinnen gewonnen 
werden. Prof. Dr.-Ing. Sabine Baumgart, Präsidentin der 
ARL, und Prof. Dr.-Ing. Winrich Voß, Professor für Flächen- 
und Immobilienmanagement an der Leibniz Universität 
Hannover und Vorstandssprecher des Leibniz Forschungs-
zentrums TRUST, sprachen Grußworte und moderierten 
die Veranstaltung. In ihrem öffentlichen Vortrag zeigte Mi-
nisterin Honé anhand konkreter Beispiele, wie das Zusam-
menspiel der politischen Ebenen und die enge Zusammen-
arbeit mit Brüssel zur Bewältigung regionaler Heraus- 
forderungen in Niedersachsen beitragen. Als erfahrene Pla-
nerin und exzellente Wissenschaftlerin analysierte Profes-
sorin Davoudi die Bedeutung von „social imaginaries“ (d. h. 
sozial geteilte Vorstellungen über Werte, Institutionen, Ge-
setze und Symbole), um kritisch über Chancen und Proble-
me der zukünftigen räumlichen Entwicklung Europas zu re-
flektieren. Ihr Vortrag wurde kürzlich als Essay in den 
„Transactions of the Association of European Schools of 
Planning“ veröffentlicht und kann unter folgendem Link 
kostenfrei heruntergeladen werden: http://transactions- 
journal.aesop-planning.eu/volume-3-issue-2/article-24/.

Die angeregte Diskussion der Eröffnungsvorträge 
wurde an den Folgetagen im Kreis der Summer-School-Teil-
nehmenden fortgesetzt. Mit einem Vortrag über die histo-
rische Bedingtheit von Regionen sowie ihre soziale Kon- 
struktion durch Diskurse und Praktiken beschrieb Prof. Dr. 
Anssi Paasi, Professor für Geographie an der Universität 
Oulu (Finnland) die Grundlagen und Rahmenbedingungen 
für Regionalplanung und -entwicklung. Darauf aufbauend 
erläuterte Prof. Dr. Peter Schmitt, assoziierter Professor 
für Humangeographie an der Universität Stockholm 
(Schweden), wie formelle Planungsinstrumente durch 
neue Instrumente und „hybride“ Institutionen ergänzt wer-

V. l.n. r. : Rainer Danielzyk, Sabine Baumgart, Simin Davoudi, Birgit 
Honé, Winrich Voß im Rahmen der Eröffnungsveranstaltung
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den, um verschiedene Akteure, Planungsebenen und 
(Teil-)Räume zusammenzubringen. Prof. Dr. Sabine Riedel, 
außerplanmäßige Professorin für Politikwissenschaft an 
der Universität Magdeburg, ergänzte die Ausführungen um 
eine politikwissenschaftliche Perspektive auf Zentralisie-
rung und Dezentralisierung im Zuge der EU-Erweiterung. 
Darüber hinaus gewährten die Promovierenden in ihren 
Vorträgen spannende Einblicke in ihre Fragestellungen und 
laufenden Projekte. Neben übergeordneten Fragen der Re-
gionalgeographie wurden Beispiele grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit diskutiert, formelle und informelle Pla-
nungsinstrumente erörtert und Ansätze für eine nachhalti-
ge Stadtentwicklung vorgestellt. Moderiert wurden die 
Plenumsdiskussionen von Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Prof. 
Dr.-Ing. Winrich Voß und Dr. Ina Peters.

Einblicke in die praktischen Fragen der Stadt- und Re-
gionalplanung lieferte eine halbtägige Exkursion zum Stadt-
teil Hannover-Kronsberg, die von Experten aus dem Fach-
bereich Planen und Stadtentwicklung der Landeshauptstadt 
Hannover geleitet wurde. Nach der Vorstellung des Wohn-
konzepts 2025 der Stadt Hannover durch Dr.-Ing. Rolf 
Grave und der Quartiere „Kronsberg-Nord“ (im Bestand) 
und „Kronsberg-Süd“ (in der Entwicklung) durch Matthias 
Fabich und Torsten Rückert besichtigten die Summer- 
School-Teilnehmenden den Stadtteil und das Baugebiet vor 
Ort. Umfassende Einblicke in die Entwicklung der Landes-
hauptstadt und ihrer Region gab der ehemalige Dezernent 
für Umwelt, Planung und Bauen der Region Hannover und 
erste Regionsrat der Region Hannover, Prof. Dr. Axel  
Priebs, heute Professor für Geographie und Regionalfor-
schung an der Universität Wien und Vizepräsident der ARL. 
In seinem Abschlussvortrag sprach er über die Gründung 
der Region Hannover und betonte dabei insbesondere die 
Faktoren, die zum Gelingen der umfassenden Umstruktu-
rierung beitrugen.

Die ARL International Summer School ist fester Be-
standteil des Förderungsprogramms für den wissenschaft-
lichen Nachwuchs und wird jährlich von der ARL in Koope-
ration mit wechselnden Partnern angeboten. Ziel ist es, 
den Promovierenden Gelegenheit zu geben, ihre For-
schungsansätze und ersten Ergebnisse mit ausgewiesenen 
Expertinnen und Experten und anderen Promovierenden 
zu diskutieren, neue Ansätze und Fragestellungen zu entwi-
ckeln, ihr professionelles Netzwerk zu erweitern und erste 
Erfahrungen in der Publikation wissenschaftlicher Arbeiten 
zu sammeln. Darüber hinaus möchte die ARL durch die 
Summer School das Interesse der Nachwuchswissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftler an der Akademiearbeit 
wecken und die Zusammenarbeit mit internationalen Ko-
operationspartnern aus Wissenschaft und Praxis stärken.

In der abschließenden Feedback-Runde hoben die 
Promovierenden die Auswahl der Referentinnen und Refe-
renten sowie deren inspirierende Vorträge und die konst-
ruktiven Rückmeldungen zu den Promotionsprojekten be-
sonders hervor. Darüber hinaus betonten sie, dass die 
Gruppengröße und die angenehme Atmosphäre zu einem 
intensiven Austausch beigetragen hätten und sie persön-
lich und wissenschaftlich stark von der Veranstaltung profi-
tiert hätten. Auch die geladenen Expertinnen und Experten 
beurteilten die ARL International Summer School als ge-
winnbringend für ihre eigene wissenschaftliche Arbeit und 
für die Betreuung ihrer Promovierenden.

D r .  In  a Peter   s
Stabsstelle Wissenschaftsmanagement
Tel. +49 511 34842-61
peters@arl-net.de

Teilnehmende und Referierende der ARL International Summer School 2019

©
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Die mehrjährige Tätigkeit eines Internationalen Arbeits-
kreises (IAK) der ARL zum Thema „Gender in Spatial De-
velopment“ unter Beteiligung von Fachpersonen aus neun 
Ländern mündete in einer englischsprachigen Publikation 
im Routledge-Verlag. Schon im August 2019 fand eine er-
folgreiche Buchvorstellung in Zürich statt. Dies nahm die 
Gruppe der Autorinnen und Autoren zum Anlass, die In- 
halte des internationalen Sammelbandes nun auch mit In-
teressierten und Planungsfachleuten in Hannover vertie-
fend zu diskutieren.

Eröffnet wurde die Veranstaltung am 6. November 
2019 im Kleinen Foyer der Fakultät für Architektur und 
Landschaft der Leibniz Universität Hannover von Prof. Dr. 
Sabine Baumgart (Präsidentin der ARL). Sie stellte Gender 
und Diversity in den Kontext aktueller Diskussionen um 
gleichwertige Lebensverhältnisse und hob hervor, dass 
diese Veröffentlichung in mehrfacher Hinsicht zu den Zie-
len der ARL beitrage: erstens mit Blick auf eine differen-
zierte datenbasierte Betrachtung zur europäischen Raum- 
entwicklung; zweitens als international sichtbare Pub- 
likation der Ergebnisse eines ARL-Arbeitsgremiums in ei-
nem renommierten Verlag; drittens als ein wichtiger Bei-
trag zu Gender Equality in den Konzepten und der prakti-
schen Umsetzung und damit in der Vermittlung von 
Wissensbeständen im transdisziplinären Sinne eines Wis-
senstransfers der ARL. Zugleich unterstütze die Publikati-
on die Internationalisierung der ARL, sowohl hinsichtlich 
ihrer Inhalte als auch der personellen Zusammensetzung 
des Netzwerks. Das erfolge über die Repräsentanz der be-
teiligten Autorinnen und Autoren, aber auch durch die er-
höhte Wahrnehmbarkeit von Wissenschaftlerinnen und 
Praktikerinnen im Fachdiskurs sowie bei den Mitgliedern 
des Netzwerkes der ARL, bei dem der Frauenanteil derzeit 
bei etwa einem Drittel liegt. 

Prof. Dr. Barbara Zibell, Leiterin des IAKs der ARL und 
Mitherausgeberin des Sammelbandes, erläuterte darauf-
hin die Ursprünge des Arbeitskreises sowie den prinzipiel-
len Mehrwert der Integration von Genderperspektiven in 
Prozesse der Raumentwicklung und gab einen Überblick 
über die Inhalte des präsentierten Buches. 

Im Zentrum der Veranstaltung standen zwei Rezensi-
onen des Buches. Den Anfang machte Prof. Tim Rieniets, 
Professor für Stadt- und Raumentwicklung an der Leibniz 
Universität Hannover. Im Mittelpunkt seiner Rezension 
sollte die Frage stehen, welche Bedeutung die Erkenntnis-

se des internationalen Sammelbandes für die Raumwissen-
schaften haben. Tim Rieniets schränkte einleitend ein, dass 
er den Sammelband nicht aus einer raumwissenschaftli-
chen Perspektive, sondern stärker aus seiner eigenen fach-
lichen Perspektive und seiner Erfahrung als Architekt kom-
mentieren werde. Aus seiner Sicht muss sich die raum- 
bezogene Genderforschung der großen Herausforderung 
stellen, einerseits wissenschaftlich zu arbeiten und ande-
rerseits die Praxis zu adressieren. Nicht selten scheitere 
dieser Transfer bereits an der differenzierten Terminologie 
des Diskurses. Noch häufiger aber seien es Ängste und Vor-
urteile der Adressaten, die den erfolgreichen Transfer von 
der Forschung in die Praxis erschwerten. Das vorliegende 
Buch – umfassend im Inhalt, gut verständlich in der Spra-
che und durchaus selbstkritisch in der Reflexion der eige-
nen Disziplin – könne einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
Verständnis und Akzeptanz für die Genderforschung zu 
schaffen. 

Das Einstiegskapitel „Gender, Space and Develop-
ment: An Introduction to Concepts and Debates“ wertete 
er als großartige Theorieleistung, die überzeugend in die 
konzeptionell-theoretische Debatte einführe. Einen beson-
deren Lesegenuss hat ihm zudem das Kapitel „International 
and National Perspectives: Similarities and Differences. 
Brief Historical Review of Gendered Approaches in Spatial 
Development and Planning“ bereitet. Er habe aus der diffe-
renzierten Darstellung zur Herausbildung der städtebauli-
chen und stadtplanerischen Disziplinen sehr viel gelernt und 
sein Wissen zu den spannungsreichen Zusammenhängen 
von Stadtplanung, Sozialraum und Geschlecht erweitert.

Das sich anschließende Kapitel „Gender Mainstrea-
ming and Spatial Development – Contradictions and Chal-
lenges“ zeige, dass Gender Mainstreaming die große Chan-
ce biete, andere Perspektiven auf die Disziplinen zu werfen 
und daraus Innovationen zu entwickeln. Die Kapitel 4 bis 8 
würden dann viele konkrete planerische Beiträge zur Gen-
derforschung bieten, die Interessierten spannende, neue 
Einsichten ermöglichten. Darüber hinaus rege die Lektüre 
des Kapitels „Gender Mainstreaming and Spatial Develop-
ment – Contradictions and Challenges“ dazu an, Klischees 
und Stereotypen aufzuspüren – sowohl in der Sprache als 
auch im gebauten Raum.

Tim Rieniets warf an dieser Stelle die Frage auf, ob 
Planung Gerechtigkeit herstellen könne. Er verwies unter 
Bezugnahme auf Susan Fainstein und Lisa Servon auf De-
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batten aus den USA, die feministische Zugänge mit der Per-
spektive des „Equity Planning“ erfolgreich verknüpft ha-
ben. 

Sein persönliches Resümee nach der Lektüre des 
Sammelbandes lautete, dass das Buch ein wertvoller An-
fang sei, aber ein unvollendetes Projekt – denn es muss wei-
tergehen in der Wissenschaft und der praktischen Umset-
zung. Hier sei der Band eine hervorragende Inspiration, da 
er mit schonungsloser Offenheit entscheidende Fragen 
stelle, aber auch Schwierigkeiten aufwerfe. Er selbst habe 
bereits einige Erkenntnisse aus der Lektüre in der Lehre ver-
wendet, um seine Studierenden dazu anzuregen, bestehen-
de Stereotypen stärker zu hinterfragen und vermeintliche 
Selbstverständlichkeiten und Normalitäten neu zu denken.

Im Anschluss rezensierte Anne Luise Müller, zuvor 
Leiterin des Stadtplanungsamts Köln und Mitglied der 
Fachkommissionen „Frauen in der Stadt“ und „Stadtpla-
nung“ des Deutschen Städtetags, das Buch aus Sicht der 
Planungspraxis und fragte, welchen Mehrwert das Buch 
Stadtplanerinnen und Stadtplanern konkret biete.

Anne Luise Müller umschrieb den Sammelband als ein 
höchst lesenswertes Kompendium mit klugen Einlassungen 
und interessanten Perspektiven, welches nicht ideologisch 
aufgeladen, sondern sachlich nüchtern argumentiere, da-
bei aber nicht ohne Empathie sei. Zugleich leiste das Werk 
eine systematische Aufbereitung der Entwicklung von Gen-
der Mainstreaming seit der Deklaration von Rio 1992 und 
zeige anhand von vergleichenden Praxisbeispielen aus dem 
deutschsprachigen und europäischen Raum, inwieweit 
Gender Mainstreaming Eingang in die Planungspraxis ge-
funden habe. Da die Referentin selbst achtzehn Jahre in 
Köln an verantwortlicher Stelle in der Stadtplanung tätig 
war und weiß, wie zäh und voller Vorurteile dem Thema 
begegnet wird, interessierte sie sich vor allem dafür, ob und 
wie in Städten und Regionen mit Genderperspektiven und 
deren Implementierung verfahren wird, welche Hinde-
rungsgründe bestehen und wie sich diese überwinden las-
sen.

Wichtig sei den Autorinnen und Autoren, dass Gen-
der Mainstreaming sich nicht auf frauenspezifische Frage-
stellungen und frauengerechte Belange in der Planung be-
schränke, sondern als strukturelle Kategorie und politische 
Strategie mit Blick auf ungleiche Zugänge zu Raum und Res-
sourcen zu verstehen sei, die zum Ziel habe, denjenigen 
eine Stimme zu geben, die in räumlichen Planungsprozes-
sen nicht oder unterrepräsentiert seien. 

Im Weiteren ging Anne Luise Müller detailliert auf die 
Fallbeispiele Wien und Helsinki ein. Auf Wien, da Öster-
reich und seine Hauptstadt innerhalb der neun untersuch-
ten Länder immer wieder als Vorreiter in gender-fairer und 
-sensibler Planung sowie Umsetzung wahrgenommen  
würden. Als zentrale Erfolgsfaktoren hob sie für Wien das 
eindeutige politische Commitment für die Einführung  
gender-sensibler Planung sowie die Erarbeitung ent- 
sprechender Kriterien und Leitlinien und deren Erprobung 
in 60 Pilotprojekten über einen längeren Zeitraum hinweg 
hervor. Auch die Studie, die das große stadtentwicklungs-
politische Projekt, die Seestadt Aspern, begleitete, setzte 
an der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Män-
nern am Planungs- und Entscheidungsprozess an. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zur Ver-
einfachung des täglichen Lebens eine polyzentrische Struk-
tur mit gemischten Nutzungen für Wohnen, Arbeiten, Nah-
versorgung und Freizeit sowie ein guter Zugang zu Ar- 
beitsplätzen und quartiersnahe soziale Dienstleistungen  
für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen gehören. Eben-
so wichtig ist eine Stadt der kurzen Wege, die ein dichtes 
Wegenetz für Fußgänger/innen und Radfahrende und einen 
guten Anschluss an das öffentliche Nahverkehrsnetz ge-
währleistet. Im Weiteren gehören hierzu auch Sicherheit, 
Barrierefreiheit und eine gute Orientierung im öffentlichen 
Raum, der wohnungsnah Aufenthaltsqualitäten und leicht 
zugängliche Freiflächen bieten muss. 

Diese gesammelten Erfahrungen wurden in Wien 
kontinuierlich evaluiert und führten zu Veränderungen in 
der Planung und sogar zu konkreten Empfehlungen mess-

Anne Luise Müller
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barer Kriterien, die in Form von Handbüchern und als Leit-
faden bereitgestellt und weitergegeben wurden. 

Ganz anders das Beispiel Helsinki, hier wurden zwei 
bottom-up initiierte Projekte betrachtet: ein Nachverdich-
tungsprojekt in innerstädtischer Lage und ein freiraumpla-
nerisches Projekt. Die beiden Beispiele illustrieren, wie 
stark die Zusammensetzung sozialer Gruppen die Forde-
rungen und Ergebnisse der Planung prägen. Im Falle der 
Nachverdichtung hatte sich eine Gruppe gut ausgebildeter 
30- bis 50-Jähriger, in der Mehrzahl Männer, über eine Fa-
cebook-Gruppe – insgesamt 15.000 Teilnehmende – zu-
sammengefunden. Ihr Ziel war es, in der wenig dicht besie-
delten Innenstadt durch Nachverdichtungsmaßnahmen 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und der Bewegung 
„nicht vor meiner Haustür“ entgegenzutreten. Dabei war 
die Beteiligung am Masterplan für die Nachverdichtung of-
fensichtlich wichtiger als Qualitäten im Wohnumfeld. In der 
männlich dominierten Facebook-Gruppe blieben Vorstel-
lungen von Frauen weitgehend unberücksichtigt. Im Fall 
der „National Urban Park“-Planung fand sich eine Gruppe 
von 7.000 Teilnehmenden und 80 Nachbarschaftsgruppen 
zusammen, diesmal in der Mehrzahl gut ausgebildete über 
50-Jährige, überwiegend Frauen, die den Masterplan der 
Stadt für einen zentralen Park kritisch beurteilten. Mit ihrer 
mehrdimensionalen Betrachtung machten sie Gestaltungs-
vorschläge, um den Park für unterschiedliche Bevölke-
rungsgruppen (Kinder, Jugendliche, Ältere) besser nutz-
bar zu machen.

Durch soziale Medien und Digitalisierung werden sol-
che Bottom-up-Bewegungen künftig an Bedeutung gewin-
nen. Umso wichtiger ist es, komplexer werdende räumliche 
Planungen und digitale Partizipation integrativ zu gestalten 
und multidimensionale Perspektiven gezielt einzubinden, 
um faires Planen zu gewährleisten und intransparenter 
Kommunikation und Entscheidung entgegenzuwirken. 

Insgesamt stellte die Referentin fest, dass die Beispie-
le und das gesamte Werk sehr klar herausarbeiten würden, 
dass jede Planungssituation auf die spezifische Situation 

und die Bedingungen hin untersucht werden muss; dabei 
können Handbücher, Leitfäden, Kriterien und Indikatoren 
die ganzheitliche Betrachtung des Planungsprozesses un-
terstützen, aber nicht ersetzen. Darüber hinaus bedarf es 
des politischen Willens und der politischen Unterstützung, 
um eine gender-ausgeglichene Planung und Stadtgestal-
tung umsetzen zu können. 

Abschließend wünschte sich die Referentin, dass das 
Kompendium mit seinen vielseitigen Facetten eine große 
Schar an Leserinnen und Lesern finden und sich als Stan-
dardwerk und Pflichtlektüre im Studium, in Ausbildung und 
Planungspraxis etablieren möge. 

Die angeregte Abschlussdiskussion rankte sich maß-
geblich um die unterschiedlichen Begriffsverständnisse der 
Diskutierenden einerseits, vor allem aber auch um in Dis-
kussionen Dritter wahrnehmbare Begriffsverständnisse an-
dererseits. Die sehr unterschiedlichen systemischen wie 
auch sprachlichen Definitionen und Umsetzungsmodalitä-
ten in den im Buch vertretenen Ländern ließen den gemein-
samen Wunsch nach weiteren ARL-Aktivitäten zu dieser 
Thematik wachsen, denn viele Aspekte konnten darin nur 
angerissen werden. Die Diskussion gestaltete sich so inten-
siv, dass die Diskutierenden zum Ausklang und zur Fortset-
zung der Gespräche bei einem Glas Wein und Käsehäpp-
chen aus (beinahe) allen diesen Ländern – eine wunder- 
bare Vielfalt! – nur zögerlich zu bewegen waren. Mit der 
Aussicht, das Wissen in ähnlichen Veranstaltungen (vor-
aussichtlich im Mai 2020 in Thessaloniki, später ggf. noch in 
London, Wien und Madrid) weiter zu vermitteln, ging die 
Gruppe schließlich, noch immer intensiv in das Gespräch 
vertieft, zu den Stehtischen hinüber. 

Pro f.  D r .  B a rb  a r a Z i bell 
Leibniz Universität Hannover 
b.zibell@igt-arch.uni-hannover.de

Gemeinsamer Ausklang
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Auf Einladung der Landtagspräsidentin Dr. Gabriele An- 
dretta kamen am 23. und 24. Oktober 2019 Wissenschaft-
ler/innen der niedersächsischen Leibniz-Institute mit inter-
essierten Abgeordneten des Landtages in Hannover zu-
sammen.

Das Format der Leibniz-Gemeinschaft setzt auf direk-
ten fachlichen Austausch und unkomplizierte Vieraugenge-
spräche am Rande des parlamentarischen Betriebes. Im 
Bundestag erfährt dieses Format bereits seit Längerem 
großen Zuspruch, in Niedersachsen fand „Leibniz im Land-
tag“ zum zweiten Mal statt. Die ARL war mit vier Themen 
vertreten und als Gesprächspartner vonseiten der Politik 
sehr gefragt.

Zu den angebotenen Themen zählten „Vielfalt länd- 
licher Räume“ und „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se in Niedersachsen“ (Prof. Dr. Rainer Danielzyk), sowie 

Die ARL im Dialog  
mit der Politik
Leibniz im Landtag 2019 in Niedersachsen 

„Grenzenloses Wachstum oder Wachstum begrenzen? Po-
tentiale der Transformation räumlicher Entwicklung!“ (Dr. 
Martina Hülz und Dr. Barbara Warner) und „Zukunftsfähi-
ges Grün: Natur-, Klima- und Gesundheitsschutz verbin-
den, um das Potential von Landschaft bewusst zu nutzen“ 
(Dr. Joachim Rathmann). 

Insgesamt konnten neun Gespräche zwischen Abge-
ordneten und der ARL vereinbart werden. Darüber hinaus 
gab es für die Leibniz-Institutsleitungen am ersten Tag der 
Veranstaltung die Gelegenheit zum institutionellen Aus-
tausch mit dem niedersächsischen Minister für Wissen-
schaft und Kultur, Björn Thümler, und der Staatssekretärin 
Dr. Sabine Johannsen.

V. l. n. r: Dr. Anke Hertling (stellvertretende Direktorin u. Leiterin der Forschungsbibliothek des Georg-Eckert-Instituts), Lambert Heller (Leitung 
Open Science Lab, TIB – Leibniz-Informationszentrum Technik und Naturwissenschaften und Universitätsbibliothek), Prof. Dr. Mike Müller-Petke 
(Leitung Sektion S2, LIAG – Leibniz-Institut für Angewandte Geophysik), Minister Björn Thümler, Prof. Dr. Rainer Danielzyk (Generalsekretär der 
ARL), Prof. Dr. Manfred Frechen (stellvertretender Direktor LIAG), Staatssekretärin Dr. Sabine Johannsen, Prof. Dr. Sören Auer (Direktor TIB)
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Mit der Fridays-for-Future-Bewegung und den Debatten 
um „Transformation“ (z. B. WBGU 2011, 2016) erfährt das 
Thema „Nachhaltige (Raum-)Entwicklung“ wieder ver-
stärkt wissenschaftliche und politische Aufmerksamkeit. Es 
zeigt sich einmal mehr, dass die Diskussion zu „Nachhaltig-
keit“ als normative Orientierung nicht hinter die Postulate 
der inter- und intragenerationellen Gerechtigkeit oder das 
Gebot der Integration von ökologischer, ökonomischer 
und sozialer Entwicklung zurückfallen kann und darf. Zu-
gleich gilt es in gesamtgesellschaftlichen Diskursen auszu-
handeln, was „Nachhaltige Entwicklung“ jeweils konkret 
bedeutet und wer dafür in welcher Weise verantwortlich 
ist. 

Nachhaltige Entwicklung ist eng mit räumlicher Ent-
wicklung und Planung verbunden. Dies zeigt sich zum einen 
auf der wissenschaftlichen Ebene, wo Raumwissenschaften 
und Nachhaltigkeitsforschung über vergleichbare Struktur-
merkmale und Forschungsprinzipien miteinander verbun-
den sind: Dies ist erstens das Spannungsfeld zwischen Wis-
senschaft und Politik, in dem sich solche Wissenschaften 
bewegen, die einen transformativen Anspruch verfolgen 
(Schneidewind/Singer-Brodowski 2013). Dies ist zweitens 
die Generierung und Zusammenführung von inter- und 
transdisziplinärem Wissen. Und dies ist drittens die Zu-
kunftsorientierung, die es erforderlich macht, Zukunft 
nicht als gegenwärtige Zukunft, sondern als zukünftige Ge-
genwart zu begreifen (Adam 2013).

Zum anderen zeigt es sich auch auf der Ebene der Pla-
nungspraxis, wo die Postulate und Gebote Nachhaltiger 
Entwicklung – auch ohne explizite Bezugnahme – in die 
Leitvorstellungen räumlicher Planung eingeschrieben sind 
(vgl. dazu auch Hofmeister 2018). So spiegelt sich das Ge-
bot intragenerationeler Gerechtigkeit insbesondere im 
räumlichen Gestaltungspostulat „Sicherung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ sowie in der raumordnerischen Orien-
tierung an „Daseinsvorsorge“ wider. Das Gebot intergene-
rationeler Gerechtigkeit schließt an die ressourcen- und 
ökologisch orientierten Grundsätze der Raumordnung so-
wie die Sicherung gesunder Umweltbedingungen an. Und 
schließlich deckt sich das Integrationsgebot nachhaltiger 
Entwicklung, also das Zusammendenken ökologischer, 
ökonomischer und sozialer Dimensionen mit dem Ver-
ständnis von „Überfachlichkeit“, das der Raumplanung zu-
grunde liegt. Aufgrund dieser Verbindungen scheint es nur 
konsequent, dass „Nachhaltige Entwicklung“ auch explizit 

in den gesetzlichen Grundlagen der Raumordnung, wie 
dem Raumordnungsgesetz (ROG) und dem Baugesetz-
buch (BauGB), verankert wurde.

Wenn also nachhaltige und räumliche Entwicklung 
miteinander verbunden sind und in Wissenschaft und Pra-
xis aufeinander verweisen, weshalb gibt es dann noch Be-
darf, sich zur Thematik „Nachhaltige (Raum-)Entwicklung“ 
(neu) zu positionieren? Und welche Rolle könnte und sollte 
der ARL in diesem Positionierungsprozess zukommen?

Diese Fragen waren Gegenstand des Fachgesprächs 
„Nachhaltigkeitsverständnis in der ARL“, das am 21. Ok- 
tober 2019 in der Geschäftsstelle in Hannover stattfand.  
Es war Teil der laufenden Diskussionen zur Überarbeitung 
des Forschungskonzeptes der Akademie (ARL 2017) und 
schließt außerdem an abgeschlossene und laufende Ar-
beitsgremien und Forschungsaktivitäten der Akademie an. 
So bildete die Verbindung von „Nachhaltiger (Raum-)Ent-
wicklung und Geschlechtergerechtigkeit“ einen Ausgangs-
punkt des Internationalen Arbeitskreises „Gender in Spa-
tial Development“ (Zibell/Damyanovic/Sturm 2019). Im 
Arbeitskreis „Hochschulen und nachhaltige Regionalent-
wicklung“ wurde die räumliche Dimension des deutschen 
Hochschulsystems analysiert und der Frage nachgegan- 
gen, inwiefern Bildungs- und Wissenschaftsinfrastrukturen 
Beiträge zur nachhaltigen Regionalentwicklung leisten 
(Postlep/Blume/Hülz 2020). Der Arbeitskreis „Nachhaltige 
Raumentwicklung für die große Transformation“ leistet ei-
nen wesentlichen Beitrag dazu, die Frage nach den 
(Selbst-)Transformationspotenzialen der Raum- und Pla-
nungswissenschaften wie der Planungspraxis für eine nach-
haltige Raumentwicklung im ARL-Kontext zu diskutieren 
und veröffentlicht seine Erkenntnisse voraussichtlich 2021 
in der Reihe „Forschungsberichte der ARL“. 

Auch im Arbeitskreis „Postwachstumsökonomien“ 
finden sich Aspekte der Nachhaltigkeit wieder. Fokus dieses 
Gremiums ist es, dem Thema „Postwachstum“ in den 
Raumwissenschaften und in der Planungspraxis zu mehr 
Gewicht zu verhelfen. Dazu haben die Mitglieder des Ar-
beitskreises Beiträge in der Zeitschrift „politische ökologie“ 
(Band 160, April 2020) zum Thema „Postwachstum und 
Raumentwicklung“ erarbeitet. Zudem erscheint im Früh-
sommer 2020 eine Publikation im transcript-Verlag zu 
„Postwachstumsgeographien. Raumbezüge diverser und 
alternativer Ökonomien“. 

Nachhaltige  
(Raum-)Entwicklung
Positionierungen in der ARL
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Im Projekt „LeNa – Leitfaden Nachhaltigkeitsmanage-
ment in außeruniversitären Forschungseinrichtungen“ 
wird der Beitrag von Forschung zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung durch die Integration von Exzellenz und gesell-
schaftlicher Relevanz reflektiert. Hier stehen gleicher- 
maßen Forschungsinhalte wie auch -prozesse im Fokus 
(Helming/Kopfmüller/Walz 2016). Die ARL ist in diesem 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderten Verbundprojekt zusammen mit zahl-
reichen Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft, der 
Helmholtz-Gemeinschaft und der Leibniz-Gemeinschaft 
aktiv beteiligt.

Diese und weitere Aktivitäten zeigen, dass nachhalti-
ge Raumentwicklung ein wichtiges Thema in der und für die 
ARL ist. Um die Debatten zu nachhaltiger Raumentwicklung 
und die vielen praktischen Ansätze der Annäherung an eine 
nachhaltige räumliche Entwicklung auch künftig mitzuge-
stalten, bedarf es Positionierungen, die diese Aktivitäten 
zusammenführen. Insbesondere muss es darum gehen, die 
Bedeutung von Raum und Planung für nachhaltige Entwick-
lung herauszustellen und die Arbeiten der ARL innerhalb 
dieser inter- und transdisziplinären Kontexte zu verorten. 
So verdeutlichen die in den genannten Arbeitszusammen-
hängen formulierten inhaltlichen Positionen, dass und wie 
eine räumliche Kontextualisierung von Nachhaltigkeitsthe-
men dazu beiträgt, diese begreifbar und konkret zu ma-
chen, sodass sie von unterschiedlichen wissenschaftlichen 
und Praxisakteuren inter- und transdisziplinär bearbeitet 
werden können. Nachhaltige räumliche Entwicklung ist so-
mit nicht allein ein „strategischer Rahmen“ für die ARL, viel-
mehr sollte sie auch inhaltliche Orientierung für die Gre-
mienarbeit sein. Dies kann insbesondere dann gelingen, 
wenn Raum sozial-ökologisch verstanden wird, d. h. als eine 
Kategorie, in der sich gesellschaftliche Handlungen und Be-
wertungen mit naturräumlichen Fragen verbinden.

Neben der thematischen Orientierung an Raument-
wicklung und -planung machen die Arbeitsweisen sowie 
Zielgruppenorientierungen die ARL zu einem wichtigen Ak-
teur innerhalb der raumbezogenen Nachhaltigkeitsdebat-
ten. So ermöglicht es das diskursorientierte Arbeiten, in 
den nationalen sowie internationalen Arbeitskreisen Prob-
lemverständnisse und Zielorientierungen auch jenseits von 
Förder- und Antragslogiken zu formulieren. In Ad-hoc- 
Arbeitskreisen kann überdies kurzfristig auf drängende ge-
sellschaftspolitische Fragen reagiert werden. Durch die 
Zusammenarbeit mit Praxisakteuren werden einerseits ak-
tuelle Problemlagen der räumlichen Entwicklung und Pla-
nung artikuliert und andererseits Arbeitsergebnisse aus 
den Gremien in die Praxis transferiert. Dies betrifft auch die 
Diskussion um die Prämisse nachhaltiger räumlicher Ent-
wicklung. Schließlich stehen mit den diversen Publikations- 
und Veranstaltungsformaten unterschiedliche Möglichkei-
ten zur Verfügung, wissenschaftliche und praxisorientierte 
Ergebnisse zu veröffentlichen und der (Fach-)Öffentlich-
keit zur Verfügung zu stellen, um in einen wechselseitigen 
Dialog zu treten.

Vor dem Hintergrund dieser inhaltlichen und strategi-
schen Potenziale sollte die Debatte um nachhaltige Raum- 
entwicklung in der ARL (fort-)geführt werden. Das Fach-
gespräch im Oktober 2019 wie auch die Verankerung des 
Themas im Forschungsprogramm sind wichtige Schritte, 
um sich dieser Verantwortung in umfassender und kriti-
scher Weise zu stellen.

Die Idee zu diesem Beitrag entstand im Rahmen des 
Fachgesprächs „Nachhaltigkeitsverständnis in der ARL“. 
Die Autorin dankt Sabine Hofmeister und Barbara Warner 
für die hilfreichen Kommentare und Anregungen zum Ent-
wurf des Textes.
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Wir beobachten, dass Fragen von Wachstum und Post-
wachstum die Raumentwicklungsdebatte immer stärker 
beschäftigen. Einerseits nehmen wir immer noch erhebli-
che Widerstände gegenüber einer Abkehr von wachstums-
orientierter Raumentwicklung wahr. Andererseits stellen 
wir fest, dass Wachstumskritik und Forderungen nach Al-
ternativen immer häufiger in der Raumentwicklungsszene 
(z.  B. vom BDA oder von Architects4Future) formuliert 
und auch in der ARL präsenter werden. Immer öfter wer-
den Autorinnen und Autoren aus dem Feld „Wachstumskri-
tik, Postwachstum, Degrowth oder (Urban) Commons“ in 
der Raumentwicklung rezipiert (u. a. Helfrich et al. 2015, 
Jackson 2017, Kallis 2011, Latouche 2009, Paech 2009, 
Schmelzer/Vetter 2019, Seidl/Zahrnt 2010, van Dyk 2016). 
Oft geht es dabei um die Frage, wie sich eine Postwachs-
tumsgesellschaft und Postwachstumsökonomien konkret 
realisieren lassen, das heißt vor Ort, lokal und regional um-
setzen lassen. Dabei werden auch raumbezogene Begriffe 
wie „Postwachstumsplanung“ oder „Postwachstumsstadt“ 
benutzt. Das Netzwerk der ARL beteiligt sich an dieser De-
batte, indem sich u. a. der ARL-Kongress 2019, die Dort-
munder Konferenzen Raum- und Planungsforschung 2018 
und 2020, die beiden laufenden Arbeitskreise „Postwachs-
tumsökonomien“ und „Nachhaltige Raumentwicklung für 
die große Transformation“ sowie das Junge Forum der ARL 
dem Thema widmen bzw. widmeten (siehe auch Schulz 
2017). 

In diesem Beitrag möchten wir aufzeigen, warum die 
Debatte um Postwachstum für die Raumentwicklungsfor-
schung und -praxis relevant ist. Es geht darum, traditionelle 
Wachstumsargumente in der Raumentwicklung auf den 
Prüfstand zu stellen und Alternativen zu diskutieren. 

Zur Relevanz von Postwachstum  
in der Raumentwicklung 
Der Begriff „Postwachstum“ scheint eine assoziative und 
diskursive Kraft zu besitzen, die für viele attraktiv ist. So 
taucht Postwachstum in verschiedenen Debatten auf, die 
ökologisch, emanzipatorisch oder kapitalismuskritisch 
motiviert sind, u. a. in der Fridays-for-Future- und der Kli-

magerechtigkeitsbewegung sowie in Debatten um Sustain-
able Development Goals, Dekarbonisierung, Suffizienz 
oder die Große Transformation. Der Begriff taucht auch in 
ganz anderen Debatten auf, die für uns aus inhaltlichen 
Gründen hier keine Rolle spielen, z. B. bei der Gleichsetzung 
von Postwachstum mit Schrumpfung oder als Wachstums-
kritik aus der politisch rechten Ecke. Letztere assoziiert mit 
dem Begriff Postwachstum u. a. gesellschaftlichen Aus-
schluss, Intoleranz und Desintegration. An den Hochschu-
len wird das Thema „Postwachstum“ von Studierenden in 
und außerhalb von Lehrveranstaltungen eingefordert. Ge-
meinsamer Nenner dieser Debatte ist die Suche nach Ant-
worten auf die drängenden Fragen unserer Zeit, die oft 
Fragen der Stadt- und Regionalentwicklung sind.

Dazu gehören u.  a. folgende Fragen: Inwiefern sind 
unsere Städte durch kommerzialisierte Auswüchse einer 
Sharing Economy wie Airbnb und Uber bedroht? Inwiefern 
stellen E-Scooter und Elektroautos die Mobilität der Zu-
kunft dar? Inwiefern sind Urban Gardening, solidarische 
Landwirtschaft, Fassaden- und Dachbegrünungen die Grün- 
räume der Stadt von morgen? Wie kann bezahlbarer Wohn-
raum geschaffen werden? Wie kann zukünftig die Daseins-
vorsorge in ländlichen Räumen gewährleistet werden? Wie 
können gesellschaftlicher Wohlstand, Gesundheit und Le-
bensqualität aller Menschen gefördert werden? Wie kön-
nen wir schnell und umfassend auf die Herausforderungen 
der Klimakrise reagieren? Und welchen Stellenwert haben 
Gerechtigkeit, Solidarität und Gleichwertigkeit von Lebens-
bedingungen in unserer Gesellschaft heute und in der Zu-
kunft? All diese Fragen führen letztlich zu der viel grund-
sätzlicheren Frage, wie wir unsere Wirtschaft und Gesell- 
schaft räumlich organisieren wollen, d. h. wie wir zukünftig 
leben wollen. 

Wir stellen selbstkritisch fest, dass Fragen der Post-
wachstumsdebatte in der Raumentwicklung (und auch in 
anderen Disziplinen) noch zu selten gestellt werden. Es be-
steht zwar Konsens, dass wir grundsätzlich in der Lage sind, 
alternative Ziele zu formulieren und neue Konzepte zu ent-
wickeln. Wir scheitern aber daran, die Gesellschaft zu ver-
ändern, ohne an Altbewährtem festzuhalten und verwäs-

Warum die Debatte  
um Postwachstum  
für die Raumentwicklung  
relevant ist
Konturen einer entstehenden Debatte
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sern so allzu leicht die Ziele von Postwachstum und Großer 
Transformation. Daher betrifft die aus der Postwachstums-
debatte kommende Kritik an der Raumentwicklung nicht 
nur konzeptionell ihre Ziele und Inhalte, sondern auch die 
Art und Weise, wie Raumentwicklung praktiziert wird. Fol-
gende Beispiele illustrieren, welche Themen die Post-
wachstumsdebatte stärker mit der Raumentwicklung ver-
knüpft:

>> Aus planerischer Sicht wird meist davon ausgegangen, 
dass notwendige Veränderungen im Rahmen der vor-
handenen institutionellen Rahmenbedingungen möglich 
sind. So entwickeln wir z. B. Konzepte und Strategien für 
Fuß- und Radverkehr, die wir in autogerechten Städten 
mit Stellplatzverordnungen, z. T. noch aus den 1930er 
Jahren, umzusetzen versuchen.

>> Gesellschaftlich werden oft zu unkritisch technische  
Innovationen (z. B. im Klimaschutz) favorisiert, die aus 
Kostengründen vor allem für den Neubau und nicht für 
den Bestand infrage kommen. Das Potenzial sozialer  
Innovation und nature based solutions scheint von uns 
systematisch unterschätzt zu werden. 

>> Allzu oft begnügen wir uns anstelle struktureller Verän-
derungen in Modellvorhaben mit Projekten, die nicht 
über ihren Pilotcharakter hinauskommen und nicht zum 
Verwaltungsalltag werden. 

>> Ähnlich kritisch sehen wir die seit den 1990er Jahren 
dominierende Programmorientierung vieler Politiken. 
So gibt es auf unterschiedlichen Ebenen stadtpolitische 
Programme (z. B. das frühere EU-Programm URBAN 
oder das Bund-Länder-Programm „Die Soziale Stadt“), 
die sich zwar mit Armut und Fragen der Inklusion be-
schäftigen, dies aber immer temporär und nur als Ergän-
zung traditioneller Ansätze der Städtebauförderung tun 
und keine dauerhaften Politikansätze für gute Lebensbe-
dingungen aller Menschen sind. 

>> Liberalisierung und Privatisierung müssen für die Bereit-
stellung kommunaler Infrastrukturen und im Bereich 
Wohnen zunehmend kritisch gesehen werden. Die Re-
kommunalisierung von Stadtwerken, wie z. B. in Berlin, 
Stuttgart und Hamburg, oder die Rolle von Genossen-
schaften für die Wohnraumerstellung oder für die Ener-
giewende bieten große Potenziale einer postwachs-
tumsorientierten Raumentwicklung. 

>> Unser Verständnis von Partizipation und räumlicher Pla-
nung ist nach wie vor stark hierarchisch und selektiv ge-
prägt. Planungsfragen sollten vielmehr mit vielen Stim-
men und ergebnisoffen diskutiert werden. Partizipation 
sollte nicht nur darauf beschränkt bleiben, Akzeptanz 
für Planungsentscheidungen zu generieren. 

Wichtig scheint uns, dass die vielen medial präsen-
ten, kleinteiligen Nischenveränderungen (z. B. Urban Gar-

dening) nicht zwingend mit der eigentlich erforderlichen 
Kritik an kapitalistischen Produktionsverhältnissen sowie 
der wirtschafts- und gesellschaftspolitisch dominierenden 
Wachstumsorientierung einhergehen. Das Kleinteilige, das 
Lokale ist zwar wichtig für den Erfolg ortsspezifischer Maß-
nahmen, suggeriert aber einen moderaten Verlauf von 
Transformation, der der Dringlichkeit der Herausforderun-
gen nicht entspricht. Die notwendigen Veränderungen ge-
sellschaftlicher Verhältnisse müssten mit deutlich größe-
ren Einschnitten (sozial härter, kostenintensiver und 
irreversibler) verbunden sein.

Vom „Sustainability Fix“  
zum „Postwachstums-Fix“? 
Wachstumskritik und viele Argumente, die mit dem Begriff 
„Postwachstum“ assoziiert werden, sind nicht neu. Neu ist 
allerdings die aktuelle Dynamik und Dringlichkeit, auf Her-
ausforderungen wie den alarmierenden Rückgang der Ar-
tenvielfalt, die zunehmenden Auswirkungen des Klimawan-
dels, den übermäßigen Verbrauch natürlicher Ressourcen 
oder Fragen gesellschaftlicher Ungleichheit von der lokalen 
bis zur globalen Ebene zu reagieren. Diese Herausforderun-
gen werden in ähnlicher Form schon seit Jahrzehnten dis-
kutiert, u. a. in den 1960er und 1970er Jahren des gesell-
schaftlichen Aufbruchs und der entstehenden Umwelt- 
bewegung oder in der Nachhaltigkeitsdebatte der 1980er 
und 1990er Jahre. Was können wir aus den bisherigen Er-
fahrungen für die heutige Postwachstumsdebatte lernen? 

Im Rückblick auf die Nachhaltigkeitsdebatte können 
wir für die 1990er Jahre feststellen, dass u. a. viele enga-
gierte Lokale-Agenda-21-Prozesse entstanden und viele 
Städte und Unternehmen Nachhaltigkeitsbeauftragte er-
nannt und Nachhaltigkeitsmonitorings aufgebaut haben. In 
einer späteren Phase, Anfang der 2000er Jahre, haben viele 
Städte und Gemeinden vor allem mit Hilfe technischer Lö-
sungen versucht, ihren bestehenden Politiken einen „grü-
nen“ oder „nachhaltigeren“ Anstrich zu verleihen. Hier ging 
es oft weniger substanziell um Nachhaltigkeit als vielmehr 
um Marketing, um größere politische und gesellschaftliche 
Akzeptanz zu erreichen und sich prominent im internatio-
nalen Standortwettbewerb zu platzieren. Dieses Phäno-
men beschreiben While/Jonas/Gibbs (2004) als „sustaina-
bility fix“. Am Beispiel der Städte Leeds und Manchester 
kritisieren sie jene Stadtpolitiken, die höchst selektiv Nach-
haltigkeitsmaßnahmen zur Bindung neuen Kapitals in der 
Stadt umsetzen. Urbane Aufwertungsprozesse werden 
zwar „nachhaltig“ genannt, aber letztlich ökonomischen 
Zielen untergeordnet. Der Begriff der Nachhaltigkeit wird 
so lange inhaltlich ausgehöhlt, bis er als sogenannter „lee-
rer Signifikant“ (Laclau 1994) nur noch dem Marketing 
dient.

Im Hinblick auf die Debatte um Postwachstum in der 
Raumentwicklung befürchten wir, dass sich diese Muster 
aus der Nachhaltigkeitsdebatte reproduzieren. Phänomene 
des „Green-Washing“ können wir bereits heute in zahlrei-
chen Kommunen beobachten, die sich mit Projekten einer 
„Green City“ oder „Smart City“ befassen. Aus dem Nach-
haltigkeitsdiskurs können wir lernen, dass der letztlich do-
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minierende Fokus auf technische und administrative Lö-
sungen suggeriert, dass es immer gute, machbare Lösungen 
gibt und ein Wirtschaften weiter wie bisher möglich ist 
(siehe für die Kritik auch Raco/Savini 2019). 

Wenn Ziele und Prozesse von Postwachstum nicht 
gesellschaftlich ausgehandelt werden, befürchten wir, dass 
der Begriff reduziert und missverstanden werden könnte. 
Ähnlich wie in der Nachhaltigkeitsdebatte würde so stärker 
das „weiter wie bisher“ bedient als eine Transformation der 
Gesellschaft (und der Raumentwicklung) eingeläutet. Ers-
te Anzeichen hierfür sehen wir daran, dass versucht wird, 
mit bisherigen Mitteln in Richtung Postwachstum zu steu-
ern. Auch werden alternativ-ökonomische Projekte wie 
Nachbarschaftsgärten oder offene Werkstätten als weiche 
Standortfaktoren instrumentalisiert. Kritisch zu bewerten 
ist auch, wenn OECD und EU zwar alternative Entwick-
lungsindikatoren einführen, in ihrer Wirtschaftspolitik aber 
unvermindert an den klassischen BIP-Logiken festhalten. 
Oder wenn Gemeinden und Regionen beim Standortmar-
keting mit dem schillernden Begriff „qualitatives Wachs-
tum“ jonglieren. 

Resümee 
Die Postwachstumsdebatte ist konzeptionell vielfältig und 
adressiert drängende Herausforderungen. Allerdings ist 
die Debatte gesellschaftlich nicht tief verankert und es fehlt 
an politischen Mehrheiten für eine grundlegende Kritik am 
und die Abkehr vom Wachstumsparadigma. Es ist keine 
Neuauflage alter Diskussionen der 1980er und 1990er Jah-
re. Gleichwohl sehen wir die Gefahr eines „Postwachs-
tums-Fix“, d. h. einer Aushöhlung der Argumente mit tradi-
tionellen wachstumsorientierten Prozessen. Uns ist be- 
wusst, dass Raumentwicklung gesellschaftlichen Machtver-
hältnissen und hegemonialen Strukturen unterliegt. Daher 
ist es eine zentrale Frage, wie es uns als Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern und Praktikerinnen und Prakti-
kern gelingt, die Postwachstumsdebatte in die Gesellschaft 
zu tragen. 

Wir sehen die Notwendigkeit, eingespielte Routinen 
und Abläufe der Raumplanung infrage zu stellen. Raumpla-
nung ist ein Teil der Wachstumspolitik. Sie kann zur Lösung 
von gesellschaftlichen und Umweltproblemen beitragen, 
wenn sie diese Rolle problematisiert und transformiert. Al-
ternative Konzepte für gesellschaftliche und räumliche Ver-
änderungen werden oft mit Zwischennutzungen, Reallabo-
ren, Modellvorhaben oder Testplanungen assoziiert. Unse- 
rer Ansicht nach können das nur Brückenkonzepte und 
Zwischenschritte einer postwachstumsorientierten Raum- 
entwicklung sein, die im Kern jedoch tiefgreifendere Trans-
formationen erfordert. Kleine Schritte einer inkrementel-
len Planung, mit diversen Projekten, Initiativen und Konfe-
renzen können helfen, den Austausch über Alternativen zu 
ermöglichen, alternative Praktiken zu testen und daraus zu 
lernen. Sie sollten aber nicht als die eigentlich notwendigen 
Transformationen missverstanden werden. Insofern sind 
die bisherigen Postwachstumsaktivtäten im Netzwerk der 
ARL nur die willkommenen ersten Schritte eines weiter zu 
gehenden Weges. 
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Um ihrem inter- und transdisziplinären Fokus angemessen 
Rechnung zu tragen, verfügt die ARL über zwei externe Be-
ratungsgremien, einen Wissenschaftlichen Beirat (WB) 
und einen Nutzerbeirat (NB). In der letzten Ausgabe ha-
ben wir ausführlicher darüber berichtet, wie sehr die Aka-
demie von der in den Beiräten versammelten fachlichen 
Expertise und dem kritisch-konstruktiven Dialog mit den 
Beiratsmitgliedern profitiert. In diesem Heft möchten wir 
Ihnen – wie angekündigt – weitere in den Beratungsgremien 
wirkende Persönlichkeiten vorstellen.

Wissenschaftlicher Beirat (WB)

Prof. Christiane Hellmanzik, 
PhD, ist Professorin für Volks-
wirtschaftslehre (Urbane, Regio-
nale und Internationale Wirt-
schaftsbeziehungen) an der Fa- 
kultät Wirtschaftswissenschaften 
der Technischen Universität Dort- 
mund. Zuvor hat sie am Trinity 
College Dublin (Irland) promo-
viert, ihren M.  A. am University 
College Dublin (Irland) und ihren 

B. Sc. in Wirtschaftswissenschaften an der Universität von 
Maastricht (Niederlande) erfolgreich abgeschlossen. Vor 
ihrer Berufung an die TU Dortmund war sie als Postdoc an 
der Universität Heidelberg und als Assistenzprofessorin im 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften an der Universität 
Hamburg tätig. Sie ist empirische Ökonomin und arbeitet 
bevorzugt mit neuartigen Datensätzen, auf deren Grundla-
ge ein bestimmter wirtschaftlicher, kultureller oder gesell-
schaftlicher Aspekt quantifiziert und dadurch besser ver-
standen werden kann. Seit 2019 ist Christiane Hellmanzik 
zudem im IFWI-Institut für Wissensökonomie tätig, wo sie 
Forschungsprojekte, Beratungstätigkeiten und Studien an 
der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Praxis durch-
führt und begleitet. Wir begrüßen Christiane Hellmanzik 
als neues Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat und freuen 
uns auf die Zusammenarbeit.

Prof. Dr. Martin Kment, LL.M. (Cambridge), Volljurist, ist 
seit 2013 geschäftsführender Direktor des Instituts für Um-
weltrecht an der Universität Augsburg und Inhaber des 
Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Europarecht, Um-
weltrecht und Planungsrecht. Das Studium der Rechtswis-
senschaft absolvierte er an der Westfälischen Wilhelms-Uni-

versität Münster. Dort promo- 
vierte er zum Thema „Rechts-
schutz im Hinblick auf Raum-
ordnungspläne“ und habilitier-
te sich später mit einer Arbeit 
zum internationalen Verwal-
tungsrecht. Ferner schloss er 
mit Auszeichnung ein Studium 
an der University of Cambridge 
(UK) mit dem Master of Law 
(LL.M.) ab. Es folgten For-

schungs- und Lehraufenthalte an der University of New 
South Wales in Sydney (Australien), der University of Cali-
fornia, Berkeley (USA) und der University of Auckland 
(Neuseeland). Von 2004 bis 2011 war er stellvertretender 
Geschäftsführer des Zentralinstituts für Raumplanung an 
der Universität Münster. Von 2011 bis 2013 hatte er den 
HEUSSEN-Stiftungslehrstuhl für Öffentliches Recht und 
Europarecht, Recht der erneuerbaren Energien, Umwelt- 
und Planungsrecht an der EBS Universität in Wiesbaden 
inne. Wir begrüßen Martin Kment als neues Mitglied im 
Wissenschaftlichen Beirat und freuen uns auf die Zusam-
menarbeit.

Ein Blick hinter die Kulissen 
Vorstellung der Beiräte der ARL (Teil 2)

Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus internatio-
nal ausgewiesenen wissenschaftlich renommierten 
Persönlichkeiten aus dem In- und Ausland, die nicht 
der ARL angehören. Er berät das Kuratorium und das 
Präsidium der Akademie in wissenschaftlichen und or-
ganisatorischen Fragen. Hierzu gehört insbesondere 
die Aufstellung der mittel- und langfristigen For-
schungsplanung. Bis Ende 2016 war die inhaltliche 
Arbeit der ARL zweistufig strukturiert: durch den für 
zehn Jahre gültigen Orientierungsrahmen und zwei-
jährige Forschungsprogramme, die den Orientie-
rungsrahmen mittelfristig konkretisierten. Seit 2017 
werden beide Dokumente durch ein integriertes  
Forschungskonzept ersetzt. Darüber hinaus bewertet 
der Wissenschaftliche Beirat die Ergebnisse der  
laufenden Forschungsarbeit und führt in regelmäßi-
gen Abständen Audits der Akademie und ihrer For-
schungsfelder durch, um deren Leistungsfähigkeit 
zwischen zwei Evaluierungen durch die Leibniz-Ge-
meinschaft zu prüfen.
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Dipl.-Ing. Ria Irion ist Referen-
tin für Soziale Stadtentwicklung 
und Gemeinwesenarbeit der 
Landesarbeitsgemeinschaft So-
ziale Brennpunkte Niedersach-
sen e. V. . Nach ihrem Studium 
der Landschafts- und Freiraum-
planung an der Universität Han-
nover war sie im Quartiers- 
management als Projektleiterin 

und Koordinatorin für partizipative Stadtteilentwicklung 
tätig. Durch ihre Arbeit auf Stadtteil- und Landesebene hat 
Ria Irion ihre Expertise in den Bereichen der integrierten 
Stadtentwicklung sowie in Partizipation, Empowerment 
und Netzwerkarbeit ausgebaut. Im Nutzerbeirat der ARL 
vertritt sie insbesondere die Perspektive der sogenannten 
benachteiligten Quartiere und bringt hier ihre Erfahrungen 
mit Gemeinwesenprojekten und Partizipationsprozessen 
ein.

Dipl.-Ing. agr. Ulf Jacob ist Ag-
rarwissenschaftler und im Zent-
rum für Umweltkommunikation 
der Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt (DBU) tätig. Die Deut-
sche Bundesstiftung Umwelt ist 
eine der größten Stiftungen in 
Europa mit Sitz in Osnabrück. 
Ihre Aufgabe ist es, Vorhaben 
zum Schutz der Umwelt unter 
besonderer Berücksichtigung der 

Prof. Dr.-Ing. Jörg Rainer Noen-
nig ist Professor für Digital City 
Science am CityScienceLab der 
HafenCity Universität Hamburg 
und Leiter der WISSENSARCHI-
TEKTUR – Laboratory of Knowled-
ge Architecture an der TU Dres-
den. Eine Besonderheit ist, dass 
beide Labs sehr eng mit Kommu-
nen zusammenarbeiten. Jörg Rai-

ner Noennig studierte Architektur in Weimar, Krakau und 
Tokio und promovierte an der Bauhaus-Universität Wei-
mar. Zwischen 1998 und 2001 war er als freiberuflicher und 
angestellter Architekt in Tokio tätig. Ab 2001 arbeitete er 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der TU Dresden, wo 
er zum Juniorprofessor für Wissensarchitektur 2009 beru-
fen wurde. Er lehrte zudem an verschiedenen Universitäten 
in Japan, USA, China, Italien, der Schweiz und Russland und 
war Gastprofessor an der Università degli Studi dell‘Aquila 
(Italien), der L‘ École d‘ ingénieurs Toulon (Frankreich), 
der Voronezh Technical University (Russland) und der 
Toyo Universität in Tokio (Japan). Im Wissenschaftlichen 
Beirat der Akademie bringt er vor allem seine Erfahrung mit 
transdisziplinären und partizipativen Arbeitsformaten so-
wie seine internationale Perspektive ein. 

Dr. Kaisa Schmidt-Thomé ist lei-
tende Forscherin am unabhängi-
gen finnischen Think-Tank De-
mos Helsinki. Sie absolvierte ein 
Studium der Planungsgeogra-
phie an der Universität Helsinki 
und arbeitete lange als Wissen-
schaftlerin an der Aalto Universi-
tät in Finnland. Zugleich lehrte 
sie auch an der Universität Hel-
sinki, der Open University und 

der Helsinki Summer School. Sie war Gastwissenschaftlerin 
an der Humboldt-Universität zu Berlin (2011) und der San 
Diego State University in Kalifornien (2013). In ihrer Dis-
sertation (2015) untersuchte sie das Spannungsfeld zwi-
schen städtebaulichen Megaprojekten und lokaler Regene-
ration. Aktuell arbeitet sie primär zu Fragen urbaner 
Transformation und einer gerechten und nachhaltigen 
städtischen Zukunft. Für die ARL sind ihre inter- und trans-
disziplinäre Expertise in der Stadtentwicklung sowie ihre 
Erfahrungen an der Schnittstelle zwischen Gesellschaft und 
Forschung von besonderem Interesse.

Die weiteren Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirates 
stellen wir in der nächsten Ausgabe der Nachrichten der 
ARL vor.

Nutzerbeirat (NB)

Die ARL zählt zu den wenigen Einrichtungen innerhalb der 
Leibniz-Gemeinschaft, die neben einem Wissenschaftli-
chen Beirat auch einen Nutzerbeirat berufen haben. Wir 
stellen Ihnen im Folgenden weitere Mitglieder unseres Nut-
zerbeirates vor.

Die Mitglieder des Nutzerbeirates unterstützen die 
Akademie bei der Weiterentwicklung ihrer Transfer-
formate sowie ihrer Kommunikations-, Beratungs- 
und Serviceleistungen. Um die Perspektive der Nut-
zer/innen in ihrer Vielfalt einbringen zu können, 
repräsentiert der Nutzerbeirat die verschiedenen Ziel-
gruppen der ARL. Ihm gehören Vertreter/innen der 
Bundesraumordnung, der Landes- und Regionalpla-
nung und der kommunalen Spitzenverbände an, ge-
nauso wie Vertreter/innen der Wirtschaft, der For-
schung und Wissenschaftspolitik, Fachleute aus den 
Bereichen Bildung, Umwelt und Zivilgesellschaft sowie 
Expertinnen und Experten der europäischen Raum- 
entwicklung. Wegen der zunehmenden Bedeutung 
von (öffentlichkeitswirksamer) Kommunikation soll 
der Nutzerbeirat perspektivisch um ein Mitglied aus 
dem Bereich Medien/Öffentlichkeitsarbeit erweitert 
werden.
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mittelständischen Wirtschaft zu fördern. Dabei unterstützt 
die DBU Projekte aus den Bereichen Umwelttechnik, Um-
weltforschung, Naturschutz und Umweltkommunikation. 
Die DBU vergibt außerdem jährlich den Deutschen Um-
weltpreis. Die Hauptaufgaben von Ulf Jacob sind die Kom-
munikation und die Außendarstellung der Stiftung sowie 
der Transfer und die Vermittlung relevanter Themen und 
Ergebnisse. Außerdem verantwortet er die beiden Groß-
veranstaltungen der DBU: die Verleihung des Deutschen 
Umweltpreises und die Woche der Umwelt beim Bundes-
präsidenten. Ulf Jacob unterstützt die ARL im Nutzerbeirat 
kritisch-konstruktiv mit seinen vielfältigen Erfahrungen in 
den Bereichen Umweltkommunikation, ökologische Stadt- 
entwicklung und zivilgesellschaftliches Engagement, die er 
u. a. als Mitglied der Koordinierungsgruppe „Wassersensib-
le Zukunftsstadt“ der Deutschen Vereinigung für Wasser-
wirtschaft, Abwasser und Abfall oder auch als Initiator des 
kommunalen „Bündnis lebenswerte Stadt“ im Land Bre-
men sammelt.

Dr.-Ing. Robert Koch verstärkt 
seit August 2019 das Grundsatz-
referat Raumordnung im Bun-
desministerium des Innern, für 
Bau und Heimat. Dort bearbeitet 
er insbesondere Fragen der inte-
grierten Raum- und Verkehrspla-
nung, der Regionalentwicklung 
sowie der raumwirksamen Stand- 
ortentscheidungen und betreut 

das Modellvorhaben „Lebendige Regionen“. Zuvor war Ro-
bert Koch als Referent für den Regionalen Planungsverband 
Oberlausitz-Niederschlesien in Sachsen sowie grenzüber-
schreitend tätig. Er hat Geographie, öffentliches Recht und 
Politik an der Albrecht-Ludwigs-Universität Freiburg i. Br. 
sowie räumliche Planung an der TU Dresden studiert und 
an der dortigen Fakultät für Architektur am Institut für 
Städtebau und Regionalplanung zum Thema „Regionales 
Flächenmanagement im Städtedreieck am Saalebogen – 
Konzeption, Handhabe und Weiterentwicklung“ promo-
viert. Er wirkte einige Jahre im Jungen Forum mit und war 
an Forschungsvorhaben der ARL zur Landes- und Regional-
planung in den ostdeutschen Ländern sowie zum Zentra-
le-Orte-Konzept beteiligt. Wir begrüßen Robert Koch als 
neues Mitglied im Nutzerbeirat und freuen uns auf die Zu-
sammenarbeit.

Dipl.-Ing. Hilmar von Lojewski 
ist seit 2012 Beigeordneter für 
Stadtentwicklung, Bauen, 
Wohnen, Verkehr des Deut-
schen Städtetages und des 
Städtetages Nordrhein-West-
falen. Er studierte Raumpla-
nung in Dortmund sowie City 
und Regional Planning an der 
Middle East Technical Univer-
sity Ankara in der Türkei. Nach 
freier Planertätigkeit in Dort-

mund schloss er sein Städtebaureferendariat in Frank-
furt/M. ab. Für die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit arbeitete er von 1992 bis 1994 als Pla-
nungsberater in Kathmandu (Nepal). Danach war er als 
Abteilungsleiter „Recht, Verfahren, Verträge“ im Stadtpla-
nungsamt Dresden sowie als Abteilungsleiter „Städtebau 
und Projekte“ in der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umwelt in Berlin tätig. Als Leiter des Programms 
„Sustainable Urban Development“ ging er für drei Jahre 
nach Syrien. 2010 kehrte er als Abteilungsleiter „Ministeri-
elle Angelegenheiten des Bauwesens“ in die Berliner Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt zurück. 
Im Nutzerbeirat der ARL repräsentiert Hilmar von Lojewski 
die Interessen der kommunalen Planung und bringt seine 
langjährige fachliche Praxiserfahrung sowie seine interna- 
tional-interdisziplinäre Perspektive kritisch-konstruktiv ein.

Dr. Petra Overwien, Diplom- 
Geographin, promovierte 2002 
an der Freien Universität Berlin. 
Seit 1991 ist sie beruflich in der 
Landes- und Regionalplanung tä-
tig. Dabei sammelte sie sowohl 
in Forschungseinrichtungen als 
auch Planungsbehörden der 
Länder Nordrhein-Westfalen 
und Berlin vielfältige Erfahrun-
gen. Seit 2009 ist sie Referatslei-

terin in der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Ber-
lin-Brandenburg. Im Nutzerbeirat der ARL bringt Frau 
Overwien seit 2010 ihre langjährige landes- und regional-
planerische Expertise ein. Seit 2011 arbeitet sie außerdem 
aktiv in der LAG Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpom- 
mern der ARL mit. 

Ass. jur. Norbert Portz, Beige-
ordneter beim Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund, ist seit 
2010 Mitglied im Nutzerbeirat 
der ARL. Er ist Jurist und leitet 
beim Deutschen Städte- und 
Gemeindebund das Dezernat 
für Raum- und Stadtentwicklung 
sowie Umwelt- und Vergabe-
recht. Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund vertritt über sei-

ne Mitgliedsverbände ca. 11.000 Städte und Gemeinden in 
Deutschland. Norbert Portz hatte lange einen Lehrauftrag 
an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in Köln 
für den Themenbereich „Öffentliches Baurecht“. Er ist 
Mitherausgeber und Autor zahlreicher Publikationen im 
Bereich des Städtebaurechts, des Umwelt- und Klimaschut-
zes sowie des Vergaberechts. Die Arbeit der ARL im Nutzer-
beirat unterstützt er mit seinem juristischen Sachverstand 
und seiner kommunalen Perspektive.
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Prof. Dr. János Brenner ist Ho-
norarprofessor an der TU Buda-
pest (Ungarn) und freier Stadt- 
und Raumplaner. Er studierte 
Architektur an der TU Dresden 
und schlug danach die Laufbahn 
als Bauassessor der Fachrich-
tung Städtebau ein. János Bren-
ner promovierte an der Fakultät 

für Architektur der TU Budapest. Nach mehreren Leitungs-
positionen in Planungs- und Bauordnungsämtern der Städ-
te Hamburg und Fulda war er auf Bundesebene in wech-
selnden Positionen für die Bereiche Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau verantwortlich: Von 2001 bis 
2013 war er stellvertretender Referatsleiter, zuständig für 
Stadtumbau, im Bundesministerium für Verkehr, Bau und 

Ihre Fragen – unsere Antworten: die gibt es jetzt nicht mehr 
nur digital, sondern auch als Spiel! 

Knobeln Sie zu zweit, zu dritt, zu viert in den Katego-
rien: Klima und Umwelt, Zusammenleben, Gesundheit und 
Ernährung, Kosmos sowie Bildung und digitaler Wandel.

Mit der Kampagne „Ist Fragen lebenswichtig?“ hat die 
Leibniz-Gemeinschaft im vergangenen Jahr gefragt, was 
Sie beschäftigt und was Sie wissen wollen.

Auf der Kampagnen-Website hat die Leibniz-Gemein-
schaft Ihnen aktuelle Forschungsprojekte und die interdis-
ziplinäre Forschung der Leibniz-Gemeinschaft vorgestellt 
und Sie eingeladen, sich zu informieren, zu fragen und mit-
zumachen. Das haben Sie getan: https://frag-leibniz.de/

50 Antworten von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern zahlreicher Leibniz-Einrichtungen gibt es jetzt 
auch als gedrucktes Wissens-Quiz. Mit dabei sind auch die 
ARL und ihr Generalsekretär Rainer Danielzyk. Er beant-
wortet die Frage, wem der öffentliche Raum gehört und 
wie ältere Menschen, die allein leben, besser vor gesund-
heitlichen Gefahren bspw. durch Sommerhitze geschützt 
werden können.

Heute schon gequizzt? 
Frag Leibniz – das Wissensquiz der Leibniz-Gemeinschaft

©
 ARL



Stadtentwicklung, von 2013 bis 2018 stellvertretender Re-
feratsleiter Recht und Modellvorhaben der Raumordnung 
im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur und von 2018 bis 2019 im Referat Grundsatzfragen der 
Raumordnung im Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat (BMI) tätig. Sein besonderes Engagement gilt 
der Beratung mittel- und osteuropäischer Staaten sowie 
der Entwicklungszusammenarbeit in der Raum- und Stadt- 
entwicklung. Mit seinem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst schied János Brenner 2019 aus dem Nutzerbeirat 
aus. Die ARL dankt ihm sehr für seine fachliche Unterstüt-
zung und engagierte Begleitung der Akademiearbeit.
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Am 8. November 2019 fand die 93. Mitgliederversammlung 
der ARL in Hannover statt, bei der die Präsidentin der ARL, 
Prof. Dr. Sabine Baumgart, rund 90 Akademiemitglieder 
begrüßen konnte.

Berichterstattung und Wahlen
Zu Beginn der Versammlung informierte Sabine Baumgart 
im Rahmen ihres Berichtes über wichtige Aktivitäten der 
vergangenen Monate. Sie unterrichtete die anwesenden 
Mitglieder zunächst über die anstehenden strategischen 
Aufgaben des Präsidiums für die Jahre 2020 und 2021. Die-
se umfassen unter anderem die Neukonzipierung des Kon-
zeptes der Nachwuchsförderung in der ARL, die Neuakzen-
tuierung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, den Ausbau 
von Kooperationsbeziehungen sowohl zu Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen als auch zu 
Stiftungen. Darüber hinaus nimmt das Präsidium bereits 
die voraussichtlich im Frühjahr 2022 stattfindende Evaluie-
rung der ARL durch die Leibniz-Gemeinschaft in den Blick. 
Die Evaluierung bedingt eine Reihe vorbereitender Maß-
nahmen, die im Laufe des nächsten Jahres angegan- 
gen werden. Hierzu zählt auch die Überarbeitung des 
Berichtssystems in der Geschäftsstelle. Breiten Raum der 
Berichterstattung nahm die Vorstellung neuer Formate der 
Politikberatung ein. Das Präsidium hat sich hierzu auf diffe-

renzierte Formate geeinigt, die eine schnelle Reaktion auf 
aktuelle Problemlagen im politischen Raum gewährleisten 
bzw. auf Anfrage kurzfristig vorgelegt werden können. 
Sabine Baumgart schloss ihren Bericht mit der Vorstellung 
des sogenannten kleinen strategischen Sondertatbestands, 
der in den nächsten drei Jahren erhebliche Mittel für die 
Internationalisierung der Akademiearbeit zur Verfügung 
stellt. Die Akademiearbeit soll dafür im Sinne einer stärke-
ren Europäisierung des kooperativen, transdisziplinären 
Arbeitsansatzes der ARL einerseits besser international re-
zipierbar werden. Andererseits soll durch Etablierung ent-
sprechender Gremien auf europäischer Ebene eine räumli-
che und inhaltliche Erweiterung des Netzwerkes konzep- 
tionell und strukturiert erfolgen. Dies geschieht unter an-
derem durch die verstärkte Einrichtung von Internationa-
len Arbeitskreisen, internationalen Formaten zur Politikbe-
ratung, der Gründung von Europäischen Arbeitsgemein- 
schaften und dem systematischen Ausbau von Kontakten in 
die Praxis der Raumplanung und Raumentwicklung der eu-
ropäischen Staaten. Ein weiterer Fokus dieses Aufgabenbe-
reichs ist die Einrichtung einer virtuellen und interaktiven 
Wissensplattform. Arbeitsprozesse und Erkenntnisse aus 
Gremien der ARL, das deutsche Planungssystem und in 
Deutschland praktizierte integrative Strategien der Raum- 
entwicklung sowie Darstellungen der Planungssysteme und 

93. Mitgliederversammlung 
der ARL

Mitgliederversammlung im Festsaal des Alten Rathauses in Hannover
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-prozesse anderer Staaten sollen dort in englischer Spra-
che veranschaulicht und zur Diskussion gestellt werden.

Auf der Tagesordnung der Mitgliederversammlung 
standen außerdem die Zuwahl und Wiederwahl von Mit-
gliedern. Darüber hinaus wurden Mitglieder des Zuwahl- 
ausschusses für die Jahre 2020 und 2021 gewählt. Diese 
Aufgabe übernehmen Prof. Dr. Paul Gans (Mannheim), 
Prof. Dr. Christian Jacoby (Neubiberg), Prof. Dr. Heide- 
rose Kilper (Sindelfingen), Dr. Meike Levin-Keitel (Dort-
mund) und Prof. Dr. Claus-Christian Wiegandt (Bonn). Zu-
dem wurde Prof. Dr. Hans H. Blotevogel (Wien) für weitere 
zwei Jahre als Vertrauensperson zur Schlichtung bei Ver-
stößen gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis in 
der ARL gewählt. Zu seiner Stellvertreterin wurde Prof. Dr. 
Catrin Schmidt (Dresden) gewählt. 

Neuer Akademiename
Das Präsidium strebt eine Änderung der Satzung an, um da-
mit den neuen Namen der ARL in der Satzung zu verankern. 
Diesem Schritt ging eine zweistufige Beteiligung der Akade-
miemitglieder voraus. Vizepräsidentin Prof. Dr. Susan Gro-
tefels stellte den Ablauf des Verfahrens der Namensände-
rung dar. Zu Beginn dieses Jahres hatte das Präsidium die 
Akademiemitglieder darum gebeten, Vorschläge für die 
Namensänderung der ARL zu übermitteln. Eine große Zahl 
von Mitgliedern hat geantwortet, wofür sich das Präsidium 
nochmals bedankte. Im Präsidium sind die eingegangenen 
Vorschläge sorgfältig diskutiert worden. Im Ergebnis wur-
den folgende zwei Vorschläge favorisiert:

>> Vorschlag 1: Akademie für Raumentwicklung in der Leib-
niz-Gemeinschaft

>> Vorschlag 2: Akademie für räumliche Entwicklung und 
Planung in der Leibniz-Gemeinschaft

Zahlreiche weitere Vorschläge wurden nicht weiter-
verfolgt, weil die alleinige Nennung von „Raumwissen-
schaft(en)“ im Namen die Praxis ausblenden würde, die 
Beibehaltung von „Raumforschung“ oftmals zu Verwechs-
lungen mit der Raumfahrt geführt hat, „Landesplanung“ zu 
einseitig auf eine Planungsebene bezogen ist, „Stadtent-
wicklung“ in „Raumentwicklung“ enthalten ist und nicht ge-
sondert aufgeführt werden sollte. Weitere Prämissen wa-
ren die Beibehaltung des Akronyms ARL sowie eines kurzen 
und prägnanten Namens. Außerdem sollte der neue Name 
die Zugehörigkeit zur Leibniz-Gemeinschaft vermitteln. 

Im Rahmen einer E-Mail-Abfrage im September be-
fürwortete eine Mehrheit der Akademiemitglieder den Na-
men „Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Ge-
meinschaft“. Die Mitgliederversammlung stimmte nach 
kurzer Diskussion dem neuen Namen zu, der vom Kuratori-
um der ARL am 26. November 2019 beschlossen wurde.

Sabine Baumgart lud abschließend zur nächsten Mit-
gliederversammlung ein. Sie findet am 26. Juni 2020 in 
Leipzig statt.

Pro f.  D r .  Andre     a s K lee
Leiter der Zentralabteilung der ARL
Tel. +49 511 34842-39
klee@arl-net.de

Neue Akademiemitglieder
Die Mitglieder der ARL wählten am 8. November 2019 bei der Mitgliederversammlung in Hannover  
vier Persönlichkeiten für die Dauer von zehn Jahren zu neuen Akademiemitgliedern:

Prof. Dr. Sybille Bauriedl,  
Europa-Universität Flensburg, 
Interdisziplinäres Institut für 
Umwelt-, Sozial- und Human- 
wissenschaften, Abteilung 
Geographie

Assoc. Prof. Dipl.-Ing. Dr. Doris 
Damyanovic, Universität für  
Bodenkultur Wien, Institut für 
Landschaftsplanung

Assoc. Prof. Peter Schmitt, 
Stockholm University,  
Department of Human  
Geography

Prof. Dr. Christian Schulz,  
University of Luxembourg,  
Institute of Geography and  
Spatial Planning
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Unter den Arbeitsgremien der ARL zählt der Informations- 
und Initiativkreis (IIK) Braunkohlenregionen (bis 2017 
Braunkohlenplanung) zu den langlebigsten. Seine Wurzeln 
reichen bis Mai 1990 zurück, als in Leipzig ein „1. Gemein-
sames Symposium DDR – BRD zur Gestaltung von Berg-
baufolgelandschaften“ stattfand (2.–5. Mai 1990). Damals 
war der Strukturbruch in der Branche im Osten Deutsch-
lands bereits in vollem Gange, die Umweltbelastungen und 
Rekultivierungsdefizite vielerorts greifbar. Angesichts der 
Straßenverhältnisse war eine Tagesexkursion in die Lausitz 
zu dieser Zeit ein echtes Abenteuer.

An die erste Veranstaltung schlossen sich weitere 
Möglichkeiten zum Austausch an. So gab es eine gesamt-
deutsche Tagung am 3. Oktober 1990 in Essen, eine Infor-
mationsveranstaltung zur Rekultivierung im Rheinland am 
18./19. Juni 1991 in Brühl sowie „Länderarbeitsgruppensit-
zungen“ am 2./3. April 1992 in Hilden bzw. am 10. Novem-
ber 1992 in Potsdam. Allerdings kam es dabei nicht zu einer 
Verstetigung der Dialogformate. Die Initialzündung erfolg-
te im Rahmen der 1. Sächsischen Regionalplanertagung am 
9./10. Dezember 1993 in Friedebach (Erzgebirge) mit 
mehreren Vorträgen zur Thematik aus dem Rheinland 
(Manfred Knauff), Mitteldeutschland (Dr. Andreas Ber-
kner) und der Lausitz (Rudolf Plötz). Diese Vorträge mün-
deten in den Vorschlag von Prof. Dr. Gerold Kind (Wei-
mar), über einen „Informationskreis Braunkohlenplanung“ 
unter dem Dach der ARL nachzudenken. Dies stieß auf all-
gemeinen Zuspruch, sodass es nach diversen Vorabstim-
mungen am 2. September 1994 auf Einladung von Prof. Dr. 
Dietmar Scholich zur Gründungssitzung in Leipzig kam.

Sehr schnell etablierte sich ein praktikables Tagungs-
format mit eintägigen Frühjahrssitzungen in Magdeburg 
sowie mit zweitägigen Herbstsitzungen in den Ländern und 
den Braunkohlerevieren. Hinzu kamen Ad-hoc-Sitzungen 
insbesondere zur Abstimmung von Publikationen. Auf die-
se Weise kamen bis 2019 deutlich über 50 Veranstaltungen 
zusammen, die nicht nur für den fachlichen Austausch, 
sondern auch für Befahrungen von Tagebauen sowie für 
Besichtigungen von Kraftwerken und Ergebnissen der Re-
kultivierung genutzt wurden. Dies schloss auch Stippvisiten 
in Polen (Turow) und Tschechien (Nordböhmen) ein. Auf 
diese Weise war es möglich, die jeweiligen räumlichen und 
inhaltlichen Handlungsschwerpunkte stets in situ kennen-
zulernen. Die Begleitung durch die Akademie erfolgte 
durch Dr. Hans Pohle (bis 2005), Jana Kenzler (2006–

25 Jahre  
IIK Braunkohlenregionen
Erweiterte Herbsttagung am 07./08. Oktober 2019

2009) und Dr. Andreas Stefansky (seit 2010), wobei die 
ARL Tagungen und Publikationen auch materiell unter-
stützte.

Das Erfolgsgeheimnis des Informations- und Initiativ-
kreises bestand von Anfang an darin, die tatsächlich auf den 
Ebenen von Landes- und Regionalplanung mit der Materie 
befassten Akteure einzubeziehen und damit den Kreis der 
Mitglieder im Unterschied zu manchen Vorläuferformaten 
überschaubar zu halten. Damit umfasste der reguläre 
Mitgliederkreis stets etwa 15–20 Personen aus Branden-
burg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. Dabei empfand sich das Gremium nie als „ge-
schlossene Gesellschaft“. Gäste waren jederzeit willkom-
men; insbesondere die Herbstsitzungen wurden stets 
durch Beiträge Externer aus Kommunen, Wissenschaft und 
Unternehmen ergänzt. Etwa im Abstand von fünf Jahren 
wurden die Herbsttagungen zu Fachtagungen mit Vertrete-
rinnen und Vertretern aus der Fachöffentlichkeit erweitert 
(Bautzen 1998 sowie Naunhof 2002/2007/2012/2019).

Der Kreis der aktiven und ehemaligen Mitglieder um-
fasste Ende 2019 ca. 50 Akteure, wobei bei einzelnen Insti-
tutionen bereits ein zweifacher Generationswechsel statt-
gefunden hat. Aus dem fachlichen Austausch erwuchsen 
auch Freundschaften, die ohne die Wiedervereinigung 
Deutschlands nie zustande gekommen wären, über die 
Zeiten aktiver Mitgliedschaften hinaus bis heute halten und 
mit „Ehemaligentreffen“ stets mit Fachbezug (Eifel/Ruhr- 
gebiet 2010, Elbsandsteingebirge 2011, Harz 2013, Berlin 
2014, Rhön 2016, Erzgebirge 2018) ein weiteres Format 
hervorbrachten. Zu den Mitgliedern zählte bis 2003 auch 
Kathrin Schneider als Ministerin für Infrastruktur und 
Landesplanung (bis 2019) und aktuelle Chefin der bran-
denburgischen Staatskanzlei im Rang einer Ministerin. Eine 
Konstante bildet der Moderator und Verfasser dieses Bei-
trags, der seit 1994 ohne Unterbrechungen im IIK Braun-
kohlenregionen aktiv ist.

Inhaltlich befasste sich der Informations- und Initia-
tivkreis von Anfang an mit den Brennpunkten der Thema-
tik, wobei die Prognosehorizonte, der Detaillierungsgrad 
der Braunkohlenplanung und die Betroffenheitstiefen viel-
fach deutlich über die der „allgemeinen Regionalplanung“ 
hinausgingen. Einen ersten Schwerpunkt bildete die berg-
baubedingte Umsiedlungsthematik, die Best-Practice-Er-
fahrungen zunächst im Rheinland, in Großgrimma (Sach-
sen-Anhalt) und Kausche (Brandenburg) sowie Umsied- 
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lungskonflikte wie in Heuersdorf (Sachsen) und Horno 
(Brandenburg) einschloss. Mit Angeboten für gemeinsa-
me Umsiedlungsstandorte und dem über öffentlich-recht-
liche Verträge gesicherten Umsiedlungsprinzip „Neu für 
Alt“ wurden in allen Revieren neue Standards unter maß-
geblicher Mitwirkung der Braunkohlenplanung gesetzt. Im 
Ergebnis erschien zur Thematik ein erstes umfassendes Ar-
beitsmaterial (ARL 2000). Hans Friedrich Wittmann als 
langjähriges IIK-Mitglied brachte es auf den Punkt, indem er 
Umsiedlungen als den „härtesten Eingriff ins menschliche 
Dasein in Friedenszeiten“ bezeichnete. Folglich haben Be-
troffene, die ein „Sonderopfer“ zugunsten der Allgemein-
heit erbringen müssen, auch Anspruch auf eine besondere 
gesellschaftliche Fürsorge.

Der darauffolgende Arbeitsabschnitt (2000–2005) 
war der Thematik „Braunkohlenbergbau und Gebietswas-
serhaushalt“ gewidmet. In diesem Zeitraum waren die Ab-
bauhohlformen vielerorts noch in Flutung, sodass Wasser-
mengenbilanzen, limnologische Fragestellungen und Fol- 
genutzungsorientierungen gleichermaßen eine Rolle spiel-
ten. Hinzu kamen die Folgen von Grundwasserabsenkung 
(Rheinland – Kompensationsmaßnahmen im Schwalm-Net-
te-Gebiet) und des Grundwasserwiederanstiegs (Lausitz – 
Hoyerswerda), der Umgang mit bergbaubedingt verlegten 
und gedichteten Vorflutern und die katastrophalen Erfah-
rungen mit dem Hochwasser im August 2002 in Mittel-
deutschland, als insbesondere die Mulde im ehemaligen  
Tagebaubereich Goitzsche-Holzweißig-Rösa „Gedächtnis“ 

bewies und in Richtung ihres Altlaufs durchbrach. Hinzu 
kamen Rechtsfragen dergestalt, dass praktisch keine Erfah-
rungen zur Entstehung von Tagebauseen und schiffbarer 
Verbindungen im Sinne von „Blaupausen“ verfügbar waren. 
Die Ergebnisse wurden in einem weiteren Arbeitsmaterial 
(Berkner/Thieme 2005) zusammengefasst.

Der Zeitabschnitt zwischen 2005 und 2010 stand zum 
einen im Zeichen der Rohstoffnutzung über die Verstro-
mung hinaus. Zunehmend wurde deutlich, dass stoffliche 
Nutzungen der Braunkohle künftig wieder eine stärkere 
Rolle spielen könnten, wobei die Überführung vom Labor- 
in den industriellen Maßstab erfahrungsgemäß bis zu zwei 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen kann. Die Ausgestaltung 
der Braunkohlesanierung auf der Grundlage eines seit 1992 
bestehenden und seither jeweils für Fünfjahreszeiträume 
verlängerten Verwaltungsabkommens zwischen Bund und 
Ländern sowie Handlungsschwerpunkte zur Regionalent-
wicklung in den „Landschaften nach der Kohle“ bildeten 
weitere Schwerpunkte der planerischen Auseinanderset-
zungen. Hinzu kam das einschneidende Ereignis der 
Rutschung am 18. Juli 2009 in Nachterstedt am Concordia-
see (Sachsen-Anhalt), die alle aktiven Planer/innen dazu 
veranlasste, die Festlegungen in den jeweiligen Raumord-
nungsplänen bezüglich der geotechnischen Verhältnisse 
und der Nachnutzungen nochmals zu überprüfen. Schlüs-
selergebnisse jenes Zeitintervalls wurden in einem E-Paper 
der ARL (Berkner 2009) zusammengefasst.

Im Tagebau Bilina (Nordböhmen) 2011
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Die jüngste Arbeitsperiode stand von Anfang an im 
Zeichen von Grundannahmen, Gemeinwohlbelangen und 
Rechtsschutz, die maßgeblich im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts 2013 zum Tagebau Garzweiler zum Ausdruck 
kamen. Vor dem Hintergrund der Debatten zum Klima-
schutz zeichnete sich im Gremium bereits seit 2012/2013 
ab, dass das Ende des „Braunkohlenzeitalters“, verbunden 
mit einem tiefen Strukturwandel, nunmehr in Sicht war. 
Der Verfasser nahm Grundzüge dieser Entwicklung mit ei-
ner Denkschrift lange vor der Etablierung einer „Kommissi-
on Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ durch 
die Bundesregierung (Einsetzung in 06/2018, Abschlussbe-
richt in 01/2019) vorweg (Berkner 2015). Gleiches gilt für 
die Leitentscheidung der Landesregierung von NRW von 
2015/2016 zur Verkleinerung des Abbaubereichs im Tage-
bau Garzweiler. Für die Lausitz legte die LEAG als Bergbau-
treibender in 11/2018 ein neues Revierkonzept vor.

Alle Entwicklungen bedingen einerseits die Fragestel-
lung, ob und inwieweit die jeweiligen Raumordnungspläne 
vor dem Hintergrund des Strukturwandels einer Anpas-
sung bedürfen, um dem vorgesehenen Auslaufen der 
Braunkohleverstromung bis Ende 2038 Rechnung zu tra-
gen. Die den Rahmen fixierenden Gesetze (Strukturstär-
kungsgesetz, Auslaufgesetz, Regelungen zur Planungsbe-
schleunigung) befanden sich Ende 2019 noch im parla- 
mentarischen Verfahren. Zahlreiche Details zwischen der 
Art und Weise der Mittelbereitstellung, -bewirtschaftung 
und -verwendung, der Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen 
und Kompensationen für Unternehmen bedürfen noch 
weiterer Klärungen.

Zur Thematik „Braunkohlenplanung und Struktur-
wandel in Deutschland – Bestandsaufnahme und Perspekti-
ven“ führte der Informations- und Initiativkreis wiederum 
eine erweiterte Herbsttagung am 07./08. Oktober 2019 in 
Naunhof (Sachsen) durch, an der ca. 50 Fachleute aus al-
len berührten Ländern und Revieren teilnahmen. In einem 
Grußwort ging Prof. Dr. Susan Grotefels als Vizepräsidentin 
der Akademie auf aktuelle Brennpunkte der Raumord-
nungsplanung ein. Nach dem Einführungsbeitrag des Mo-
derators (Berkner 2019) folgten Fachbeiträge aus dem 
Rheinland, aus Mitteldeutschland und der Lausitz, die die 
Situation aus der Sicht der Unternehmen (RWE Power, MI-
BRAG mbH, ROMONTA GmbH und LEAG), der Träger der 
Braunkohlenplanung sowie der Regionalentwicklung als 
„Kümmerer“ zu Strukturwandelfragen darstellte. Abgerun-
det wurde die Fachtagung durch eine Podiumsdiskussion 
mit Dr. Alexandra Renz (Ministerium für Wirtschaft, Inno-
vation, Digitalisierung und Energie NRW), Prof. Dr. Joa-
chim Ragnitz (ifo Institut Dresden) und Götz Ulrich (Land-
rat Burgenlandkreis). Zur Thematik der Fachtagung ist für 
2020 eine zusammenfassende Publikation vorgesehen.

Die Entwicklung und die Ergebnisse der Facharbeit 
zeigen, dass einem Fachgremium wie dem Informations- 
und Initiativkreis Braunkohlenregionen auch nach einem 
Vierteljahrhundert weder handelnde Akteure noch The-
men ausgehen. Rückschauend kann eingeschätzt werden, 
dass der Austausch für alle Beteiligten 2019 mit Gewinn 
und genauso lebendig wie 1994 ist. Dazu tragen stetige per-

sonelle und inhaltliche Erneuerungen maßgeblich bei. An-
gesichts der „Herausforderung Strukturwandel“ sollte sich 
daran auf absehbare Zeit nichts ändern.
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Am Vorabend des Jubiläumsjahres „Groß-Berlin 2020“ und 
parallel zu „100 Jahre Ruhrgebiet“ tauschten sich die rund 
40 Teilnehmer/innen der Herbsttagung 2019 der Landesar-
beitsgemeinschaft Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vor-
pommern in Berlin über die Entwicklungschancen und He-
rausforderungen der Stadtregion aus. 

100 Jahre nach der Gründung von „Groß-Berlin“ 
steht die räumliche Entwicklung der Hauptstadtregion vor 
neuen Herausforderungen. An den Grenzen der großen 
Stadt gilt es, die funktionalen und administrativen Verflech-
tungen zu analysieren, Probleme und Potenziale zu erken-
nen sowie Ansätze für die zukünftige Gestaltung der Stadt-
region zu entwickeln. Dabei geht es um die Frage nach der 
institutionellen Verfasstheit von Berlin-Brandenburg sowie 
um die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit der beiden 
Bundesländer. 

In seiner Einführung beleuchtete Dr.-Ing. Christian 
Strauß (Leiter der Lenkungsgruppe der LAG Nordost) be-
stehende formelle und informelle Kooperationsansätze an 
der Grenze von Berlin-Brandenburg. Dabei ging es unter 
anderem um das gemeinsame Wirtschaften; so zeige die 
Standortentscheidung Teslas für Grünheide beispielhaft 
neue Perspektiven auf. Ebenso setze der neue Koalitions-
vertrag in Brandenburg politische Impulse: Anerkennung 
und Weiterentwicklung des Landesentwicklungsplanes, die 
„Strategische Landesentwicklung“ sowie neue Dynamiken 
jenseits der bisherigen Wachstumsregionen. Zivilgesell-
schaftliche Impulse gingen unter anderem von der Idee ei-
nes „Regionalrats“ aus. 

Dr. Matthias Furkert (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung) nahm in seinem Vortrag die Erfolgs-
faktoren und Restriktionen stadtregionaler Kooperationen 
in den Blick. Im Vergleich zu den anderen Metropolregio-
nen sehe er die größten Herausforderungen für die Haupt-
stadtregion Berlin-Brandenburg im Bevölkerungswachs-
tum und damit zusammenhängend in der Verfügbarkeit 
(preiswerten) Wohnraums. Aber auch in den zeitgleichen 
Bevölkerungsverlusten in periphereren Lagen, in der He-
terogenität der Region, den niedrigen Einkommen sowie 

den geringen Beschäftigungszahlen in forschungsintensi-
ven Industrien lägen Herausforderungen. Bund und Länder 
könnten die materiellen Rahmenbedingungen für Koopera-
tionen in der Stadtregion verbessern: dazu gehöre es, be-
stehende Fördersysteme anzupassen, ressortübergreifend 
abgestimmte Entwicklungskonzepte als Fördervorausset-
zung zu definieren, Hilfen bei der Konzepterarbeitung und 
für Moderation anzubieten sowie Regelungen zur Finanzie-
rung und zum Kostenausgleich für stadtregionale Leis-
tungserbringung zu entwickeln. 

Unter dem Titel „Die Grenzen Berlins: ‚Groß-Berlin‘ 
und die Herausforderungen der Zukunft“ ging Prof. Dr. 
Harald Bodenschatz (Center for Metropolitan Studies, 
Technische Universität Berlin) auf die Geschichte Groß- 
Berlins ein und leitete daraus Erkenntnisse für die Zukunft 
ab. Kooperation über (neue) Grenzen hinweg sei bereits 
mit der Stadterweiterung im Jahr 1920 eine herausfor-
dernde Aufgabe gewesen. Nicht nur zwischen den Bezir-
ken, auch über die neuen Stadtgrenzen hinaus sei Koopera-
tion von vielfältigen Interessen und Vorstellungen über 
mögliche Themen und Formen der Zusammenarbeit ge-
prägt gewesen. Heute sehe er die wichtigste Aufgabe der 
Landesplanung in der Wiederbelebung des Siedlungs-
sterns. Potenziale an den Radialen könnten geweckt wer-
den. Dafür brauche es aber politische Unterstützung und 
ein Verfahren, an dem alle Akteure mitwirken könnten 
(z. B. eine Internationale Bauaustellung „Stern“). 

Ebenfalls einen Blick zurück warf Dr. Timothy Moss 
(Integrative Research Institute on Transformations of Hu-
man-Environment Systems, Humboldt-Universität zu Ber-
lin) in seinem Vortrag über Stadttechnik als verbindendes 
und trennendes Element seit den 1920er Jahren. Mit der 
Vereinigung Groß-Berlins wurde das Ziel verfolgt, auch die 
kommunalen Strom-, Gas- und Wasserversorger jeweils zu 
vereinigen, private Versorger zu kommunalisieren und Leis-
tungen, Tarife und Technologien zu harmonisieren. Die da-
mit verbundene Binnenorientierung wurde durch die geo-
politische Trennung nach 1945 noch bestärkt und bestehe 
bis heute. Die vorgestellten Ergebnisse sind Teil eines Buch-

An den Grenzen der groSSen 
Stadt: 100 Jahre „GroSS-Berlin“ 
und die Stadtregion der  
Zukunft 
Herbsttagung 2019 und Mitgliederversammlung der LAG Berlin/ 
Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern
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projektes über die politische Geschichte Berliner Infra-
strukturen zwischen 1920 und 2020. Den Link zur sehens-
werten Filmreihe „Das unsichtbare Berlin“ finden Inter- 
essierte hier: https://lisa.gerda-henkel-stiftung.de/das_un 
sichtbare_berlin?nav_id=8405.

Den Block der Analyse schloss Henning Boeth (IRS – 
Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung). Er 
fragte, ob Zuzug aus Berlin als Entwicklungsimpuls für die 
sogenannten „Städte der zweiten Reihe“ gewertet werden 
könne. Hierzu zählten Ober- und Mittelzentren im weiteren 
Metropolenraum, die in weniger als 60 Minuten mit dem 
Schienennahverkehr von Berlin zu erreichen seien und die 
seit 1990 eine negative Bevölkerungsentwicklung verzeich-
neten, die sich jedoch zuletzt stabilisierte. Diese Städte bö-
ten Wohnraum im Grünen und Potenziale zur Eigentums-
bildung, zudem ermögliche der Zuzug aus Berlin die 
Reduzierung von Leerstand und Sanierungen im Bestand. 
Diesen Vorteilen gegenüber stünden die Herausforderun-
gen einer reaktionären und teilweise ungesteuerten Ent-
wicklung des Wohnungsmarktes sowie Anforderungen an 
die Weiterentwicklung von sozialen Infrastrukturen und Ar-
beitsmöglichkeiten. „Städte der zweiten Reihe“ könnten 
durchaus vom Wachstum Berlins profitieren, dies erforde-
re jedoch ein ressortübergreifendes Handeln der kommu-
nalen Akteure, die Anpassung der Infrastrukturen sowie 
idealerweise eine aktive Rolle der kommunalen Wohnungs-
gesellschaften.

Am zweiten Tag berichtete zunächst Prof. Dr. Rolf G. 
Heinze (Fakultät für Sozialwissenschaft, Ruhr-Universität 
Bochum) aus dem Ruhrgebiet. Dort gewännen andere 
Branchen in den vergangenen Jahren stark an Bedeutung: 
öffentlicher Sektor, Wissenssektor und Gesundheitswirt-
schaft/soziale Dienste. Allerdings verblasse durch den 
Strukturwandel „das“ Ruhrgebiet als politisch-administrati-
ve Abgrenzung und wirtschaftliche Einheit. Dennoch seien 
neue Kooperationen gewachsen (z. B. durch die Internatio-

nale Bauausstellung (IBA), Kulturhauptstadt Ruhr 2010 
oder die Universitätsallianz Ruhr). Um diese Entwicklungen 
mit Leben zu füllen und dauerhaft zu erhalten, brauche es 
eine aktive Prozesssteuerung, im Sinne einer Regional Go-
vernance.

Dr. Achim Prossek (Institut für Geographische 
Wissenschaften, Freie Universität Berlin) fasste als Key 
Listener die bisherigen Tagungsergebnisse zusammen. Die 
ersten Vorträge hätten die funktionalen Verflechtungen 
(insbesondere bei den Infrastrukturen), die Siedlungsent-
wicklung und neue Governance-Ansätze (z. B. das Kommu-
nale Nachbarschaftsforum) herausgestellt, aber auch den 
steten Bedarf, Kooperation zu erlernen und weiterzuentwi-
ckeln.

Im ersten Praxisbeitrag berichtete Jan Drews (Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg) 
über die Zukunft der Hauptstadtregion. Aufgabe der Lan-
desplanung sei es, die ganze Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg zusammenzudenken, zu regeln, was im Maßstab 
1:300.000 geregelt werden muss, den Rahmen für die künf-
tige „Entwicklung“ zu bereiten sowie dessen Umsetzung zu 
unterstützen und ordnend einzugreifen, wenn es das Wohl 
des Ganzen erfordere. Er hob vor allem die Vernetzung auf 
europäischer Ebene, zu den direkten Nachbarn (z. B. Stet-
tin) und innerhalb der Hauptstadtregion hervor. Wichtig 
seien auch die Anker innerhalb der Hauptstadtregion. Da-
für sollten Mittelzentren gestärkt werden, die eine zu-
kunftsfeste Daseinsvorsorge garantieren, und auch der 
Sprung in die zweite Reihe sei ein Gedankenmodell, um Me-
tropolenwachstum für die gesamte Hauptstadtregion zu 
nutzen. Die Vielfalt der Mitwirkenden und ihrer Interes-
senslagen sei dabei eine Herausforderung für die Landes-
planung. 

Markus Kather (Regionale Planungsstelle Uckermark- 
Barnim) gab Einblicke in das neue Leitbild für die Planungs-
region Uckermark-Barnim. Es setze Schwerpunkte für die 
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unterschiedlichen Teilräume und befördere den Dialog zwi-
schen Stadt und Land. Hervorzuheben sei vor allem die Bin-
nendifferenzierung des Metropolenraums. Die Region be-
kenne sich dazu, überregionales Wachstum aufzunehmen. 
Dafür seien die an Berlin angrenzenden Gemeinden infra-
strukturell anzupassen, aber auch in den Städten der zwei-
ten Reihe verspreche man sich positive Effekte. 

Zum Abschluss der Tagung berichtete Karsten Knob-
be (Gemeinde Hoppegarten) von der Weiterentwicklung 
des 1996 gegründeten Kommunalen Nachbarschaftsfo-
rums (KNF) Berlin-Brandenburg. Das KNF bilde den Rah-
men für einen partnerschaftlichen Dialog unter den Mitwir-
kenden zu Fragen der Stadt-Umland-Entwicklung. In den 
ersten 10 Jahren habe das KNF Handlungsräume definiert 
sowie Qualitäten und Strukturen aufgezeigt, unter ande-
rem zu Verkehr, Wohnraum und Kultur. Karsten Knobbe zu-
folge hat die Zusammenarbeit im KNF den gemeinsamen 
Wirtschaftsraum gestärkt; wichtig war die permanente Be-
gleitung des Prozesses durch eine Geschäftsstelle. Derzeit 
werde das KNF weiterentwickelt, um mit seinen Gover- 
nance-Formen auch zukünftig adäquat die Zusammenar-
beit zwischen Berlin und den Gemeinden in Brandenburg 
stärken zu können.

Schlussfolgerungen
In den Diskussionen der Beiträge erwiesen sich zwei Aspek-
te als zentral: die räumlich-funktionale (Weiter-)Entwick-
lung der Stadtregion Berlin-Brandenburg und die Koopera-
tionsformen, die diese unterstützen. Ersteres wurde vor 
allem vor dem Hintergrund des Siedlungssterns und dessen 
Entwicklungspotenzialen sowie der Städte der zweiten Rei-
he diskutiert. Letzteres wurde anhand vielfältiger Beispiele 
während der Tagung illustriert: vom Kommunalen Nach-
barschaftsforum über informelle Netzwerke in der Regio-
nal- und Landesplanung bis hin zu zivilgesellschaftlichen 
Initiativen. Diese Kooperationsformen weisen ein großes 
Potenzial auf, um den Austausch zu stärken und Impulsge-
ber für die nachhaltige Entwicklung der Hauptstadtregion 
zu sein. Dies bleibt auch im Jubiläumsjahr „Groß-Berlin 
2020“ und darüber hinaus eine fortlaufende und arbeitsin-
tensive Aufgabe. Die Landesarbeitsgemeinschaft ist Teil 
der gleichnamigen Initiative und bringt sich daher auch wei-
ter in die Debatten ein. 

Mehr Informationen zu „100 Jahre (Groß-)Berlin“ 
gibt es unter https://100-jahre-gross-berlin.de/.

Wiederwahl der Lenkungsgruppe  
und Geschäftsführung 
In der anschließenden Mitgliederversammlung wurden er-
neut Dr.-Ing. Christian Strauß, Dr.-Ing. Jens Hoffmann und 
Dr. Antje Matern als Mitglieder der Lenkungsgruppe sowie 
Julia Diringer als Geschäftsführerin der Landesarbeitsge-
meinschaft für den Zeitraum 2020 bis 2021 gewählt.

D r .- In  g .  Chr  i s ti a n Str  au SS
christian_strauss@gmx.de

J u li a D i r i n g er
juliadiringer@posteo.de
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Das Jahr 2019 war geprägt durch das Erstarken gesell-
schaftlicher Bewegungen vor allem von jüngeren Men-
schen. Angefangen mit Schülerinnen und Schülern bei „Fri-
days for Future“ fordern viele Menschen einen radikalen 
gesellschaftlichen und ökologischen Wandel – und zwar 
umgehend. Die Stadt- und Raumplanung reagiert bisher zö-
gerlich. Planer/innen finden in ihrem täglichen Handeln nur 
schwer einen Zugang und fragen sich: Was fordert Fridays 
for Future konkret? Wie können die Forderungen in unse-
ren Städten und Regionen umgesetzt werden? Wie kann 
Stadt- und Raumplanung unterstützen – und sollte sie? Die-
se Fragen hat das Junge Forum NRW mit Aktiven von Fri-
days for Future am 4. Dezember 2019 im LutherLAB in Bo-
chum-Langendreer aufgegriffen. Die Veranstaltung wurde 
von Christian Lamker (Groningen), Kerstin Meyer (Gel-
senkirchen) und Viola Schulze Dieckhoff (Dortmund) vor-
bereitet. Als Gast war Charlotte vom Kolke (Fridays for 
Future Dortmund) eingeladen.

Schnell wurde deutlich, was für viele Planer/innen die 
unbequeme Forderung ist: Die Bewegung Fridays for Fu-
ture richtet sich als Weckruf gerade an etablierte Institutio-
nen und fordert alle zum unmittelbaren Handeln auf. Die 
Aktiven fordern zum Handeln im großen Zusammenhang 
auf. Sie überzeugen selbst durch pragmatisches Kooperie-
ren in ihrer Organisation, durch flexible Organisations-
strukturen und durch ein gemeinschaftliches und einheitli-
ches Auftreten. Die Grundlage für alle Forderungen sind 
wissenschaftliche Erkenntnisse und politisch bereits ge-
setzte und beschlossene Ziele. Das Pariser Klimaabkom-
men ist auf nationaler Ebene verankert und nahezu alle 
Ebenen besitzen eigene starke Zielsetzungen, an welche 
von den Aktivisten erinnert wird. Sie fordern die Übernah-
me von Verantwortung durch alle Akteure – aus Politik, 
Verwaltung und Stadtplanung – ein. Sie sollen das Gefühl 
von Ohnmacht überwinden und handeln. Die Bewegung ist 
explizit nicht parteispezifisch organisiert und fordert dazu 
auf, von einzelnen Projekten zu einer Systemveränderung 
zu gelangen.

Die 13 anwesenden Personen haben dabei intensiv 
überlegt, was das konkret bedeutet und welche Verände-

rungen möglich sind. Als erstes muss es darum gehen, die-
sen Stimmen immer wieder eine Bühne zu geben. Die Akti-
visten der Bewegung fühlen sich nicht richtig ernst 
genommen, wenn es um konkrete Veränderungen geht 
und Handlung auf Lobbyismus trifft. Das Ausrufen eines Kli-
manotstands in vielen Kommunen wird positiv bewertet, 
muss sich dann aber auch bei jeder einzelnen Entscheidung 
auswirken. Es muss weit über die Einrichtung eines Klima-, 
Nachhaltigkeits- oder Mobilitätsbeauftragten hinausgehen. 
Aus Sicht der Anwesenden ist dieser oft die „arme Socke“, 
auf die Verantwortung abgeschoben wird und die den An-
forderungen allein nicht gerecht werden kann. Den Stellen-
wert in der Abwägung sollten Planer/innen in der Stadtpla-
nung immer wieder hochhalten.

In der Diskussion zeigt sich, dass Grenzen bereits ver-
wischen. Was vor wenigen Jahren noch utopisches Denken 
war, wird in vielen Städten zumindest diskutiert: Das reicht 
von weniger Platz für fahrende und parkende Autos zu-

Zwischen wilden Grenzen 
und roten Linien – Aktivismus 
trifft auf Stadt- und 		
Raumplanung
Jahrestreffen des Jungen Forums NRW der ARL 

Charlotte vom Kolke von Fridays for Future Dortmund
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gunsten des Ausbaus von Radwegen und Radschnellwegen 
über die Mobilitätswende, einen kostenlosen Nahverkehr 
und mehr Bewusstsein für Kreislaufdenken („Rethink, Re-
fuse, Reduce, Reuse, Recycle“) bis zu größeren Initiativen 
für starke Nachhaltigkeit und Klimaschutz von Städten und 
Universitäten – beispielsweise die „Campus for Future“-Kli-
mawoche an der TU Dortmund im November 2019. „Raum“ 
wird wieder politischer und kontroverser ausgehandelt. 
Die Politisierung wirkt von der lokalen bis zur europäischen 
und globalen Ebene in alle öffentlichen Institutionen. Das 
heißt, der Weckruf funktioniert, geht aber oft noch nicht in 
konkrete oder gar mutige Handlungen über. Das empfin-
den die Aktivisten als eine Art Gegenwind, der auf sie wie 
eine Strategie der Zermürbung wirkt.

Stadt- und Raumplanung bilden die wichtige Schnitt-
stelle zwischen dem Erstarken politischer und zivilgesell-
schaftlicher Bewegungen und deren Übersetzung in ge-
rechte räumliche Veränderungen. Fridays for Future stellt 
das Handeln in den Mittelpunkt und fordert dazu auf, auch 
harte Regeln und Gesetze als Absicherung zu nutzen. Die 
Bewegung sieht sich selbst nicht in der Lage, die Verant-
wortung für räumliche und planerische Lösungen zu über-
nehmen und diese beschlussfertig vorzulegen. An dieser 
Stelle setzen Planungswissenschaft und Planungspraxis mit 
der Möglichkeit an, auch radikalere Szenarien vorlegen und 
politisch diskutieren zu können.

Zum Ende der Veranstaltung wurde für das Junge Fo-
rum NRW ein neues Sprecherinnenteam gewählt. Christian 
Lamker scheidet als Sprecher aus und übergibt an das neue 
Team, bestehend aus Kerstin Meyer, Viola Schulze Dieckhoff 
und Dajana Schlieter. Die Veranstaltung im Dezember 2019 
hat aufgezeigt, dass etablierte Stadt- und Raumplanung 
nicht als Gegensatz neben Bewegungen wie Fridays for Fu-
ture steht. Vielmehr zwingen radikale Forderungen genau 
zu dieser kritischen Auseinandersetzung mit dem, was Pla-
ner/innen tun können, wenn bisherige rote Linien neu ge-
setzt werden und die Grenzen des Denkbaren erweitert 
werden.

D r .  Chr  i s ti a n L a mker  
Universität Groningen
c.w.lamker@rug.nl

K er  s ti n M e y er  
Institut für Arbeit und Technik Gelsenkirchen
kmeyer@iat.eu

V i o l a Sch u lze   D i eckh  o ff 
TU Dortmund
viola.schulzedieckhoff@tu-dortmund.de

Diskussionsrunde
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Das Mentoring-Programm für junge Planer/innen und Wis-
senschaftler/innen der Raum- und Umweltplanung ging im 
April 2019 in die vierzehnte Ausschreibungsrunde. Auf-
grund der großen und positiven Resonanz in den vergange-
nen Jahren hatte der FRU-Vorstand beschlossen, das Pro-
gramm, das von ARL und FRU in Zusammenarbeit mit der 
HafenCity Hamburg entwickelt wurde, weiter fortzuführen 
und in diesem Jahr erneut für junge Frauen und Männer zu 
öffnen. Die Laufzeit des Programms beträgt inzwischen 
zwei Jahre. Damit können sich die „Tandems“ aus Mentee 
und Mentorin/Mentor intensiv zu fachlichen, biographi-
schen und karrierespezifischen Fragen austauschen. Das 
Auftakttreffen für den vierzehnten Jahrgang fand am 4. No-

vember 2019 in der ARL-Geschäftsstelle in Hannover statt. 
Die Mentees trafen sich dort erstmals mit ihren Mentorin-
nen und Mentoren und stellten zugleich ihre Ideen für 
Projektarbeiten vor, die sie in dem zweijährigen Zeitraum 
des Mentorings bearbeiten wollen. Diese ergeben sich z. T. 
aus den Promotionsvorhaben, z. T. aus den praktischen Tä-
tigkeiten der Mentees. 

Zu den neuen Mentees zählt Jessica Baier, Dokto-
randin an der Leibniz Universität Hannover, die sich in ihrer 
Dissertation mit der Raumwirksamkeit privater Hochschu-
len und ihrer Studierenden in ländlichen Räumen Nieder-
sachsens beschäftigt und im Rahmen des Mentorings vor 
allem Möglichkeiten zur Vermittlung ihrer empirischen Er-

Auftakt: ARl /FRU-Mentoring- 
Programm geht in die  
vierzehnte Runde

Der Jahrgang 2019 beim Auftakttreffen am 4. November 2019 in der ARL-Geschäftsstelle in Hannover – v.l.n.r.: Erik Wilde, Jessica Baier, Henning 
Boeth, Lisa Barthels, Ulrike Weiland, Nina Wahrhusen, Andreas Klee, Nadine Kießling, Vera Müller, Jan Dierk Stolle, Peter Dehne 
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gebnisse ausloten und weiterentwickeln möchte. Fachlich 
und persönlich unterstützt wird sie dabei von ihrer Mento-
rin Prof. Dr. Susanne Frank, die das Fachgebiet Stadt- und 
Regionalsoziologie an der Fakultät Raumplanung der TU 
Dortmund leitet.

Auch Lisa Barthels, Projektmitarbeiterin beim Lan-
desverband der Kultur- und Kreativwirtschaft Sachsen ist 
Mentee und plant die Publikation einer Untersuchung zu 
Potenzialen und Herausforderungen von Bottom-up-Pro-
jekten für die Regionalentwicklung in ländlichen ostdeut-
schen Regionen. Sie wird dabei von Anita Steinhart, wis-
senschaftliche Projektleiterin am Institut für Strukturpolitik 
und Wirtschaftsförderung (isw) in Halle als Mentorin ak-
tiv unterstützt und gefördert.

Ebenfalls neuer Mentee ist Henning Boeth, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Leibniz-Institut für Raumbezo-
gene Sozialforschung (IRS) in Erkner. Als Doktorand ist er 
dort im DFG-geförderten Projekt „Zuwanderungsstrategi-
en – Planungspolitiken der Regenerierung von Städten“ be-
schäftigt. Das Mentoring möchte er nutzen, um Steue-
rungsmodi und -instrumente zur Umsetzung der Wachs- 
tumsziele von Brandenburg/Havel und Bamberg verglei-
chend zu untersuchen. Er wird dabei aktiv und fachkundig 
von seinem Mentor Dr. Ralph Baumheier, Leiter der Ab-
teilung „Koordinierung und Planung“ in der Bremer Senats-
kanzlei begleitet.

Nadine Kießling, Doktorandin der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften im Bereich Regionalökonomie und 
-entwicklung an der Eidgenössischen Forschungsanstalt 
für Wald, Schnee und Landschaft (WSL) in Birmensdorf 
(Schweiz) ist ebenfalls Mentee des neuen Jahrgangs und 
widmet sich praxisorientiert der Analyse von Steuerungs-
möglichkeiten und -wirkungen der überörtlichen Raumpla-
nung in Deutschland und der Schweiz. Ihre Mentorin ist Dr. 
Barbara Malburg-Graf, Gründerin des in der Kommunal- 
und Regionalentwicklung tätigen Büros Plan_N - Prozess-
begleitung in Planung und nachhaltiger Raumentwicklung 
und wissenschaftliche Referentin in der Geschäftsstelle des 
Deutsches Komitees für Nachhaltigkeitsforschung in Fu-
ture Earth. 

Jan Dierk Stolle, Mitarbeiter bei der Senatorin für 
Klimaschutz und Umwelt in Bremen und aktueller Mentee, 
stellte seine Ideen zur Entwicklung eines Planspiels vor, das 
zur Weiterentwicklung von Planungstechniken in der Bre-
mer Verwaltung genutzt werden soll. Er wird dabei fachlich 
und persönlich von seinem Mentor Prof. em. Dr. Dietrich 
Henckel beraten, dem ehemaligen Fachgebietsleiter Stadt- 
und Regionalökonomie am Institut für Stadt- und Regional-
planung der TU Berlin.

Nina Wahrhusen, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
und Doktorandin am Lehrstuhl für Regionalentwicklung 
und Raumordnung der Technischen Universität Kaiserslau-
tern und Mentee, machte beim Auftakttreffen zwei Vor-
schläge, die sie mit ihrer Mentorin Dipl-Geogr. Vera Mül-
ler, Dezernat 32 – Regionalentwicklung, Braunkohle der 
Bezirksregierung Köln, in den kommenden zwei Jahren ver-
tiefend diskutieren wird: ein aus ihrer Promotion zu kom-
pakten, umweltverträglichen Siedlungsstrukturen im regio-

nalen Kontext abgeleitetes Thema und die Entwicklung 
einer Strategie für den Übergang von der Forschung in die 
Regionalplanungspraxis.

Erik Wilde, Leiter der Abteilung Stadtentwicklung/
untere Denkmalschutzbehörde in Greifswald und Mentee 
des Jahrgangs 2019, möchte das Mentoring nutzen, um ein 
Fachformat für den Wissenstransfer zwischen Planungs-
wissenschaft und Planungspraxis in Greifswald zu entwi-
ckeln. Er profitiert dabei vom engen fachlichen und persön-
lichen Austausch mit seinem Mentor Prof. Dr. Peter 
Dehne, Professor für Planungsrecht/Baurecht an der 
Hochschule Neubrandenburg.

Vera Buttmann, Mitarbeiterin der Berliner Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen IV D, Team 
Blankenburger Süden, zählt ebenfalls zu den neuen Men-
tees, war terminlich aber verhindert und konnte nicht am 
Auftakttreffen teilnehmen. Als Mentorin wird ihr Prof. Dr. 
Susan Grotefels, Geschäftsführerin des Zentralinstituts 
für Raumplanung und Honorarprofessorin an der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms- 
Universität zu Münster sowie amtierende Vizepräsidentin 
der ARL, in den kommenden zwei Jahren fachlich und per-
sönlich zur Seite stehen.

Das Ziel des Mentoring-Programms ist es, die Nach-
wuchsförderung zu verbessern und gezielt junge Expertin-
nen und Experten beim Start ins Berufsleben und bei der 
fachlichen oder wissenschaftlichen Weiterqualifizierung zu 
unterstützen. Die Mentees werden dabei für zwei Jahre in-
dividuell von einer erfahrenen Mentorin bzw. einem erfah-
renen Mentor betreut. Hinzu kommen gemeinsame Veran-
staltungen und Qualifizierungsseminare. Über das Pro- 
gramm und die Ergebnisse der jeweiligen Jahrgänge wird in 
den Nachrichten der ARL regelmäßig berichtet.

Pro f.  D r .  Andre     a s K lee  
Leiter der Zentralabteilung der ARL und  
Stellvertreter des Generalsekretärs
Tel. +49 511 34842-39
klee@arl-net.de 
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Das Abschlusstreffen des 2017 gestarteten Jahrgangs fand 
am 5. Dezember 2019 in der Geschäftsstelle in Hannover 
statt. 

Abschlusstreffen des arl/FRU- 
Mentoring-Jahrgangs 2017

Die Tandems des Jahrgangs 2017
Mentees 2017 Mentorinnen und Mentoren 2017

M. Sc. Daniela Boß, Abteilung Stadt- und Regionalentwick-
lung am Geographischen Institut der Universität Bayreuth

Prof. Dr.-Ing. Sabine Baumgart, ehem. Technische 
Universität Dortmund; aktuell Präsidentin der ARL

M. Sc. Lena Greinke, Institut für Umweltplanung, Leibniz 
Universität Hannover

Dr. Nicola Hilti, Fachhochschule St. Gallen

Dipl.-Ing. Hendrik Jansen, Wohnungsbaugesellschaft  
Berlin Mitte (WBM) / Team Projektentwicklung

Prof. Dr. Claus-C. Wiegandt, Rheinische Friedrich- 
Wilhelms-Universität Bonn

Dr. Angelika Krehl, Leibniz-Institut für ökologische Raum- 
entwicklung, Dresden

Dr. Silvia Stiller, Partnerin bei Economic Trends  
Research (ETR), Hamburg

Dipl.-Geographin Julia Rösch, UNESCO-Biosphärenreservat 
Rhön, Bayerische Verwaltungsstelle

Dr. Daniela Gottschlich, Europa-Universität Flensburg

M. Sc. Sarah Wieschmann, Technische Universität Kaisers- 
lautern, Lehrstuhl Regionalentwicklung und Raumordnung

Dr. Gabriela Bloem, Leiterin des Amts für Stadt- 
entwicklung und Statistik, Heidelberg

M. Sc. Arjen de Wit, Geschäftsstelle des Naturpark- 
verbandes Bayern, Koordinator der Naturparke Bayerns

Dipl.-Ing. Jan Drews, Abteilungsleiter bei der Gemein-
samen Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg

V.l.n.r.: Angelika Krehl, Ulrike Weiland, Sarah Wieschmann, Gabriela Bloem, Daniela Boß, Lena Greinke, Arjen de Wit, Andreas Klee, Sabine Baumgart, 
Jan Drews, Silvia Stiller

Stellvertretend für die Gruppe geben Arjen de Wit 
(Naturparkverband Bayern e. V.) und Jan Drews (Gemein-
same Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg) ab-
schließend einen persönlichen Rückblick auf ihre Erfahrun-
gen im Mentoring-Programm von FRU und ARL.
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Rückblick auf das Mentoring-Programm 
2017–2019
Arjen de Wit (Mentee): „Kurz nach dem Start des Mento-
ring-Programms im Herbst 2017 trat ich eine neue Stelle als 
Koordinator für die Naturparke in Bayern an; eine Stelle, 
deren genauen Aufgaben noch definiert werden mussten 
und in der von mir viel Selbstständigkeit erwartet wurde.

Gerade in dieser Situation war das Mentoring-Pro-
gramm für mich sehr wertvoll. Jan Drews, mein Mentor, 
hat mich in dieser Zeit wie ein Coach begleitet und konnte 
mich aus seinen eigenen Erfahrungen heraus beraten. Auf-
grund der großen Entfernung erfolgte der Kontakt mit ihm 
vor allem telefonisch und per E-Mail, was gut funktioniert 
hat.

Im Rahmen unseres gemeinsamen Projektes haben 
wir Anfang 2018 gemeinsam einen Workshop geplant und 
moderiert, um die Erwartungen der 19 bayerischen Natur-
parke sowie des zuständigen Staatsministeriums an die 
neue Stelle auszuloten. Mit den Ergebnissen des Work-
shops haben wir in einem kurzen Papier Ziele und Aufgaben 
für die Koordinierungsstelle ausgearbeitet und die damit 
verbundenen Chancen und Risiken diskutiert.

Dabei konnte ich von den Erfahrungen von Herrn 
Drews, beispielsweise zum Strukturieren komplexer Inhal-
te, zum effizienten Arbeiten und zum Umgang mit schwieri-
gen Fragestellungen, profitieren.

Neben dem Kontakt zum Mentor war auch der Aus-
tausch mit den anderen Mentees beim Halbzeit- und Ab-
schlusstreffen sowie bei einem gemeinsamen Seminar zum 
Umgang mit Konflikten sehr spannend. Zu Beginn des Pro-
gramms brachten alle ihre Erfahrungen mit und ein und für 
mehrere von uns standen berufliche oder private Verände-
rungen an. So hatten wir trotz unterschiedlicher Hinter-
gründe und Situationen doch viele Gemeinsamkeiten.

Natürlich ist es nicht immer leicht, sich neben Beruf 
und Privatleben auch noch die Zeit für das Mentoring-Pro-
gramm zu nehmen. Gleichwohl war es gut investierte Zeit, 
weil ich Dinge gelernt habe, auf die ich auch im weiteren 
Berufsleben immer wieder zurückgreifen kann.“

Jan Drews (Mentor): „Aus meiner Sicht als Mentor 
war das Projekt mit Herrn de Wit eine sehr schöne Erfah-
rung, die mir persönlich fachlichen Gewinn und Freude ge-
bracht hat. Einerseits ist es einfach schön, wenn man seine 
Erfahrungen und Ideen mit jemandem diskutieren kann, 
der dafür Verwendung hat. Und andererseits war es für 
mich auch äußerst interessant, auf diese Weise fachlich in 
die Welt der Naturparke in Bayern einzutauchen.

In diesem Mentoring-Jahrgang waren wir eines der 
Teams, die nicht überwiegend im wissenschaftlichen Kon-
text, sondern voll in der Welt der Praxis von Politik und Ver-
waltung gearbeitet haben. Ich finde es ganz ausgezeichnet, 
dass die ARL mit ihrem Mentoring-Programm auch hierfür 
Anstoß und Rahmen gegeben hat und würde jederzeit wie-
der gern für solche Aktivitäten zur Verfügung stehen.“

A r j e n d e Wit 
(Naturparkverband Bayern e. V.)

Ja n D r e ws 
(Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg)
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Ausschreibung:  
Mentoring-Programm  
von ARL und FRU 2020 

Förderkreis 
für Raum- und  
Umweltforschung e. V.

ARL und FRU schreiben in Kooperation mit der Hafen-
City Universität Hamburg ab Sommer 2020 erneut ein 
Mentoring-Programm für junge Planerinnen und Wis-
senschaftlerinnen der Raum- und Umweltplanung aus.

Mit dem Programm wird angestrebt, die Nach-
wuchsförderung weiter zu verbessern und gezielt junge 
Frauen beim Start in das Berufsleben und bei der weite-
ren beruflichen Entwicklung zu unterstützen. Dies soll 
dazu beitragen, den Anteil von Frauen in leitenden 
Funktionen der Raum- und Umweltplanung zu erhöhen. 
Das Programm unterstützt die Teilnehmerinnen bei der 
Planung und Entwicklung ihrer Berufslaufbahn sowie 
bei der Erweiterung sozialer Kompetenzen und bereitet 
damit auf künftige Anforderungen der Berufspraxis vor.

Hintergrund des Programms ist die Tatsache, 
dass Frauen nach wie vor in leitenden Positionen – so-
wohl in der Wissenschaft als auch in der Praxis – zum 
Teil deutlich unterrepräsentiert sind, obwohl der Anteil 
der Absolventinnen raum- und umweltwissenschaftli-
cher Studiengänge in den letzten Jahren gestiegen ist. 
Frauen sehen sich noch immer bei ihrer beruflichen 
Entwicklung Barrieren ausgesetzt, die auch dadurch 
entstehen, dass ihnen bestimmte Codes, die für einen 
beruflichen Aufstieg notwendig sind, nicht zugänglich 
sind oder dass die fachlichen wie persönlichkeitsbezo-
genen Potenziale von Frauen zu wenig zur Geltung ge-
langen können.

Mit dem Mentoring-Programm soll ein Beitrag 
dazu geleistet werden, qualifizierten Nachwuchskräften 
fachliche und soziale Kompetenzen zu vermitteln, um in 
einer häufig noch von Männern dominierten Berufswelt 
in leitende Positionen aufsteigen zu können. Darüber 
hinaus geht es um die Förderung der Aktivitäts- und 
Handlungskompetenz junger Frauen, um beispielsweise 
Entscheidungsfähigkeit, Innovationsfreude, Belastbar-
keit und Beharrlichkeit zu unterstützen. Schließlich 

kann das Programm auch die personale Kompetenz för-
dern, indem beispielsweise das Selbstmanagement und 
die Eigenverantwortung gestärkt werden.

Programm
Für das Jahr 2020 werden fünf Plätze mit einer Laufzeit 
von 24 Monaten ausgeschrieben. Den Teilnehmerinnen 
stehen Mentorinnen aus der Wissenschaft und der Pla-
nungspraxis als Ansprechpartnerin und Beraterin zum 
Berufseinstieg sowie zur beruflichen und persönlichen 
Weiterentwicklung zur Seite. Erfahrungsaustausch und 
Wissenstransfer zwischen Mentee und erfahrener Men-
torin sollen die Teilnehmerinnen individuell fördern.

Das Programm setzt sich aus folgenden Baustei-
nen zusammen:

>> One-to-one Mentoring einer Mentee mit jeweils einer 
erfahrenen Planerin oder Wissenschaftlerin

>> Gemeinsame Veranstaltungen zum Auftakt, zur Halb-
zeit sowie zum Abschluss des Programms (Diskussi-
on und Förderung der fachlichen und persönlichen 
Qualifikationen, Analyse und Problematisierung gen-
derspezifischer sozialer Kompetenzen, Strategien zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie)

>> Qualifikationskurse für die Mentees
>> Bearbeitung eines Projektes in Absprache mit der je-
weiligen Mentorin

Bei erfolgreicher Teilnahme erhält die Mentee 
zum Abschluss ein Zertifikat.

One-to-one Mentoring
Kernstück des Programms ist die Partnerschaft zwi-
schen Mentorin und Mentee. Grundlage für die Bildung 
eines Tandems ist die Übereinstimmung der Ziele und 
der Persönlichkeit der Mentee mit den Unterstützungs-
möglichkeiten und der Persönlichkeit, Biografie und den 
Erfahrungen der Mentorin. Der Kontakt zwischen bei-

Vereinigung von Freundinnen und Freunden 
der ARL – Akademie für Raumentwicklung  
in der Leibniz-Gemeinschaft
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den Seiten wird über die Geschäftsstelle der ARL als Pro-
gramm-Geschäftsstelle vermittelt. Diese steht den Be-
teiligten auch während des gesamten Prozesses bei 
Fragen zur Verfügung. Über Erwartungen und Ziele der 
Partnerschaft, Häufigkeit und Form des Kontaktes sowie 
die Vertraulichkeit der Gespräche stimmen sich Mento-
rin und Mentee zu Beginn ab. Die Teilnehmerinnen kön-
nen die jeweilige Partnerin ablehnen und sich bei Kon-
flikten an die Programm-Geschäftsstelle wenden.

Gemeinsame Veranstaltungen
Um das Kennenlernen der Teilnehmerinnen untereinan-
der zu fördern und über das Programm zu informieren, 
findet zu Beginn eine Auftaktveranstaltung statt. Halb-
zeit- und Abschlussveranstaltung dienen der Analyse 
und Problematisierung karrierefördernder und karrie-
rehemmender Faktoren sowie des „Lernens“ aus den 
Biografien der Mentorinnen. Zudem werden die Ergeb-
nisse der Mentee-Projekte präsentiert und Erfahrungen 
mit dem Programm ausgetauscht. Die gemeinsamen 
Treffen dienen auch dazu, in einem „geschützten Raum“ 
zu diskutieren und Antworten auf die Fragen zu finden, 
die sich den Mentees im beruflichen Alltag hinsichtlich 
der Karriereplanung und der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie stellen.

Qualifikationskurse
Von den Mentees wird erwartet, dass sie an zwei Qualifi-
kationskursen teilnehmen. Vorgesehen ist ein gemeinsa-
mes Trainingsprogramm zum Thema „Souveräner Um-
gang mit Konflikten“. Der zweite Kurs (auf eigene 
Kosten) kann aus folgenden Inhalten gewählt werden: 
Projektmanagement, Präsentation, Rhetorik, Selbstma-
nagement, Zeitmanagement, Vermittlung der „Spielre-
geln“ im Wissenschaftsbetrieb und Berufsalltag oder 
Kommunikations- und Bewerbungstraining.

Projekte
Die Mentees sollen das Programm auch dazu nutzen, ein 
gemeinsam mit der jeweiligen Mentorin zu definieren-
des Projekt zu bearbeiten. Dies kann beispielsweise die 
Erarbeitung eines Fachaufsatzes mit dem Ziel der Veröf-
fentlichung in einer referierten Fachzeitschrift sein, das 
Erproben neuer methodischer Ansätze bei der Bewälti-
gung fachlicher Aufgaben oder das Vorbereiten und Be-
gleiten eines konkreten Karriereschrittes. Mentees und 
Mentorinnen halten Ziele und Schritte ihres jeweiligen 
Projektes in einer Zielvereinbarung fest.

Vorteile für Mentees
>> Vertiefte Kenntnisse über Strukturen, „Spielregeln“ 
und Verfahrensweisen in Planungspraxis oder Wis-
senschaft

>> Hinweise zum Aufbau von Netzwerken sowie Integra-
tion in wissenschaftliche und praxisorientierte Netz-
werke der Raum- und Umweltplanung sowie der 
Raumwissenschaften

>> Förderung strategischer Kompetenzen und des „Self-
marketings“

>> Erweiterte oder konkrete Vorstellungen zur Karriere- 
planung und erhöhte Motivation

Vorteile für Mentorinnen
>> Erweiterung der Beratungsmöglichkeiten und Erfah-
rungen im Wissenstransfer

>> Anregungen und Motivation sowie erweiterte Kon-
takte

>> Reflexion des eigenen Berufsweges sowie von Zielen 
und Erwartungen

Ziele aus Sicht von ARL und FRU
>> Qualitätssteigerung in der Nachwuchsförderung
>> Förderung der Gleichstellung in den Raum- und Um-
weltwissenschaften

>> Förderung des Images der Raum- und Umweltwissen-
schaften im Wettbewerb um Talente

>> Förderung der Qualifikationen von Frauen für Füh-
rungspositionen in Wissenschaft und Praxis

>> Sicherung der Leistungsfähigkeit der ARL durch früh-
zeitige Einbindung von besonders qualifizierten 
Nachwuchskräften

Erwartungen an die Teilnehmerinnen
Das Mentoring-Programm von ARL und FRU richtet sich 
an Absolventinnen der Stadt- und Regionalplanung, 
Raumplanung, Geographie, Landschafts- und Umwelt-
planung und verwandter Studienrichtungen. Bei Interes-
se an einer Teilnahme sollten Sie bereit sein,

>> sich aktiv in die Mentoring-Partnerschaft über den 
Zeitraum von zwei Jahren einzubringen und regel- 
mäßige Treffen wahrzunehmen,

>> ein mit der jeweiligen Mentorin zu definierendes Pro-
jekt im Zeitraum des Programms zu bearbeiten,

>> zwei Qualifikationskurse zu besuchen,
>> über das Projekt in der Abschlussveranstaltung zu be-
richten.

Die Aufnahme in das Mentoring-Programm erfolgt 
über eine Auswahl aus schriftlichen Bewerbungen. Die 
Unterlagen sollten ein Anschreiben zur eigenen Motiva-
tion und zu den persönlichen Zielen der Teilnahme, den 
Lebenslauf sowie gegebenenfalls eine Kurzdarstellung 
der aktuellen beruflichen Situation umfassen.

Bewerbungsschluss: 30. Juni 2020
Beginn des Programms: September 2020

Kontakt und Information
ARL – Akademie für Raumentwicklung  
in der Leibniz-Gemeinschaft 
Dr. Andreas Stefansky 
Vahrenwalder Str. 247 
30179 Hannover 
Tel. +49 511 34842-43 
Fax 0511 34842-41 
stefansky@arl-net.de
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Spatial and Transport   
Infrastructure    Development   
in Europe:  E x ample  of the  
Orient/ E ast - Med Corridor
Bernd Scholl, Ana Perić, Mathias Niedermaier (Eds.)

The Orient/East-Med Corridor is a key north-south trans-
port corridor for Europe. Over its length of more than 
2,500 km, it connects the seaports of northern Germany 
with the Danube ports and Greek seaports. Seven capitals 
of EU member states are directly interlinked by the Corri-
dor. At present however, it has genuine shortcomings in 
several aspects. The international working group “Spatial 
and Transport Development in European Corridors: Exam-
ple Corridor 22, Hamburg–Athens” (2015–2018) trace the 
conditions for large scale, corridor oriented spatial and 
transport development in Europe and in particular along 
the Orient/East-Med Corridor. The contributions in the an-
thology also focus on the importance of transnational ini-
tiatives in Europe and on territorial effects of transport 
policies. These topics are illustrated by analyses of current 
transport initiatives and urban developments at the most 
important nodes along the Corridor, so called Hot-Spots. 
During the work process, the authors asked themselves, if 
and how a strategy for the Corridor can take effect for an 
integrated spatial and transport development between 
Hamburg and Athens. The common answer is clear: A 
strategy for the Orient/East-Med Corridor allows the orga-
nization of a more balanced flow of goods throughout Eu-
rope in the long run. In the southeast section, enormous 
land reserves in the close vicinity of railway stations can be 
activated for urban development. Strengthening the Cor-
ridor’s infrastructure thus has a huge potential to trigger 
spatial development and ultimately contribute to territorial 
and social cohesion throughout Europe.

KLEINSTADTFORSCHUNG  
IN DEUTSCHL AND
Stand, Perspektiven und Empfehlungen
Lars Porsche, Annett Steinführer, Martin Sondermann (Hrsg.)

Kleinstädte spielen in der sozial- und planungswissenschaft-
lichen Raumforschung in Deutschland nur eine unterge-
ordnete Rolle. Auch in politischen und medialen Auseinan-
dersetzungen werden sie in ihren Strukturen, Bedeutungen 
und Funktionen weder hinreichend wahrgenommen noch 
differenziert betrachtet. In diesem Arbeitsbericht werden 
nach einer Diskussion verschiedener Definitionen und Ab-
grenzungen der Kleinstadt wesentliche Stränge der bisheri-
gen Forschung aufbereitet und darauf aufbauend Wissens-
lücken sowie Forschungsbedarfe identifiziert. Dies erfolgt 
für neun Themenfelder: Urbanität und Ruralität, demogra-
phische Strukturen und Entwicklungen, Sozialstruktur und 
soziale Beziehungen, Wohnen und sozialräumliche Diffe-
renzierung, wirtschaftliche Entwicklung und Innovationen, 
Mobilität, Digitale Transformation, Stadtplanung und Go-
vernance sowie Zentralität. Daran anschließend stehen 
Fragen der Methodik sowie Defizite in den Datenbeständen 
im Mittelpunkt. Abschließend werden Empfehlungen für 
Forschung, Lehre, amtliche Statistik und Wissenschaftspo-
litik formuliert. 

Neuerscheinungen

Arbeitsberichte der ARL 28
Hannover 2019, 68 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-425-7 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-426-4 
(Print-Version)

Forschungsberichte der ARL 12
Hannover 2019, 314 S., Abb.
ISBN 978-3-88838-095-2 
(PDF-Version)
ISBN 978-3-88838-096-9 
(Print-Version)
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personen

† Joachim Masuhr

Prof. Dr. rer. nat. Joachim Masuhr, leitender Ministe-
rialrat a. D., verstarb am 26. Januar 2020. Er war der 
Raumordnung und Landesplanung und der ARL über 
viele Jahrzehnte sehr eng verbunden. Nach dem Stu-
dium und der Promotion in Göttingen hat er über 
viele Jahrzehnte in verschiedenen Behörden der Nie-
dersächsischen Landesplanung sowie als Lehrbeauf-
tragter und Honorarprofessor an der Universität 
Göttingen gewirkt. Sein über Jahrzehnte währendes 
Engagement in der ARL wurde 1974 durch die Beru-
fung zum Korrespondierenden Mitglied und 1980 
durch die Berufung zum Ordentlichen Mitglied ge-
würdigt. Er hat in zahlreichen Arbeitsgremien und 
auf verschiedenen Kongressen der Akademie sehr 
aktiv mitgewirkt. Sein besonderes Engagement galt 
der räumlichen Entwicklung und Planung in Nord-
westdeutschland, wie auch die 36 Jahre währende 
Mitgliedschaft in der LAG Bremen/Hamburg/Nieder-
sachsen/Schleswig-Holstein zeigt. 

Die Akademie ist Herrn Prof. Dr. Joachim Ma-
suhr für sein umfangreiches Engagement über viele 
Jahrzehnte zu Dank verpflichtet und wird ihm ein 
ehrendes Andenken bewahren.

† Hans Joachim Kujath

Prof. Dr. phil. Hans Joachim Kujath verstarb am 4. 
März 2020. Seit 1998 war er Korrespondierendes Mit-
glied der ARL. Er engagierte sich sehr aktiv als Ge-
schäftsführer des Arbeitskreises „Siedlungsstruktur 
und Bevölkerungsentwicklung“ sowie als Mitglied der 
Arbeitskreise „Räumliche Relevanz des Angebots neu-
er Güter und Dienste“ und „Hochschule und nachhal-
tige Regionalentwicklung“ in der ARL. Zugleich war er 
langjähriges Mitglied der Landesarbeitsgemeinschaft 
Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern. Von 
1994 bis 2009 leitete er am IRS die Forschungsabtei-
lung „Regionalisierung und Wirtschaftsräume“, die 
2010 in „Dynamiken von Wirtschaftsräumen“ umbe-
nannt wurde. Im selben Zeitraum übte er auch das 
Amt des stellvertretenden Institutsdirektors am Leib-
niz-Institut für Regionalentwicklung und Strukturpla-
nung (heute Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozi-
alforschung) aus. Von 2004 an war er zudem Hono- 
rarprofessor am Institut für Stadt- und Regionalöko-
nomie der Technischen Universität Berlin. 

Die ARL ist ihm für sein sehr umfangreiches En-
gagement und Wirken zu großem Dank verpflichtet 
und wird ihm ein ehrendes Andenken bewahren.
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Die zunehmende Urbanisierung, die Endlichkeit natürlicher 
Ressourcen und die Auswirkungen des Klimawandels stel-
len die Nachhaltigkeit europäischer Städte infrage. In die-
sem Zusammenhang werden auch Alternativen zur gegen-
wärtigen, zumeist industriell geprägten Nahrungsmittel- 
produktion gesucht. Das können etwa lokale Produktions-
ketten sein, die, angepasst an regionale Rahmenbedingun-
gen, vorhandene Ressourcen und Konsumentenbedürfnis-
se nachhaltig integrieren. 

Das Projekt „FoodE – Food Systems in European Ci-
ties“ setzt hier an und hat zum Ziel, die lokale und regionale 
Nahrungsmittelproduktion zu stärken. Es wird von der Eu-
ropäischen Kommission durch das Programm „Horizon 
2020“ gefördert. Traditionell waren die lokalen Lebensmit-
telsysteme in ganz Europa durch die generationenübergrei-
fende Weitergabe von praktischem Wissen als Schlüssel-
strategie zur Anpassung an lokale Bedingungen, Ressourcen 
und Nutzerbedürfnisse gekennzeichnet. Das letzte halbe 
Jahrhundert der Industrialisierung des Ernährungssystems 
hat jedoch die Verbindungen zwischen lokalen Ressourcen, 
Produzierenden sowie Verbraucherinnen und Verbrau-
chern stark verändert. Angesichts aktueller ökologischer, 
sozialer und wirtschaftlicher Herausforderungen müssen 
auch die Nahrungsmittelsysteme europaweit neu ausge-
richtet werden. Anstatt eine Umkehrung zu traditionellen 
kleinen Volkswirtschaften zu fördern, die sich vielleicht 
nicht an die Bedürfnisse einer wachsenden Weltbevölke-
rung und die Umweltbedrohungen für unseren Planeten 
anpassen können, versucht FoodE, diese Verbindungen 
wieder aufzubauen, indem es innovative Instrumente ein-
setzt, die eine „Think global, act local“-Mentalität erleich-
tern, lokale Gemeinschaften einbeziehen sowie bestehen-
de und zukünftige bürgerorientierte Initiativen für ein 
Nahrungsmittelsystem nachhaltiger gestalten. Der auf „Ci-
tizen Science“ basierende Forschungsansatz wird ein tiefes 
Verständnis für die Bedürfnisse der in der lokalen Nah-
rungsmittelproduktion beteiligten Akteure wie etwa Erzeu-
ger/innen sowie Verbraucher/innen ermöglichen und dazu 
beitragen, nachhaltige, bürgerorientierte Ernährungssys-
teme zu entwickeln. Dabei wird die Vielfalt europäischer 
Städte und Regionen berücksichtigt. 

Unter der Leitung der Universität Bologna bearbeitet 
das ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung diese Fragestellungen gemeinsam mit einem euro-
päischen Konsortium bestehend aus 24 Partnern, darunter 
acht Forschungseinrichtungen, fünf Städte und Gemein-
den sowie elf Nichtregierungsorganisationen und Unter-
nehmen. Das Projekt ist im Februar 2020 gestartet und hat 
eine Laufzeit von 48 Monaten.

Ru n r i d Fox- K ä m pe r 
runrid.fox-kaemper@ils-forschung.de

Dr  .  K ath r i n S pecht
kathrin.specht@ils-forschung.de

EU-Kommission bewilligt 	
Forschungsvorhaben 			
„FoodE“ zur urbanen 			 
Nahrungsmittelproduktion 
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Mit ihrem Projektantrag „Urban human-nature resonance 
for sustainability transformation“ (URBNANCE) überzeug-
te Dr. Martina Artmann, Postdoktorandin im Leibniz-Insti-
tut für ökologische Raumentwicklung (IÖR), im Leib-
niz-Wettbewerb 2020. Sie erhält Fördermittel für ihre 
weitere Forschungsarbeit und den Aufbau einer Leibniz-Ju-
nior Research Group im IÖR in Dresden. 

Die Nachwuchsgruppe rund um Martina Artmann 
wird untersuchen, wie enge Verbindungen zwischen 
Mensch und Natur in der Stadt dazu beitragen können, eine 
Nachhaltigkeitstransformation zum Schutz der natürlichen 
Umwelt voranzubringen. „Wir gehen von der Annahme aus, 
dass Trends wie die Urbanisierung, Digitalisierung und 
Technologisierung den Menschen immer weiter von der 
Natur entfremden“, erläutert Martina Artmann. „Wenn wir 
diesen Kreislauf durchbrechen und die Verbindung zwi-

schen Mensch und Natur wieder stärken, dann kann dies 
auch positive Effekte für die Nachhaltigkeitstransformation 
haben.“

Martina Artmann geht es in ihren Untersuchungen 
um tiefe und lebendige Verbindungen zwischen Mensch 
und Natur in der Stadt, jene also, die mit Gefühlen und 
Wertvorstellungen zu tun haben. Tiefe Mensch-Natur-Ver-
bindungen gelten als ein wichtiger Hebelpunkt bei der 
Transformation zu mehr Nachhaltigkeit. „Wenn wir eine tie-
fe Verbindung zur Natur haben, macht es uns auch Spaß, 
die Natur zu schützen und zum Beispiel unseren Konsum 
zurückzuschrauben. Das ist eine Annahme dieses Konzep-
tes“, so Artmann. 

Doch wie lassen sich unterschiedliche urbane 
Mensch-Natur-Verbindungen und ihre Tiefen beschreiben 
und messen? Welche Wirkung kann eine lebendige Bezie-
hung zwischen Mensch und Natur wirklich für eine Nach-
haltigkeitstransformation entfalten? Diesen Fragen wird 
Martina Artmann, unterstützt durch drei Promovierende, 
nachgehen. Im Fokus der interdisziplinären Nachwuchs-
gruppe stehen dabei die Theorien und Konzepte der Reso-
nanz, Tiefenökologie sowie beziehungsorientierte Werte 
von Ökosystemleistungen. Unterstützt wird die Nach-
wuchsgruppe am IÖR durch nationale und internationale 
Partner: die Technische Universität Berlin, die Technische 
Universität Dresden, das Institute for Advanced Sustainabi-
lity Studies (IASS) Potsdam sowie die University of Florida 
in den USA und die University of Nottingham in Großbritan-
nien.

Das Projekt wird im Wettbewerbsverfahren der Leib-
niz-Gemeinschaft für insgesamt fünf Jahre gefördert. Das 
hat der Senat der Leibniz-Gemeinschaft bei seiner Sitzung 
am 26. November 2019 in Berlin entschieden. Die Finan-
zierung erfolgt dabei anteilig durch die Leibniz-Gemein-
schaft und das IÖR, das 40 Prozent der Fördersumme bei-
steuert. 

Informationen zum Leibniz-Wettbewerb: 
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/forschung/leibniz- 
wettbewerb.html

Dr  .  M a r ti n a Ar  tm a n n
m.artmann@ioer.de

IÖR im Leibniz-Wettbewerb 2020 
erfolgreich
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Seit den 1990er Jahren haben sich die Praktiken der städti-
schen Planung massiv verändert. Die Entwicklung digitaler 
Informationstechnologien hat zu einer Modifikation des 
Planungshandelns und der Planungskommunikation beige-
tragen, die sich auch auf die öffentliche Sphäre auswirkt. 
Denn obwohl die Relevanz partizipativer Planung und Ge-
staltung von Stadträumen zweifelsohne zugenommen hat, 
werden die digitalen Beteiligungs- und Kommunikations-
formate dadurch nicht weniger kontrovers diskutiert. Ins-
besondere digital produzierte Visualisierungen scheinen in 
diesen Prozessen und nicht zuletzt auch für die Vorstellun-
gen urbaner Zukunftsvisionen eine entscheidende Rolle zu 
spielen. Oft als Instrumente zur Förderung von Partizipati-
on angesehen, sollen sie im besten Falle dazu beitragen, 
Öffentlichkeit und Transparenz herzustellen. Über die bis-

herige und gegenwärtige Nutzung und die Auswirkungen 
spezifischer Modi der analogen und digitalisierten Visuali-
sierung auf die tatsächlichen städtebaulichen Planungs- 
und Entwicklungsprozesse ist jedoch wenig bekannt. 

Die Abschlusskonferenz des Medplan-Projektes zu 
„Visual Communication in Urban Design and Planning“, die 
im September 2019 an der TU Berlin und dem Leibniz-Ins-
titut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) in Erkner 
stattfand, hat diese Themen diskursiv auf den Prüfstand 
gestellt. Hierzu wurden national und international renom-
mierte Wissenschaftler/innen eingeladen, die mit ausge-
wiesener Expertise auf dem Gebiet visueller Kommunikati-
on in der Stadtplanung wichtige Beiträge zu einem noch 
jungen Forschungsfeld leisteten. Im Verlauf von drei Sessi-
ons wurden Beiträge diskutiert, die sich thematisch mit 

Visuelle Kommunikation  
in der Stadtplanung
MedPlan-Konferenz am 26./27. September 2019 in Berlin und Erkner

Diskussion mit Laura Kurgan

©
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S



8103 / 2019 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Fragen zu „Visual Communication and Planning Cultures“, 
„Visual Communication and the Public Sphere“ sowie zu 
„Visual Communication and (digital) Participation“ ausein-
andersetzten. Die Vorträge gewährten dabei Einblicke in 
historische Entwicklungen anhand von Visualisierungen 
von Planungsprozessen in Amsterdam, Kairo, Berlin und 
dem Saarland. Ebenso wurden postkoloniale Perspektiven 
auf Planungsprozesse in Lagos und Kairo entwickelt, die an-
schaulich und kritisch den Umgang mit der visuellen Dar-
stellung von staatlich überformten Utopien und Vorstellun-
gen städtischer Zukünfte darlegten. Und letztlich zeigten 
auch die Vorträge zur digitalen Beteiligung in Nordengland, 
Schweden, den USA und Deutschland (Berlin), dass sich 
die öffentliche Sphäre nicht nur verändert, sondern dass 
durch digitale Formen der visuellen Kommunikationen 
auch die Vermittlung und der Austausch von Wissen sowie 
die Herstellung von Vertrauen zentrale Herausforderungen 
für die Gegenwart und die Zukunft sind. Mit Prof. Laura 
Kurgan (Columbia University, New York) und Prof. Dr. 
Gillian Rose (St. John’s College, Oxford) konnten überdies 
zwei angesehene Wissenschaftlerinnen gewonnen werden, 
die im Rahmen einer Public Lecture im BHR-OX bauhaus 
reuse und einer Morning Lecture am IRS in Erkner aktuelle 
Aspekte urbaner Visualisierungen im Fahrwasser von Big 
Data, Smart City und Algorithmisierung kritisch diskutier-
ten. 

Den Abschluss bildete ein Round Table mit einer offe-
nen Diskussionsrunde, die sich mit der Frage befasste, in-
wieweit Digitalisierungs- und Mediatisierungsprozesse 
wirklich zu einer Veränderung der Planung geführt haben 
– was alle Beteiligten mehrfach betonten. Dies gilt bei-
spielsweise für die Designpraktiken in der Planung und Ar-
chitektur, die es aber (noch) genauer zu reflektieren gilt. 
Dies gilt auch für die planerische Phantasie und inwieweit 
technikinduzierte, visuelle Darstellungen neue Möglich-
keitsräume für die Planung eröffnen. Zu berücksichtigen ist 
dabei immer, in welchem politischen Kontext Planung als 
solche stattfindet und wie sich unter diesen Bedingungen 
neue Formen der Öffentlichkeit herausbilden und wie diese 
zu verstehen sind. Die Konferenz bot damit einerseits 
fruchtbare Einblicke in ein breites Spektrum an interkultu-
rellen und interdisziplinären Zuschnitten zu Stadtplanungs- 
und Beteiligungsprozessen sowie deren visueller Kommu-
nikation und zeigte andererseits theoretische Perspektiven 
und empirische Anschlüsse für weitere Forschung auf.

Mehr zum abteilungs- und institutionenübergreifen-
den Medplan-Projekt, an dem die Abteilungen „Kommuni-
kations- und Wissensdynamiken im Raum“ und die „Histo-
rische Forschungsstelle“ des IRS sowie der Sonderfor- 
schungsbereich 1265 der TU Berlin beteiligt sind, finden 
Sie hier: 
https://leibniz-irs.de/forschung/projekte/projekt/media 
tisierungsprozesse-in-der-staedtebaulichen-planung- 
und-veraenderungen-der-oeffentlichen-sphaere/ 

Dr  .  A j it S i n g h
Tel. +49 3362 793-276
ajit.singh@leibniz-irs.de
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Ausgewählte  
Zeitschriftenbeiträge

Als Informationsservice für die For-
schung und zur Förderung des Trans
fers raumwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse in die Praxis wird in 
den ARL-Nachrichten in jedem Heft auf 
raumrelevante Beiträge aus national 
und international bedeutsamen Zeit-
schriften hingewiesen. Vollständigkeit 
wird nicht angestrebt. Autorinnen/Au-
toren und Leser/innen werden gebe-
ten, die Redaktion auf erwähnenswerte 
Arbeiten aufmerksam zu machen.
Die Aufsätze werden nur einmal – nach 
ihrem inhaltlichen Schwerpunkt – einer 
Rubrik zugeordnet. 
Die Zeitschriftenschau ist wie folgt ge-
gliedert:

1.	Theoretische und  
methodische Grundlagen

2.	Raumplanung  
und -entwicklung

3.	Umwelt

4.	Wirtschaft

5.	Soziales

6.	Infrastruktur

1. 	Theore tische und 		
	 me thodische 			 
	 Grundl agen

Allmendinger, P.; Haughton, G. (2019): 
Opening up Planning? Planning Reform 
in an Era of ‘Open Government’. In: 
Planning Practice & Research 34 (4), 
438-453.

Brenner, J. (2019): Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse. Staatsziel im  
Grundgesetz und eigenständiges För-
derprogramm für die Raumentwick-
lung. In: Planerin (5), 64-65.

Craggs, R. (2019): Decolonising The Geo-
graphical Tradition. In: Transactions of 
the Institute of British Geographers 44 
(3), 444-446.

Diller, C.; Tögel, K. (2019): Medien und 
Justiz in Planungsprozessen. Konse-
quenzen für die Planerrolle und die 
Raumplanungsausbildung. In: Raum-
Planung (203/5), 55-61.

Gerhard, U. (2019): Mega Cities or Slum-
dog Cities? The Challenges of Doing 
Comparative Urban Research in Global 
Urban Society. In: Geographische Zeit-
schrift 107 (3), 188-208.

Grange, K.; Gunder, M. (2019): The urban 
domination of the planet: A Rancièrian 
critique. In: Planning Theory 18 (4), 
389-409.

Grunewald, K.; Pekker, R.; Zieschank, R.; 
Hirschfeld, J.; Schweppe-Kraft, B.; 
Syrbe, R.-U. (2019): Grundlagen einer 
Integration von Ökosystemen und 
Ökosystemleistungen in die umwelt-
ökonomische Gesamtrechnung in 
Deutschland. In: Natur und Landschaft 
94 (8), 330-338.

Haferburg, C.; Rothfuss, E. (2019): Relati-
onal Urbanity: Perspectives of a Global 
Urban Society beyond Universalism 
and Localism. In: Geographische Zeit-
schrift 107 (3), 166-187.

Haugen, H. Ø. (2019): The social produc-
tion of container space. In: Environ-
ment and Planning D: Society and  
Space 37 (5), 868-885.

Hawkins, H. (2019): Geography’s creative 
(re)turn: Toward a critical framework. 
In: Progress in Human Geography 43 
(6), 963-984.

Heinze, S.; Finck, P.; Raths, U.; Riecken, U.; 
Ssymank, A. (2019): Analyse der Ge-
fährdungsursachen von Biotoptypen in 
Deutschland. In: Natur und Landschaft 
94 (11), 453-462.

Hoerning, J. (2019): Reassessing Urban-
ization Theory: Distinguishing and Re-
lating Urban and Rural Political Spaces. 
In: Geographische Zeitschrift 107 (3), 
209-229.

Mutuku, B.; Boerboom, L.; Madureira, A. 
M. (2019): The role of Planning Sup-
port Systems in national policy transfer 
and policy translation in secondary ci-
ties. In: International Planning Studies 
24 (3-4), 293-307.

Paech, N. (2019): Ökologischen Anstand 
üben. Wachstumskritik im Wandel. In: 
Politische Ökologie 37 (157-158), 28-
33.

Pimlott-Wilson, H.; Coates, J. (2019): 
Rethinking learning? Challenging and 
accommodating neoliberal educational 
agenda in the integration of Forest 
School into mainstream educational 
settings. In: The Geographical Journal 
185 (3), 268-278.

Rosenfeld, M. T. W.; Bischoff, I.; Haug, P.; 
Melch, S. (2019): Interkommunale Zu-
sammenarbeit als Weg zu besseren 
Verwaltungsstrukturen? – Ergebnisse 
einer Befragung der Personalräte aus-
gewählter Gemeinden. In: Die Öffent- 
liche Verwaltung 72 (22), 905-911.

Sharp, D. (2019): Difference as practice: 
Diffracting geography and the area stu-
dies turn. In: Progress in Human Geo-
graphy 43 (5), 835-852.

Weiland, U. (2019): Wo bleibt die Strate-
gische Umweltprüfung in der Luftrein-
halteplanung? In: UVP-report 33 (1), 
62-73.

2. 	R aumpl anung und 		
	 - ent wicklung
Balland, P.-A.; Boschma, R.; Crespo, J.; 

Rigby, D. L. (2019): Smart specializati-
on policy in the European Union: rela-
tedness, knowledge complexity and re-
gional diversification. In Regional 
Studies 53 (9), 1252-1268.

Bontje, M. (2019): Shenzhen: satellite city 
or city of satellites? In: International 
Planning Studies 24 (3-4), 255-271.

Frehse, M. (2019): Die europäische Raum- 
entwicklungspolitik. In: Informationen 
zur Raumentwicklung (3), 98-101.

Henger, R.; Michelsen, C.; Kühl, C.; Wand-
zik, C.; Tockner, L. (2019): Wohnen in 
der Stadt: Wege zur Lösung eines 



8303 / 2019 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Knappheitsproblems. In: Wirtschafts-
dienst 99 (9), 603-624.

Heyn, B. (2019): Die Genehmigung von 
Flächennutzungsplänen. In: Umwelt- 
und Planungsrecht 39 (10), 365-379.

Jain, M.; Korzhenevych, A. (2019): Detec-
tion of urban system in India: Urban hi-
erarchy revisited. In: Landscape and 
Urban Planning 190, Art. 103588.

Kaufmann, D.; Wittwer, S. (2019): Busi-
ness centre or bedroom community? 
The development of employment in 
small and medium-sized towns. In: Re-
gional Studies 53 (10), 1483-1493.

Lindemann, I. J.; Prüß, O.; Mössner, S. 
(2019): Regionalentwicklung vor dem 
Hintergrund von Komplexität – prakti-
sche Einblicke aus dem echten Norden. 
In: Standort – Zeitschrift für Ange-
wandte Geographie 43 (3), 171-176.

Medeiros, E. (2019): A renewed territorial 
cohesion narrative. Reflections on the 
EU Territorial Agenda. In: Informatio-
nen zur Raumentwicklung (3), 30-37.

Müller-Mahn, D.; Dannenberg, P.; Klagge, 
B. (2019): Das ländliche Afrika im Um-
bruch. Entwicklungskorridore und die 
Transformation des Agrarsektors. In: 
Geographische Rundschau 71 (11), 
10-16.

Münter, A.; Reimer, M. (2019): Europäi-
sche territoriale Governance. Auswir-
kungen auf nationale Planungssysteme. 
In: Informationen zur Raumentwick-
lung (3), 38-47. 

Priebs, A. (2019): Ländliche Mittelzentren 
in Schleswig-Holstein – Kleine Städte 
vor großen Herausforderungen. In: 
Standort – Zeitschrift für Angewandte 
Geographie 43 (3), 185-191.

Ratter, B.; Hennig, A.; Zahid (2019): Chal-
lenges for shared responsibility – Politi-
cal and social framing of coastal protec-
tion transformation in the Maldives. In: 
DIE ERDE – Zeitschrift der Gesellschaft 
für Erdkunde zu Berlin 150 (3), 169-
183.

Szücs, L.; Garschhammer, J.; Meyer, C.; 
Reinke, M.; Blum, P. (2019): Integrati-
on von Ökosystemleistungen in die 
kommunale und regionale Landschafts-
planung. Mehrwert und Erkenntnisge-
winn für die Planungspraxis. In: Natur-
schutz und Landschaftsplanung 51 
(11), 530-537.

Wotha, B.; Kühl, A. (2019): Regionalent-
wicklung in den ländlichen Räumen 
Schleswig-Holsteins im Wandel der Zeit 

– erneuern – entwickeln – ermöglichen. 
In: Standort – Zeitschrift für Ange-
wandte Geographie 43 (3), 164-170.

3. 	Umwelt
Benra, F.; Nahuelhual, L.; Gaglio, M.; Gissi, 

E.; Aguayo, M.; Jullian, C.; Bonn, A. 
(2019): Ecosystem services tradeoffs 
arising from non-native tree planta- 
tion expansion in southern Chile. In: 
Landscape and Urban Planning 190, 
Art. 103589.

Borck, R.; Pflüger, M. (2019): Green cities? 
Urbanization, trade, and the environ-
ment. In: Journal of Regional Science 
59 (4), 743-766.

Borck, R.; Tabuchi, T. (2019): Pollution 
and city size: can cities be too small? In 
Journal of Economic Geography 19 
(5), 995-1020.

Brackhane, S.; Liesen, J.; Bieber, M.; Godt, 
J.; Schoof, N.; Rosenthal, G.; Reif, A. 
(2019): Flächenpotenziale und Ent-
wicklungskonzepte zur Realisierung 
des 2 %-Wildnisziels in Naturparken in 
Deutschland. In: Natur und Landschaft 
94 (9-10), 402-408.

Klohn, W. (2019): Probleme und Perspek-
tiven der Intensivlandwirtschaft in 
Nordwestdeutschland. In: Geographi-
sche Rundschau 71 (9), 16-21.

Kümper, B. (2019): Das Enteignungsrecht 
des WHG nach seiner Neufassung 
durch das Hochwasserschutzgesetz II – 
Teil 1: Rechtsgrundlagen und Systema-
tik. In: Natur und Recht 41 (10), 664-
675.

Kümper, B. (2019): Das Enteignungsrecht 
des WHG nach seiner Neufassung 
durch das Hochwasserschutzgesetz II – 
Teil 2: Die enteignungsrechtliche Vor-
wirkung. In: Natur und Recht 41 (11), 
731-741.

Latif, M. (2019): Unter Druck. Ozeane im 
Klimawandel. In: Politische Ökologie 37 
(157-158), 108-113.

Majewski, L.; Engelbauer, M.; Job, H. 
(2019): Tourismus und nachhaltige 
Entwicklung in deutschen Naturpar-
ken. In: Natur und Landschaft 94 (9-
10), 422-426.

Ratter, B. M. W.; Schaper, J. (2019): Risi-
ko-Management in der Badewanne. 
Wenn in Ostfriesland bei Sturmflut das 
Wasser von allen Seiten kommt. In: 
Geographische Rundschau 71 (9), 28-
33.

Rice, W. L.; Newman, P.; Miller, Z. D.; Taff, 
B. D. (2019): Protected areas and 
noise abatement: A spatial approach. 
In: Landscape and Urban Planning 194, 
Art. 103701.

Schröter, F. (2019): Umweltprobleme des 
Verkehrs. Ist das E-Auto die Lösung? In: 
RaumPlanung (203/5), 16-21.

Zerbe, S. (2019): Agroforstsysteme in 
Mitteleuropa als ein Beitrag zur nach-
haltigen Landnutzung. Das Beispiel der 
Lärchenwiesen und Lärchenweiden in 
Südtirol. In: Naturschutz und Land-
schaftsplanung 51 (9), 428-433.

Zyśk-Gorczyńska, E.; Skórka, P.; Żmihorski, 
M. (2019): Graffiti saves birds: A year-
round pattern of bird collisions with 
glass bus shelters. In: Landscape and 
Urban Planning 193, Art. 103680.

4. 	Wirtschaf t
Bossler, M.; Fuchs, J.; Kubis, A.; Schneider, 

L. (2019): Mögliche Brexit-Folgen für 
den deutschen Arbeitsmarkt. In: Wirt-
schaftsdienst 99 (10), 687-692.

Craggs, R. (2019): Decolonising The Geo-
graphical Tradition. In: Transactions of 
the Institute of British Geographers 44 
(3), 444-446.

Döring, T. (2019): Alternativen zum um-
weltschädlichen Wachstum. In: Wirt-
schaftsdienst 99 (7), 497-504.

Marshall, N.; Dawley, S.; Pike, A.; Pollard, 
J.; Coombes, M. (2019): An evolutio-
nary perspective on the British banking 
crisis. In: Journal of Economic Geogra-
phy 19 (5), 1143-1167.

Martin, R.; Gardiner, B. (2019): The resili-
ence of cities to economic shocks: A 
tale of four recessions (and the challen-
ge of Brexit). In: Papers in Regional 
Science 98 (4), 1801-1832.

Mensing, K. (2019): Was kommt, wenn 
der Handel geht? Neue Nutzungen für 
Zentren mit Zukunft. In: Standort – 
Zeitschrift für Angewandte Geographie 
43 (3), 192-197.

Richter-Tokar, M.; Schiller, D. (2019): Mul-
tinationale Unternehmen aus Deutsch-
land und China. Auf dem Weg zu einer 
Partnerschaft auf Augenhöhe? In: Geo-
graphische Rundschau 71 (7-8), 10-
16.



84 au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g � 03 / 2019 _  N ach ri chten d er ARL 

5. 	Soziales
Drilling, M.; Schnur, O. (2019): Neigh-

bourhood research from a geographi-
cal perspective. In: DIE ERDE – Zeit-
schrift der Gesellschaft für Erdkunde 
zu Berlin 150 (2), 48-60.

Engel, S.; Deuter, M.-S.; Domann, V.;  
Nuissl, H.; Baumgärtner, A. (2019):  
Lokale Anwerbe- und Abwehrpolitiken 
im Kontext von Migration und Flucht. 
In: disP – The Planning Review 55 
(218/3), 43-55.

Haverkamp, S. (2019): Wenn das Wohnen 
zur Gemeinschaftsaufgabe wird. In: 
Geographische Rundschau 71 (10), 
12-16. 

Katz, C. (2019): Einiges gewonnen, aber 
weiterhin umkämpft. Gender und 
Nachhaltigkeit. In: Politische Ökologie 
37 (157-158), 82-87.

Kühn, M.; Münch, S. (2019): Zuwande-
rungspolitik – ein neues kommunales 
Aufgabenfeld? In: disP – The Planning 
Review 55 (218/3), 22-30.

Liu, Y.; Wang, R.; Grekousis, G.; Liu, Y.; 
Yuan, Y.; Li, Z. (2019): Neighbourhood 
greeness and mental wellbeing in 
Guangzhou, China: What are the path-
ways? In: Landscape and Urban Plan-
ning 190, Art. 103602.

Morelli, N. (2019): Creating Urban Social-
ity in Middle-Class Neighborhoods in 
Milan and Bologna: A Study on the So-
cial Streets Phenomenon. In: City & 
Community 18 (3), 834-852.

Neuburger, M.; de Souza Pinto Filho, S.; 
Cândido Zinek, W.; Nobre do Nasci-
mento, G.; Alves, D. (2019): Stimmen 
aus dem Off. Marginalisierte Perspekti-
ven auf aktuelle Entwicklungen in Brasi-
lien. In: Geographische Rundschau 71 
(7-8), 40-45.

Ramos Lobato, I.; Groos, T. (2019): 
Choice as a duty? The abolition of pri-
mary school catchment areas in North 
Rhine-Westphalia/Germany and its im-
pact on parent choice strategies. In: 
Urban Studies 56 (15), 3274-3291.

Renn, O. (2019): Vom Wellenreiten. Poli-
tische Risiken der Transformationen. 
In: Politische Ökologie 37 (157-158), 
234-239.

Sachs Olsen, C. (2019): Urban space and 
the politics of socially engaged art. In: 
Progress in Human Geography 43 (6), 
985-1000.

Schultz, S. (2019): Demographic futurity: 
How statistical assumption politics 
shape immigration policy rationales in 
Germany. In: Environment and Plan-
ning D: Society and Space 37 (4), 644-
662.

Schulz, C. (2019): Die Hamburger Bürger-
verträge – Rechtliche Untersuchung 
eines neuen Mitbestimmungsinstru-
ments im Spannungsfeld zwischen 
direkter und repräsentativer Demokra-
tie. In: Die Öffentliche Verwaltung 72 
(14), 533-543.

Shirazi, M. R.; Keivani, R. (2019): The triad 
of social sustainability: Defining and 
measuring social sustainability of urban 
neighbourhoods. In: Urban Research & 
Practice 12 (4), 448-471.

Šídlo, L.; Šprocha, B.; Klapková, M. (2019): 
Regional differences in population 
aging in Europe viewed through pros-
pective indicators. In: Erdkunde – Ar-
chive for Scientific Geography 73 (3), 
225-240.

Stillwagon, R.; Ghaziani, A. (2019): Queer 
Pop-Ups: A Cultural Innovation in Ur-
ban Life. In: City & Community 18 (3), 
874-895.

Unbehaun, W. (2019): Pendeln im ländli-
chen Raum. Frauen unterwegs zwi-
schen Familien- und Erwerbsarbeit. In: 
Planerin (5), 16-18.

6. 	Infr a struk tur
Kemfert, C. (2019): Dekarbonisiert, digi-

tal und demokratisch. Energieversor-
gung im Jahr 2050. In: Politische Ökolo-
gie 37 (157-158), 162-167.

Lege, J. (2019): Enteignung zwecks Be-
schaffung politischer Akzeptanz? Zur 
erzwungenen „Bürgerbeteiligung“ an 
Windkraftanlagen. In: NVwZ – Neue 
Zeitschrift für Verwaltungsrecht 38 
(14), 1000-1005.

Li, L.; Uyttenhove, P.; Vaneetvelde, V. 
(2019): Planning green infrastructure 
to mitigate urban surface water floo-
ding risk – A methodology to identify 
priority areas applied in the city of 
Ghent. In: Landscape and Urban Plan-
ning 194, Art. 103703.

Munishi, E.; Louis, N.; Drescher, A.; Krüger, 
F. (2019): Infrastrukturentwicklung 
und das Recht auf Stadt. Das Beispiel 
Daressalaam [Dokumentation]. In: 
Geographische Rundschau 71 (11), 
40-41.

Navarrete-Hernandez, P.; Laffan, K. 
(2019): A greener urban environment: 
Designing green infrastructure inter-
ventions to promote citizens’ subjec-
tive wellbeing. In: Landscape and Urban 
Planning 191, Art. 103618.

Wahlhäuser, J. (2019): Öffentlich zugäng-
liche Ladepunkte für Elektromobile un-
ter dem Blickwinkel des Bauplanungs-
rechts. In: Umwelt- und Planungsrecht 
39 (9), 321-327.

Waibel, M. (2019): Copenhagenize Ham-
burg: Auf dem Weg zur Fahrradstadt? 
In: Geographische Rundschau 71 (9), 
22-27.



8503 / 2019 _  N ach ri chten d er AR  L� au s r au m fo r sch u n g u n d - pl a n u n g

Neuerscheinungen aus anderen Verlagen

Un ser Pl an für  
Deut schl and
Gleichwertige Lebensverhältnisse  
überall

Schlussfolgerungen von Bundesminister 
Horst Seehofer als Vorsitzendem sowie 
Bundesministerin Julia Klöckner und Bun-
desministerin Dr. Franziska Giffey als 
Co-Vorsitzenden zur Arbeit der Kommissi-
on „Gleichwertige Lebensverhältnisse“
Deutschland ist ein vielfältiges Land. Seine 
Vielfalt ist Teil der Erfolgsgeschichte der 
Bundesrepublik. Aber es sind zunehmend 
Disparitäten – also ungleiche Lebensver-
hältnisse – zu beobachten zwischen und 
innerhalb von Regionen und ihren Entwick-
lungen; nicht nur zwischen Ost und West, 
sondern auch zwischen Nord und Süd. Be-
troffen sind überhitzte Ballungsgebiete 
ebenso wie urbane Gegenden oder ländli-
che Räume. Es besteht die Gefahr, dass 
sich die erkannten Ungleichgewichte ver-
festigen oder zunehmen. 
Um dem entgegenzuwirken, hat die Bun-
desregierung die Kommission „Gleichwer-
tige Lebensverhältnisse“ eingesetzt. Ihre 
sechs Arbeitsgruppen haben sich intensiv 
mit Ursachen der Ungleichheit und mögli-
chen Gegenmaßnahmen auseinanderge-
setzt und dazu zahlreiche Vorschläge vor-
gelegt, um ländliche wie städtische 
Regionen nachhaltig attraktiv, wirtschaft-
lich vital, lebenswert und demographiefest 
zu gestalten. 
https://www.bundesregierung.de/breg-de/ 
service/publikationen/unser-plan-fuer- 
deutschland-1647006

St a dtklim a
Sascha Henninger, Stephan Weber

In naher Zukunft werden weltweit zwei  
von drei Menschen in Städten leben. Urba-
nisierung und Klimawandel stellen die 
städtischen Räume vor große Herausfor-
derungen. Das Verständnis der Wechsel-
wirkungen zwischen Klima, Luftqualität 
und Städtebau erlangt daher eine wach-
sende Bedeutung. Das Lehrbuch führt in 
die physikalischen Grundlagen und Prozes-
se des Stadtklimas ein und beleuchtet die 
Arbeitsfelder der planungsorientierten 
Stadtklimatologie.
ISBN 978-3-8252-4849-9

Innen s tadtinteg rierte  
E ink aufszentren
Chancen und Risiken für eine  
nachhaltige Stadtentwicklung 
Rolf Monheim

Innerstädtische Shoppingcenter stehen 
immer wieder im Kreuzfeuer gegensätzli-
cher Bewertungen. Dieser Band diskutiert 
ein breites Spektrum relevanter Gesichts-
punkte von Angebot und Nachfrage. Er will 
die Vielfalt der Beurteilungskriterien auf-
zeigen, die im Hinblick auf eine nachhaltige 
Stadtentwicklung für oder gegen Shop-
pingcenter sprechen, und zu einer intensi-
veren Beschäftigung mit den spezifischen 
örtlichen Verhältnissen anregen. Neben 
den Sortimenten, Verkaufsflächen, Laden-
mieten und architektonischen Konzepten 
werden die Herkunft, die Tätigkeiten und 
Einstellungen der Besucher von Innenstäd-
ten und Einkaufszentren berücksichtigt. 
Einen wichtigen Faktor für die Nachhal- 
tigkeit bilden zudem die Entschei- 
dungsabläufe.
Entgegen den oft pauschalen Annahmen 
über die Auswirkungen innenstädtischer 
Einkaufszentren zeigen empirische Erhe-
bungen, dass die Chancen und Risiken ent-
scheidend vom Einzelfall abhängen. Die 
meisten Center sind weitgehend in die Le-
benswirklichkeit der Innenstädte integ-
riert. Die Untersuchungsansätze und die 
Interpretation der Befunde unterliegen 
den divergierenden Interessen der Betei-
ligten bzw. Betroffenen: Händler, Immobi-
lieneigentümer, Bürger, Politiker und Ver-
waltung bzw. Planung auf lokaler, regio- 
naler und überregionaler Ebene. 
ISBN 978-3-947475-14-8
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L andsc ape Pl a nning with 
Ecos ys tem Serv ices 
Theories and Methods for Application 
in Europe
Christina von Haaren, Andrew A. Lovett, 
Christian Albert (Eds.)

Human well-being depends in many ways 
on maintaining the stock of natural resour-
ces which deliver the services from which 
human’s benefit. However, these resour-
ces and flows of services are increasingly 
threatened by unsustainable and compe-
ting land uses. Particular threats exist to 
those public goods whose values are not 
well-represented in markets or whose de-
terioration will only affect future genera-
tions. As market forces alone are not suffi-
cient, effective means for local and 
regional planning are needed in order to 
safeguard scarce natural resources, coor-
dinate land uses and create sustainable 
landscape structures.
ISBN 978-94-024-1679-4

Ordnung und G es talt
Geschichte und Theorie des Städte-
baus in Deutschland 1922 bis 1975 
Jörn Düwel, Niels Gutschow

Das 20. Jahrhundert begann mit einer ver-
nichtenden Klage gegen die Großstadt: Sie 
sei grenzenlos und unübersichtlich, chao-
tisch und ungeordnet. Der Großstädter sei 
haltlos; er fühle sich ungeborgen und nicht 
sesshaft – deshalb die allgemein akzeptier-
te Forderung, die Stadt von Grund auf zu 
erneuern („Gesundung des kranken Stadt-
körpers“) oder gar aufzulösen. Wohlbe-
dachte Beglückungsstrategien von Stadt-
planern und Architekten zielten darauf, die 
überkommene Stadt durch eine bessere zu 
ersetzen. Dabei ging es nicht nur um neue 
Räume, sondern vor allem um andere sozi-
ale Ordnungsmuster. 
Im Rückblick ist nicht zu übersehen, dass 
die Umsetzung dieser Versprechen zum 
unbedingten Glück immer wieder an den 
Realitäten scheiterte. Erst im letzten Drit-
tel des vergangenen Jahrhunderts setzte 
sich allmählich die Erkenntnis vom hohen 
kulturellen und sozialen Wert der beste-
henden Stadt durch. Diese widersprüchli-
che und kontrastreiche Entwicklung der 
Stadt sowie die Ideengeschichte des Städ-
tebaus werden im Spiegel der Deutschen 
Akademie für Städtebau und Landespla-
nung zwischen 1922 und 1975 entfaltet – 
von den Anfängen in der Weimarer Repub-
lik über ihre Rolle und Funktion in der Zeit 
des Nationalsozialismus bis zu ihrem Wir-
ken in der Bundesrepublik.
ISBN 978-3-86922-490-9

Mobilität satl a s 2019
Heinrich-Böll-Stiftung, VCD Verkehrsclub 
Deutschland e. V. (Hrsg.)

Der „Mobilitätsatlas 2019“ ist ein Kursbuch 
zur Verkehrswende. Er präsentiert Vor-
schläge und Lösungen für eine klima- 
freundliche und ressourcenschonende 
Mobilität und bietet darüber hinaus Beiträ-
ge und Infografiken zu Elektromobilität, 
ländlichem Verkehr, autonomem Fahren, 
Klimaschäden und Gesundheitswirkungen 
von Verkehr.
ISBN 978-3-86928-210-7

https://www.boell.de/de/2019/11/05/
mobilitaetsatlas-2019
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Et hik des Wissen s
Freiheit und Verantwortung der Wis-
senschaft in Zeiten des Klimawandels
Markus Vogt

Wissenschaft ist ein treibender Faktor der 
globalen Entwicklung, die derzeit unauf-
haltsam in einen ökologischen Suizid unse-
rer Zivilisation zu münden scheint. Ebenso 
ist sie in der Wissens- und Innovationsge-
sellschaft unverzichtbarer Teil der Lösung. 
Angesichts dieser Ambivalenz steht sie vor 
der Herausforderung, die Zuordnung von 
Wissen und Verantwortung jenseits dekla-
matorischer Weltrettungsrhetorik neu zu 
vermessen. Die positivistische Trennung 
zwischen Wissen und Werten steht auf 
dem Prüfstand. Die postfaktische Verach-
tung der Vernunft erfordert offensive Ant-
worten zur Unterscheidung zwischen Wis-
sen und Meinung. Die virtuellen Welten 
der Digitalisierung schaffen dafür verän-
derte Kommunikationsbedingungen, je-
doch tieferliegend auch ein neues Nach-
denken darüber, was wir überhaupt unter 
Wirklichkeit, Rationalität und Bildung ver-
stehen wollen. Transdisziplinäre Wissen-
schaft sucht eine Neujustierung des Ver-
hältnisses zwischen Forschung, Klugheit, 
Moral und Gesellschaft. Der vorliegende 
Essay fasst dies unter dem Begriff „Ethik 
des Wissens“ zusammen. 
ISBN 978-3-96238-163-9

Die G rüne St adt
Stadtnatur als Ideal, Leistungsträger 
und Konzept für Stadtgestaltung
Jürgen Breuste

Dieses Lehrbuch zur Grünen Stadt unter-
sucht Stadtnatur als Ideal, Leistungsträger 
und Konzept für Stadtgestaltung. Es beant-
wortet wichtige aktuelle Fragen, die sich zu 
den ökologischen und kulturellen Grundla-
gen, zur Entwicklung und Struktur und 
zum ökologischen Leistungsvermögen 
von Stadtnatur weltweit stellen. Das Buch 
erklärt, was Stadtnatur ist, wie sie entstand 
und wie sie sich im Kontext zu den natürli-
chen und kulturellen Bedingungen ihrer 
Standorte entwickelte. Zudem wird be-
schrieben, was urbane Biodiversität aus-
macht und welche Rolle differenzierte 
Stadtnatur im Konzept der Grünen Stadt 
einnimmt. Theorien der Stadtentwicklung 
und Ökologie werden mit praktischen An-
wendungen der Stadtplanung verbunden 
und mit vielen Fallstudien und Beispielen 
veranschaulicht. Die großen Potenziale 
von Stadtnatur werden im Detail aufge-
zeigt. Um Probleme in der Stadt zu bewälti-
gen oder zu mildern, bedarf es eines zielge-
richteten, an die besonderen Bedingungen 
der verschiedenen Stadtnatur-Arten ange-
passten Stadtnatur-Managements, das Na-
turschutz wie Naturgestaltung gleicher-
maßen einschließt und dabei immer den 
Bezug zu den Stadtbewohnern im Auge 
behält.
Das Lehrbuch spricht besonders Studie-
rende und Lehrende der Fächer Stadtpla-
nung, Ökologie, Geographie, Sozialwissen-
schaften sowie Praktiker der Stadtgestal- 
tung an.
ISBN 978-3-662-59069-0

R aum neu denken
Von der Digitalisierung zur Dezentrali-
sierung 
Peter Bußjäger (Hrsg.)

In ganz Europa bereiten die unterschiedli-
chen Entwicklungsgeschwindigkeiten der 
urbanen Ballungsräume und ländlichen 
Gegenden politische Probleme. Die Gelb-
westen-Bewegung in Frankreich oder die 
Entleerung zahlreicher Dörfer, ja ganzer 
Landstriche in Spanien sind nur zwei Bei-
spiele, die die Brisanz dieser Entwicklung 
aufzeigen. In der vorliegenden Publikation 
werden Ursachen und Wirkungen von Me-
gatrends genauso analysiert wie die Mög-
lichkeiten der Gegensteuerung. So wird 
u. a. sowohl die Verschiebung des Human-
kapitals in Österreich als auch die Lokomo-
tivfunktion von Wissenschaft und For-
schung für das regionale Wirtschafts- 
wachstum untersucht. Im Kapitel „Regio-
nalpolitische Folgen der Digitalisierung“ 
wird in einer Analyse der deutschen Land-
kreise die zentralisierende Wirkung der 
Digitalisierung ebenso dargestellt wie die 
systemimmanente dezentralisierende Wir- 
kung der Digitalisierung. Am Beispiel der 
Universität Innsbruck wird beschrieben, 
wie eine regionale Universität mit einem 
Digital Science Center und mehr als zwan-
zig Professuren die digitalen Herausforde-
rungen der Region aufnimmt. Ein Beitrag 
über eine aktuelle Studie in der Schweiz 
beleuchtet die Chancen, aber auch die Risi-
ken, die die Digitalisierung für die regionale 
Entwicklung mit sich bringt. In einem aus-
führlichen Artikel werden die Dezentrali-
sierungsinitiativen europäischer Staaten 
und Regionen vorgestellt.
ISBN 978-3-7003-2168-2
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Die zerrissene Repub lik
Wirtschaftliche, soziale und politische 
Ungleichheit in Deutschland 
Christoph Butterwegge

Seit geraumer Zeit ist das Problem wach-
sender Ungleichheit das Kardinalproblem 
unserer Gesellschaft, wenn nicht der ge-
samten Menschheit. Während daraus im 
globalen Maßstab ökonomische Krisen, 
Kriege und Bürgerkriege resultieren, die 
wiederum größere Migrationsbewegun-
gen nach sich ziehen, sind in Deutschland 
der soziale Zusammenhalt und die reprä-
sentative Demokratie bedroht. Daher wird 
nicht bloß thematisiert, wie soziale Un-
gleichheit entsteht und warum sie zuge-
nommen hat, sondern auch, weshalb die 
politisch Verantwortlichen darauf kaum 
reagieren und was getan werden muss, um 
sie einzudämmen.
ISBN 978-3-7799-6114-7

Participatory Rese arch 
and Pl anning in Pr ac tice
Janez Nared, David Bole (Eds.)

This open access book provides in-depth 
insights into participatory research and 
planning by presenting practical examples 
of its use. In particular, it describes theo-
retical and methodological aspects of par-
ticipatory research and planning, as well as 
the implementation of participatory pro-
cesses in fields such as transport planning, 
cultural heritage management, environ-
mental planning and post-earthquake re-
covery. Further, it compares participatory 
planning experiences from different terri-
torial levels – from the macro-regional, e. g. 
Southeastern Europe, Mediterranean or 
European metropolitan regions, to natio-
nal, regional and local levels.
The book will help researchers, planners, 
public administration officials, decision- 
makers and the general public to under-
stand the advantages, disadvantages and 
constraints of participatory planning and 
research. Using various examples, it will 
guide readers through the theory of parti-
cipatory planning and research, its me-
thods, and different perspectives on how 
to use it in practice.
ISBN 978-3-030-28013-0

https://link.springer.com/book/10.1007% 
2F978-3-030-28014-7

Ak tiv e Mobilität  
im l ändlichen und  
s tädtischen R aum
Eine Analyse von Umweltmerkmalen 
und psychosozialen Faktoren
Christina Bürkert

Die Autorin beschäftigt sich mit der Frage, 
welche psychosozialen Faktoren und Um-
weltdeterminanten die Häufigkeit aktiver 
Mobilität beeinflussen. Mittels einer quan-
titativen Studie mit Menschen der Baby-
boomer-Generation identifiziert sie Unter-
schiede zwischen Stadt und ländlichem 
Raum. Darüber hinaus untersucht die Au-
torin den Einfluss von Straßengrün auf die 
Erholung der menschlichen Aufmerksam-
keitskapazität. Sie greift hierfür auf ein 
computergeneriertes Modell zurück, mit 
welchem die Probandinnen und Proban-
den virtuelle Spaziergänge durch eine 
ländliche Kleinstadt unternehmen. Die Er-
holung der Aufmerksamkeit erfasst sie 
zum einen subjektiv über Fragebögen und 
zum anderen objektiv über psychophysio-
logische Stressparameter.
ISBN 978-3-658-28009-3
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